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I. Gesetze und Verordnungen

a) Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg

Nr.16 
Kirchengesetz zu dem Vertrag zur Änderung des Vertrages 

über die Bildung einer Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen vom 3. Juni 2005 

Die 46. Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg 
hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1 
1. Dem zwischen

der Evangelisch-lutherischen Landeskirche in Braunschweig,
der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers,
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg,
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Schaumburg- Lippe
und
der Evangelisch-reformierten Kirche
(Synode der ev.-ref. Kirchen in Bayern und Nordwestdeutsch­
land)
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abzuschließenden Vertrag zur Änderung des Vertrages über die 
Bildung einer Konföderation evangelischer Kirchen in Nieder­
sachsen, der diesem Kirchengesetz als Anlage beigefügt ist, wird 
zugestimmt. 

2. Der Oberkirchenrat wird ermächtigt, den Vertrag abzuschließen.
3. Mit dem In-Kraft-Treten des Vertrages wird das durch ihn ge­

schaffene Recht für die Evangelisch-Lutherische Kirche in Ol­
denburg bindend.

Artikel 2 
Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

Oldenburg, den 3. Juni 2005 
Der Oberkirchenrat der 

Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
Krug 

Bischof 

Nr.17 

Drittes Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes zu 
dem Vertrag über die Bildung einer Konföderation 

evangelischer Kirchen in Niedersachsen vom 3. Juni 2005 
Die 46. Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg 
hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung des Kirchengesetzes zu dem Vertrag über die 
Bildung einer Konföderation evangelischer Kirchen in 

Niedersachsen 
Das Kirchengesetz zu dem Vertrag über die Bildung einer Konföde­
ration evangelischer Kirchen in Niedersachsen vom 26. November 
1970 (GVBl. XVII. Bd., S. 84), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Kirchengesetzes zu dem Vertrag zur Anderung des Vertrages zur 
Bildung einer Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersach­
sen (GVBl. XIX. Bd., S. 91) wird wie folgt geändert: 

§ 2 wird wie folgt geändert:
1. Die Absatzbezeichnung ,,(l)" wird gestrichen.
2. Absätze 2 und 3 werden aufgehoben.

Artikel 2 
In-Kraft-Treten 

Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

Oldenburg, den 3. Juni 2005 
Der Oberkirchenrat der 

Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
Krug 

Bischof 

Nr.18 

Verordnung über den Einsatz von Informationstechnologie im 
Kirchennetz der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

(Kirchennetz-Verordnung) vom 30. 8. 2005 
Der Oberkirchenrat hat gemäß Art. 117 KO mit Zustimmung des Sy­
nodalausschusses folgende Verordnung beschlossen: 

§ 1
Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung regelt den Einsatz der Informationstechnolo­
gie (IT) im Kirchennetz der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Oldenburg, insbesondere 

das Anwenden eines IT-Sicherheitskonzeptes,
den Einsatz von Programmen,
die Freigabe von Programmen,

- den Zugriff auf Programme,
- den Zugang und die Nutzung zum Kirchennetz.
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(2) Der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg zugeordne­
te rechtlch selbständige Einrichtungen können diese Verord­
nung ganz oder in Teilen für anwendbar erklären.

§2
Grundsätze 

( l) Der Oberkirchenrat erstellt ein Kirchennetz-Sicherheitskonzept.
Jede im Kirchennetz eingebundene kirchliche Stelle hat das Kir­
chennetz-Sicherheitskonzept anzuwenden.

(2) Alle kirchlichen Stellen, die auf elektronischem Weg dienstliche
Daten verarbeiten oder abrufen, werden verpflichtet, sich dem
Kirchennetz der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg
anzuschliessen und das Kirchennetz zu benutzen.

(3) Innerhalb der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg
sind einheitliche Kirchennetz-Lösungen zu entwickeln und ein­
zusetzen.

(4) Das Kirchennetz darf im Rahmen des Haupt-, Neben- oder Eh­
renamtes nur zum dienstlichen Gebrauch genutzt werden.

(5) Im Kirchennetz ist der erforderliche Schutz vor Schadprogram­
men zu gewährleisten.

(6) Die Belange des Datenschutzes sind zu beachten.
(7) Für das Kirchennetz sind IT-verantwortliche Personen zu be­

nennen.

§3
Freigabe von Programmen 

(1) Voraussetzung für den Einsatz von Anwendungsprogrammen
ist, dass insbesondere
- ein Anforderungsprofl, 
- eine Rahmenregelung fr Zugriffe und

eine Produktdokumentation vorliegen,
- keine datenschutzrechtlichen Bedenken bestehen,

das Programm getestet worden ist und
- gültige Lizenzen vorhanden sind.

(2) Alle im Kirchennetz eingesetzten Anwendungsprogramme be­
dürfen der vorherigen Freigabe durch den Oberkirchenrat.

(3) Anträge auf FreigabeJ.önnen nur durch kirchliche Körperschaf
ten gestellt werden. Uber den Antrag der Freigabe entscheidet
der Oberkirchenrat. Die Freigabe erfolgt grundsätzlich für die
gesamte Kirche, im Ausnahmefll für eine einzelne kirchliche
Körperschaft. Die Freigabe kann mit Auflagen und Nebenbe­
stimmungen verbunden werden.

(4) Programme können freigegeben werden, soweit sie fachlichen,
organisatorischen, technischen sowie rechtlichen, insbesondere
datenschutz- und sicherheitsrechtlichen Anforderungen entspre­
chen und sie nicht dem Grundsatz der Einheitlichkeit wider­
sprechen.

(5) Der Oberkirchenrat kann von einer Prüfung des jeweiligen frei­
gabepflichtigen Programs ganz oder teilweise absehen, wenn
durch die antragstellende Körperschaft oder andere Prüfstellen
Testate vorgelegt werden.

(6) Wenn die Voraussetzungen für die Freigabe eines Programms
nicht mehr gegeben sind, kann der Oberkirchenrat die Freigabe
aufheben.

§4
Zugriffe auf Programme 

(1) Der Oberkirchenrat erstellt Rahmenregelungen über die Zu­
griffsberechtigungen und deren Verfahren.

(2) Innerhalb der Rahmenregelungen werden die Zugriffe von Ver­
antwortlichen der kirchlichen Stellen konkret entschieden.

§5
Zugang zum Kirchennetz 

( 1) Die Freigabe für den Zugang zum Kirchennetz erfolgt nach Mit­
teilung an den Oberkirchenrat und persönliche Anerkennung des
IT-Sicherheitskonzeptes durch den Benutzer.

(2) Wird der im IT-Sicherheitskonzept definierte Standard nicht
eingehalten oder verändert, so dass die Sicherheit vom Kirchen­
netz gefährdet wird, kann die Zugangsberechtigung vom Ober­
kirchenrat aufgehoben werden.

(3) Der Zugang zum Kirchennetz fr den dienstlichen Gebrauch



kann auch über private Rechner erfolgen. Die Vorgaben des IT­
Sicherheitskonzeptes sind einzuhalten. Beim Zugang zum Kir­
chennetz über private Rechner ist durch Vereinbarung insbeson­
dere Folgendes zu regeln: 
- ausreichender Virenschutz,
- Einhaltung des kirchlichen Datenschutzrechtes,
- organisatorische und technische Maßnahmen zur Datensicher-

heit und zum Datenschutz.
( 4) Sonstige von einer kirchlichen Körperschaft beauftragte Stellen,

die im Interesse der kirchlichen Arbeit einen Zugang zum Kir­
chennetz benötigen, können nach Genehmigung durch den
Oberkirchenrat zugelassen werden. Absatz 3 Satz 3 mit Spiegel­
strichen gilt entsprechend.

§6
Schlussbestimmungen 

(l) Der Oberkirchenrat wird ermächtigt, Verwaltungsanordnungen
zu dieser Verordnung zu erlassen, insbesondere zum IT-Sicher­
heitskonzept, zu den IT-verantwortlichen Personen, zur Beteili­
gung der Datenschutzbeauftragung, zum Freigabe- und Zu­
griffsverfahren und zur Intranet-Finanzierung im Rahmen des
kirchlichen Haushaltsplanes bzw. der Schlüsselzuweisungen.

(2) Diese Verordnung tritt am 15. September 2005 in Kraft.

Oldenburg, den 30. August 2005 
Der Oberkirchenrat der 

Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
S c hra d e r  

Oberkirchenrat 

b) Konföderation evangelischer Kirchen
in Niedersachsen 

Nr.19 

Bekanntmachung der Änderung der Richtlinien des Rates der 
Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur 

Zweiten theologischen Prüfung vom 21. Februar 2005 
Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Änderung der Richtlinie 
des Rates der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersach­
sen zur Zweiten theologischen Prüfung vom 21. Februar 2005, 
(Kirchl. Amtsblatt Hannover Nr. 03/2005, S. 38) bekannt. 

Oldenburg, den 5. September 2005 

Der Oberkirchenrat der 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Pohlmann 
Oberkirchenrat 

Änderung der Richtlinien zur zweiten theologischen Prüfung 
Aufgrund des § 8 Abs. 3 des Gemeinsamen Prüfungsgesetzes vom 
20. Januar 1975 (Kirchliches Amtsblatt Hannover Seite 19), geän­
dert durch das Kirchengesetz zur Änderung des Gemeinsamen Prü­
fungsgesetzes vom 30. Juni 1981 (Kirchliches Amtsblatt Hannover
Seite 55) sowie durch das Kirchengesetz zur Änderung des Gemein­
samen Prüfungsgesetzes vom 29. März 2001 (Kirchliches Amtsblatt
Hannover Seite 50) und des§ 10 Abs. 1 der Verordnung des Rates
der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die
Durchführung der Zweiten theologischen Prüfung in der Fassung
vom 14. März 1995 (Kirchliches Amtsblatt Hannover Seite 54), wer­
den die Richtlinien des Prüfungsamtes zur Zweiten theologischen
Prüfung in der Fassung vom 2. April 1986 (Kirchliches Amtsblatt
Hannover S. 64) wie folgt geändert:

I. 
1. In Abschnitt II Nr. 2, 3. Absatz, erhält Satz 2 folgende Fassung:

,,Der Unterrichtsentwurf einschließlich der geforderten Vorarbei­
ten soll eine Länge von 20 Seiten DIN A 4 zu je 60 Anschlägen
pro Zeile und 40 Zeilen pro Seite mit insgesamt 48 000 Zeichen
nicht überschreiten."
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2. In Abschnitt II Nr. 3, 2. Absatz, erhält Satz 2 folgende Fassung:
„Der Predigtentwurf einschließlich der geforderten Vorarbeiten
soll eine Länge von 15 Seiten DIN A 4 zu je 60 Anschlägen pro
Zeile und 40 Zeilen pro Seite mit insgesamt 36 000 Zeichen nicht
überschreiten."

3. In Abschnitt II Nr. 5, 2. Absatz, erhält Satz 2 folgende Fassung:
„Die Hausarbeit soll eine Länge von 45 Seiten DIN A 4 zu je 60
Anschlägen pro Zeile und 40 Zeilen pro Seite mit insgesamt
108 000 Zeichen einschließlich Anmerkungen nicht überschrei­
ten."

4. In Abschnitt II Nr. 9 wird folgender Satz angefügt:
„Auf Beschluss des Prüfungsamtes können auch andere Personen
als Zuhörer zugelassen werden."

5. In Abschnitt III wird Nr. 2 wie folgt neu gefasst:
,,Die Ergebnisse der Prüfung in den einzelnen schriftlichen Ar­
beiten und in den in der mündlichen Prüfung geprüften Fächern
werden wie folgt bewertet:
,,sehr gut" (15/14/13 Punkte):
eine den Anforderungen in besonderem Maße entsprechende Lei­
stung;
,,gut" (12/11/10 Pnkte)":
eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung;
,,befriedigend" (9/8/7 Punkte):
eine im Allgemeinen den Anforderungen entsprechende Lei­
stung;
,,ausreichend" (6/5/4 Punkte):
eine Leistng, die zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den
Anforderungen noch entspricht;
,,mangelhaft" (3/2/1 Punkte):
eine den Anforderungen nicht entsprechende Leistung, die je­
doch erkennen lässt, dass die notwendigen Grundkenntnisse vor­
handen sind und die Mängel in absehbarer Zeit behoben werden
können;
,,ungenügend" (0 Punkte):
eine Leistung, die wegen fehlender Grundkenntnisse den Anfor­
derungen in keiner Weise entspricht und die nicht erkennen lässt,
dass die Mängel in absehbarer Zeit behoben werden können."

6. In Abschnitt III wird Nr. 4 wie folgt neu gefasst:
Liegt keiner der Fälle des § 4 Abs. 3 und 4 der Verordnung vor,
so stellt die Prüfungsabteilung das Schlussergebnis der Prüfung
fest.
Die Gesamtnote errechnet sich aus dem Durchschnitt der Punkte
für die einzelnen Prüfungsleistungen.
Bei der Bildung der Gesamtnote wird nur die erste Stelle hinter
dem Komma berücksichtigt, alle weiteren Stellen werden ohne
Rundung gestrichen.
Dem ermittelten Punktwert entsprechen folgende Noten:
„sehr gut" bestanden
bei einer Durchschnittspunktzahl
von 15 bis 12,5,
„gut" bestanden
bei einer Durchschnittspunktzahl
von 12,4 bis 9,5
„befriedigend" bestanden
bei einer Durchschnittspunktzahl
von 9,4 bis 6,5
„ausreichend" bestanden
bei einer Durchschnittspunktzahl
von 6,4 bis 3,5
,,nicht bestanden"
bei einer Durchschnittspunktzahl
von 3,4 bis 0

Diese Verordnung tritt am 1. März 2005 in Kraft. 
Sie ist erstmals auf Prüflinge anzuwenden, die ab 1. Januar 2005 mit 
dem Vorbereitungsdienst begonnen haben. 

Wolfenbüttel, den 21. Februar 2005 

Prüfungsamt der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen 

K ollmar 
Vorsitzender 
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Nr.20 

Bekanntmachung der Bestätigung einer Verordnung mit 
Gesetzeskraft des Rates der Konfödetation evangelischer 

Kirchen in Niedersachsen zur Anderung des 
Mitarbeitungsvertretungsgesetzes vom 16. März 2005 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Bestätigung einer Verord­
nung des Rat�s der Konföderation evangelischer Kirchen in Nieder­
sachsen zur Anderng des Mitarbeitervertretungsgesetzes vom 16. 
März 2005, (Kirchl. Amtsblatt Hannover Nr. 04/2005, S. 62) be­
kannt. 

Oldenburg, den 5. September 2005 
Der Oberkirchenrat der 

Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
Sch r ade r 

Oberkirchenrat 

Bestätigung einer Verordnung mit Gesetzeskraft des Rates der 
K9.moderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur 

Anderung des Mitarbeitervertretungsgesetzes - MVG-
Hannover, den 16. März 2005 
Im Kirchlichen Amtsblatt Hannover 2004, S. 204 ist die Verordnung 
mit Gesetzeskraft des Rates der Konföderation evangelischer Kir­
chen in Niedersachsen zur Änderung des Mitarbeitervertretungsge­
setzes verkündet worden. Diese Verordnung mit Gesetzeskraf ist 
von der 8. Synode der Konföderation in der III. Tagung am 12. März 
2005 gemäß § 19 des Konföderaionsvertrages (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 1979, S. 75), zuletzt geändert durch den Vertrag vom 13. 
Juni 2002 (Kirchl. Amtshi. Hannover 2002, S. 165), bestätigt wor­
den. 

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 
- Geschäftsstelle -

B eh r e n s

Nr. 21 

Bekanntmachung des Kirchengesetzes der f\9moderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Anderung des 

Kirchengesetzes der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen über die Rechtsstellung der Mitarbeiter und 

Mitarbeiterinnen (Mitarbeitergesetz - MG) vom 16. März 2005 
Nachstehend gibt der Oberkirchenrat das Kirchengesetz der Konfö­
deration evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des 
Kirchengesetzes der Konföderation evangelischer Kirchen in Nie­
dersachsen über die Rechtsstellung der Mitarbeiter und Mitarbeite­
rinnen (Mitarbeitergeset- MG) vom 16. März 2005 (Kirchl. Amts­
blatt Hannover Nr. 04/2005, S. 62) bekannt. 

Oldenburg, den 6. September 2005 

Der Oberkirchenrat der 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Sch rader 
Oberkirchenrat 

Kirchengesetz der Ko�föderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen zur Anderung des Kirchengesetzes der 

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen über 
die Rechtsstellung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 

(Mitarbeitergesetz - MG) vom 16. März 2005 
Die Synode der Konföderation evangelischer Kirchen in Nieder­
sachsen hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§1

Änderung des Mitarbeitergesetzes 
Das Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen in Nie­
dersachsen über die Rechtsstellung der Mitarbeiter und Mitarbeite­
rinnen (Mitarbeitergesetz - MG) in der Fassung der Bekanntma-
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chung vom 11. März 2000 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 92), geän­
dert durch das Kirchengesetz vom 29. März 2001 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 52), wird wie folgt geändert: 
1. Nach§ 3 wird ein neuer§ 3 a eingefügt:

,,§ 3 a 
Stellenausschreibung 

Die Konföderation und die beteiligten Kirchen können je für 
ihren Bereich bestimmen, dass Mitarbeiterstellen nur besetzt 
werden, wenn sie zuvor innerkirchlich ausgeschrieben waren." 

2. In § 4 Abs. 3 wird der folgende Satz angefügt:
„Eine von Absatz 1 Nr. 1 erteilte Befreiung erlischt, wenn sich
die in der Person des Mitarbeiters zugrunde gelegten V orausset­
zungen ändern."

3. In§ 4 Abs. 5 werden nach dem Wort „beenden" folgende Worte
eingefügt:
,,das gleiche gilt im Falle des Erlöschens der Befreiung."

§2

Inkrafttreten 
Dieses Kirchengesetz tritt in der Evangelisch-lutherischen Landes­
kirche Hannovers, in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche in 
Braunschweig, in der Evangelisch-Lutherischen Krche in Olden­
burg und für die Konföderation gemäß§ 18 Abs. 2 Satz 1 des Ver­
trages über die Bildung einer Konföderaton evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen am 1. Juli 2005 in Kraft. 
Unter Bezugnahme auf den Beschluss der 8. Synode der Konfödera­
tion evangelischer Kirchen in Niedersachsen vom 12. März 2005 
ausgefertigt. 

Oldenburg, den 16. März 2005 

Der Rat der Komoderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

Krug 
Vorsitzender 

Nr. 22 

Bekanntmachung der Verwaltungsgrundsätze des Rates der 
.. Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur 
Anderung der Verwaltungsgrundsätze über Personalakten der 

kirchlichen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
(Personalaktenordnung - PersAO) vom 16. März 2005 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Verwaltungsgrundsätze 
des Rate�. der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersach­
sen zur Anderung der Verwaltungsgrundsätze über Personalakten 
der kirchlichen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (Personalaktenord­
nung - PersAO) vom 16. März 2005 (Kirchl. Amtsblatt Hannover 
Nr. 04/2005, S. 62) bekannt. 

Oldenburg, den 6. September 2005 

Der Oberkirchenrat der 
Ev.0Luth. Kirche in Oldenburg 

Schrader 
Oberkirchenrat 

Verwaltungsgrundsätze des Rates der Kof!foderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Anderung der 

Verwaltungsgrundsätze über Personalakten der kirchlichen 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
(Personalaktenordnung - PersAO) 

vom 16. März 2005 
Auf Grund des § 7 Abs. 2 des Vertrages über die Bildung einer Kon­
föderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen in der Fassung 
vom 7./16./30. Dezember 1970, 7./11. Januar 1971 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover 1971, S. 7), zuletzt geändert durch den Vertrag vom 13. 
Juni 2002 (Kirchl. Amtsbl. Hannover 2002, S. 165) werden unter 
Berücksichtigung der dienstrechtlichen Vorschriften der Kirchen 



und der kirchenrechtlichen Vorschriften über den Datenschutz die 
Verwaltungsgrundsätze zum Personalaktenrecht vom 11. Oktober 
2000 (Kirchl. Amtsbl. Hannover 2000, S. 197) wie folgt geändert: 

§1
In § 13 Abs. 4 werden die Worte „einem Jahr" durch die Worte 
,,zwei Jahren" ersetzt. 

§2

Diese Verwaltungsvorschrften treten am Tage nach ihrer Bekannt­
machung in Kraft. 

Oldenburg, den 16. März 2005 

Der Rat der Komoderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

Krug 
Vorsitzender 

Nr.23 

Bekanntmachung des Kirchengesetzes der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des 
Mitarbeitervertretungsgesetzes - MVG vom 21. April 2005 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat das Kirchengesetz der Konfö­
deration evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des 
Mitarbeiterertretungsgesetzes vom 21. April 2005 (Kirchl. Amts­
blatt Hannover Nr. 05/2005, S. 71) bekannt. 

Oldenburg, den 6. September 2005 

Der Oberkirchenrat der 
Ev.-Lut. Kirche in Oldenburg 

Schrad e r  
Oberkirchenrat 

Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen zur Änderung des 

Mitarbeitervertretungsgesetzes vom 21. April 2005 
Die Synode der Konföderation evangelischer Kirchen in Nieder­
sachsen hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

§1
Änderung des Mitarbeitervertretungsgesetzes 

Das Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen in Nie­
dersachsen über Mitarbeitervertretungen (Mitarbeitervertretungsge­
setz - MVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. März 1996 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 87), zuletzt geändert durch die Ver­
ordnung mit Gesetzeskraft des Rates der Konföderation evangeli­
scher Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des Mitarbeiterver­
tretungsgesetzes vom 8. Dezember 2004 (Kirchl. Amtsbl. Hannover 
S. 204) wird wie folgt geändert:
1. § 3 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

,,(3) Die Dienststellenleitng kann die Erklärung ihres Einver­
nehmens nach Absatz 2 bis spätestens ein Jahr vor Ablauf der
Wahlperiode widerrufen. Die Mehrheit der wahlberechtigten
Mitarbeiter kann im Einvernehmen mit der Dienststellenleitung
einen Beschluss nach Absatz 2 bis spätestens ein Jahr vor Ablauf
der Wahlperiode widerrufen. Der Widerruf nach Satz l darf nur
aus wichtigem Grund erklärt werden."

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 4 und 5,
wobei an den neuen Absatz 4 der folgende Satz 2 angefügt wird:
,,Die obersten Dienstbehörden können die Erklärung aus wichti­
gem Grund mit Wirkung für die nächste Wahlperiode zurück­
nehmen."

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und wird wie folgt neu ge­
fasst:
,,(6) Bei Streitigkeiten, die sich aus der Anwendung des Absatzes
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2 Satz 2, des Absatzes 3 und des Absatzes 4 Satz 2 ergeben, kann 
die Schiedsstelle angerufen werden. Die Schiedsstelle kann die 
Erklärung des Einvernehmens nach Absatz 2 Satz 2 ersetzen, 
einen Widerruf nach Absatz 3 Satz 1 für unwirksam erklären oder 
die Rücknahme nach Absatz 4 Satz 2 für unwirksam erklären." 

2. § 5 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 werden nach Satz 1 die folgenden Sätze 2 und 3 ein­

gefügt: 
,,Die oberste Dienstbehörde trifft ihre Entscheidung nach billi­
gem Ermessen. Haben mehrere beteiligte Dienststellen eine im 
Wesentlichen einheitliche Leitung im Sinne von § 4 Abs. 1, so 
wird die Zustimmung der obersten Dienstbehörde durch die Zu­
stimmung der einheitlichen Leitung ersetzt." 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 4.
c) Nach Absatz 2 a wird der folgende Absatz 3 eingefügt:

,,(3) Die Wahl der gemeinsamen Mitarbeitervertretung wird in
Wahlbereichen durchgeführt. Jede beteiligte Dienststelle bildet
einen Wahlbereich. In jedem Wahlbereich sind so viele Mitglie­
der der gemeinsamen Mitarbeitervertretung zu wählen, wie es
dem Anteil der dort Beschäftigten entspricht. Zur Ermittlung der
Anzahl der zu wählenden Mitglieder der gemeinsamen Mitarbei­
tervertretung wird die Zahl gemäß § 8 ermittelt. Durch Dienst­
vereinbarung kann Abweichendes bestimmt werden."

d) Die bisherigen Absätze 3, 4, 5, 5 a, 6 und 7 werden die Absätze
4, 5, 6, 7, 8 und 9.

e) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:
„In der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers und in
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg werden ge­
meinsame Mitarbeitervertretungen fr die Kirchengemeinden,
Gesamtverbände, Kirchengemeindeverbände und Kirchenver­
bände eines Kirchenkreises zusammen mit dem Kirchenkreis ge­
bildet."

3. § 6 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 wird zwischen die Worte „Mitarbeitervertre­

tungen," und „ist" das Wort „so" eingefügt. 
b) In Absatz 1 Satz 2 wird die Nummer l wie folgt neu gefasst:

„1. die Dienststellen unter einer im Wesentlichen einheitlichen
Leitung im Sinne von § 4 Abs. 1 stehen oder".

c) In Absatz 3 wird der bisherige Satz 1. Nach Satz 1 wird folgen­
der Satz 2 angefügt:
,,In Dienstvereinbarungen kan Abweichendes geregelt werden."

4. § 7 wird wie folgt geändert:
a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
b) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 2 und 3 angefügt:

,,(2) Wird die Neubildung einer Mitarbeitervertretung dadurch
erforderlich, dass Dienststellen gespalten oder zusammengelegt
worden sind, so bleiben bestehende Mitarbeitervertretungen für
die jeweiligen Mitarbeiter zuständig, bis die neue Mitarbeiter­
vertretung gebildet worden ist, längstens jedoch bis zum Ablauf
von sechs Monaten nach Wirksamwerden der Umbildung.
(3) Geht eine Dienststelle durch Stilllegung, Spaltung oder Zu­
sammenlegung unter, so bleibt die Mitarbeitervertretung so lange
im Amt, wie dies zur Wahrehmung der mt der Organisations­
änderung im Zusammenhang stehenden Mitwirkungs- und Mit­
bestimmungsrechte erforderlich ist."

5. § 8 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

,,(1) Die Mitarbeitervertretung besteht bei Dienststellen mit in der
Regel
5-15 wahlberechtigten Mitarbeitern aus einer Person,
16-50 wahlberechtigten Mitarbeitern aus drei Personen,
51-150 wahlberechtigten Mitarbeitern aus fünf Personen,
151-300 wahlberechtigten Mitarbeiter aus sieben Personen,
301-600 wahlberechtigten Mitarbeitern aus neun Personen,
601-1000 wahlberechtigten Mitarbeitern aus elf Personen,
l 001-1500 wahlberechtigten Mitarbeitern aus dreizehn Personen
und
1501 2000 wahlberechtigten Mitarbeitern aus fünfzehn Perso­
nen." 

b) Absatz 2 Satz l wird wie folgt neu gefasst:
,,(2) Bei Dienststellen mit mehr als 2000 wahlberechtigten Mit­
arbeiter erhöht sich die Zahl der Personen für je angefangene
1000 wahlberechtigte Mitarbeiter um zwei weitere Personen."
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c) In Absatz 3 wird das Wort „Mitglieder" durch das Wort „Perso­
nen" ersetzt.

6 . § 10 Abs .  2 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:
„Satz 1 gilt nicht für Abordnungen eines Kirchenbeamten, wenn
die Abordnung zu Ausbildungszwecken vorgeschrieben ist oder
innerhalb der Probezeit liegt."

7 .  § 1 3  wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Wahlausschusses" durch das

Wort „Wahlvorstandes" ersetzt.
b) In Absatz 5 wird das Wort „Wahlausschuss" durch das Wort

,,Wahlvorstand" ersetzt.
8 .  In § 14 Abs.  1 wird Satz 3 aufgehoben. 
9 . In § 1 5  Abs. 4 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt und wer­

den folgende Wörter angefügt:
,,längstens jedoch für die Dauer von sechs Monaten."

10. § 16  wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift zu § 1 6  wird wie folgt neu gefasst:

„Neu- oder Nachwahl der Mitarbeitervertretung vor Ablauf der
Amtszeit"

b) Nach Absatz 1 Satz I wird folgender Satz 2 angefügt:
,,Im Falle der Nummer I ist anstelle einer Neuwahl die Mitar­
beitervertretung unverzüglich durch Nachwahl zu ergänzen,
wenn die Mitarbeiterversammlung einen entsprechenden Be­
schluss mit den Stimmen von mindestens zwei Dritteln der an­
wesenden Mitarbeiter fasst"

c) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Neuwahl" durch die Wörter
,,Neu- oder die Nachwahl" ersetzt.

d) In Absatz 2 Satz 2 wird der folgende Halbsatz gestrichen:
,,in den übrigen Fällen nimmt, falls nicht die Gesamtmitarbei­
tervertretung nach § 6 Absatz 2 Satz 2 zuständig ist, der Wahl­
ausschuss die Aufgaben der Mitarbeitervertretung bis zum Zeit­
punkt der Amtsübernahme durch eine neu gewählte Mitarbei­
tervertretung wahr."
Das Semikolon nach dem Wort „beträgt" wird durch einen
Punkt ersetzt.

1 .  In § 25 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „Bestandskraft der 
Wahl" durch die Wörer „Bekanntgabe des Wahlergebnisses" 
ersetzt. 

1 2. § 3 1  Abs. l Satz 2 wird wie folgt neu gefasst: 
,,Der Mitarbeitervertretung ist die dienststellenübliche techni­
sche Ausstattung zur Verfügung zu stellen." 

13 . § 35 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„Die Dienststellenleitung hat die Mitarbeitervertretung bereits
während der Vorbereitung von Entscheidungen zu informieren
und die Mitarbeitervertretung frühzeitig an den Planungen zu
beteiligen."

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
, ,(2) Die Dienststellenleitung hat die Mitarbeitervertretung min­
destens einmal im Jahr über die Personalplanung, insbesondere
über den gegenwärtigen und zukünftigen PersonaJbedarf zu un­
terrichten. In Dienststellen mit in der Regel mehr als 100 Mitar­
beitern ist der Jahresabschluss zu erläutern. Ferner besteht dar­
über hinaus viermaJ im Jahr eine Informationspficht insbeson­
dere über:
1 .  die witschaftliche und finanzielle Lage;
2. geplante Investitionen;
3. Rationalisierngsvorhaben;
4. die Einfhrung neuer Arbeitsmethoden;
5. Fragen des betrieblichen Umweltschutzes ;
6. die Verlegung, Einschränkung oder Stilllegung von Teilen

der Dienststelle;
7. den Zusammenschluss oder die Spaltung der Dienststelle

sowie
8. wesentliche Änderungen der Orgaisation oder des Zwecks

der Dienststelle.
Besteht eine Gesamtmitarbeitervertretung, ist diese zu infor­
mieren." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wird wie folgt in Satz
2 geändert:
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Die Wörter „Einstellungsgespräche kann" werden durch die
Wörter „Vorstellungsgesprächen soll" ersetzt.

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt geändert:
Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angefügt:
,,Die Dienststellenleitung ist verptlchtet, die Mitarbeitervertre­
tung auch über die Beschäftigung der Personen in der Dienst­
stelle zu informieren, die nicht in einem Arbeitsverhältnis zur
Dienststelle stehen."

e) Die Absätze 4 und 5 werden die Absätze 5 und 6.
14. § 36 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 wird nach Satz l folgender Satz 2 angefügt:

,,Ein Mitglied der Mitarbeitervertretung ist berechtigt, bei Ge­
sprächen des Arbeitgebers mit einem Mitarbeiter teilzunehmen,
wenn mit dem Mitarbeiter über sein Verhalten im Dienst oder
Verfehlungen seiner dienstlichen Ptlichten, die zu arbeits- oder
disziplinarrechtlichen Maßnahmen führen können, gesprochen
wird und der Mitarbeiter die Teilnahme wünscht."

b) In Absatz 3 wird in Nummer 6 der Punkt durch ein Semikolon
ersetzt. Nach der Nummer 6 wird folgende Nummer 7 angefügt:
„ 7. Maßnahmen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes und des
betrieblichen Umweltschutzes fördern."

1 5 .  § 37 a wird wie folgt neu gefasst: 
„37 a 

Einigungsstelle 
( 1 )  Die Mitarbeitervertretung und die Dienststellenleitung kön­
nen durch Dienstvereinbarungen regeln, dass in der Dienst­
stelle in Bedarfsfällen oder ständig eine Einigungsstelle zu bil­
den ist. Mehrere Dienststellen und ihre jeweiligen Mitarbeiter­
vertretungen können durch Vereinbarung eine gemeinsame Ei­
nigungsstelle bilden. Sind hiernach Einigungsstellen gebildet 
worden, so sind sie zuständig für Regelungsstreitigkeiten zwi­
schen der Dienststellenleitung und der Mitarbeitervertretung bei 
organisatorischen und sozialen Angelegenheiten nach § 40. 
(2) Durch die Arbeitsvertragsrichtlinien der Konföderation kann
bestimmt werden, dass auf Antrag der Mitarbeitervertretung
oder der Dienststellenleitung eine Einigungsstelle als besondere
Schlichtungsstelle gebildet wird. Diese Einigungsstelle ist in
den durch die Arbeitsvertragsrichtlinien der Konföderation zu­
gewiesenen Fällen zuständig.
(3) Eine Einigungsstelle besteht aus vier Beisitzern, die zur
Hälfte von der Dienststellenleitung und zur Hälfte von der Mit­
arbeitervertretung bestellt werden, und einem unparteiischen
Vorsitzenden, auf dessen Person sich beide Seiten einigen. Die
Beteiligten können sich auf eine Anzal von jeweils bis höch­
stens fnf Beisitzern einigen, wenn die besondere Schwierigkeit
und Bedeutung der erstrebten Regelung oder Maßnahme die
Hinzuziehung weiterer sachkundiger Beisitzer erfordert.
(4) Der Vorsitzende und die Beisitzer können für jedes Verfah­
ren neu oder für die Dauer von zwei Kalenderjahren bestellt
werden. Mindestens je ein Beisitzer muss der betreffenden
Dienststelle angehören. Die Beisitzer können bei Verhinderung
durch andere von der jeweiligen Vertragsparei benannte Perso­
nen ersetzt werden.
Kommt eine Einigung über die Person des Vorsitzenden nicht 
zustande und erklärt eine der Vertragsparteien das Scheitern der 
Einigungsbemühungen, so wird der Vorsitzende durch das Los 
bestimmt. 
(5) Für das Verfahren vor der Einigungsstelle gelten folgende
Regelungen: 
1. Das Verfahren vor der Einigungsstelle wird durch begründe­

ten Antrag einer der Vertragsparteien eingeleitet. Der Antrag
ist dem Vorsitzenden zuzuleiten. Dieser trifft dann die erfor­
derlichen Maßnahmen.

2. Die Beteiligten können sich durch einen Rechtsbeistad oder
Interessenvertreter insoweit vertreten lassen, als dieser zu­
gleich benannter Beisitzer ist.

3. Die Einigungsstelle entscheidet durch Beschluss, der der
Mehrheit der anwesenden Mitglieder bedarf. Eine Stimment­
haltung der Beisitzer ist unzulässig. Der Vorsitzende versucht
zunächst in der Verhandlung mit den Beteiligten eine Ver­
ständigung zu erzielen. Die Einigungsstelle fasst ihre Be­
schlüsse unter angemessener Berücksichtgung der Belange
der Dienststelle und der betroffenen Mitarbeiter nach billi­
gem Ermessen. Bei der ersten Beschlussfassung hat sich der
Vorsitzende der Stimme zu enthalten; kommt eine Stimmen­
mehrheit nicht zustande, so übt der Vorsitzende nach weite­
rer Beratung sein Stimmrecht aus .



4. Der Beschluss der Einigungsstelle ist schriftlich zu begrün­
den und vom Vorsitzenden zu unterschreiben;je eine Ausfer­
tigung ist der Dienststellenleitung und der Mitarbeitervertre­
tung zuzuleiten.

(6) Der Spruch der Einigungsstelle ist verbindlich. Er ersetzt die
Einigung zwischen Dienststellenleitung und Mitarbeitervertre­
tung und gilt unmittelbar und zwingend.
(7) Überschreitet ein Beschluss der Einigungsstelle die Grenze
des Ermessens oder verstößt der Inhalt des Einigungsstellenbe­
schlusses gegen dieses Gesetz, andere Rechtsvorschriften, Ver­
waltungsanordnungen oder geltende Dienstvereinbarungen
oder ist der Beschluss mit der fr die innere Verfassung der
Dienststelle maßgeblichen Ordnung, Satzung oder einem Ver­
trag unvereinbar, kann die Dienststellenleitung oder die Mitar­
beitervertretung binnen einer Frist von zwei Wochen, vom Tage
der Zustellung des Beschlusses an gerechnet, die Schiedsstelle
anrufen.
(8) Für die Kosten der Einigungsstelle gilt:
1. Die durch Anrufung und Tätigwerden der Einigungsstelle

entstehenden Sachkosten und die Vergütung für den Vorsit­
zenden sowie die Kosten fr die Beisitzer, die der Dienststel­
le nicht angehören, trägt die Dienststellenleitung.

2. Für seine Tätigkeit in der Einigungsstelle erhält der Vorsit­
zende ein Honorar, dessen Höhe vor Aufnahme des Verfah­
rens vereinbart wird. Die Beisitzer, die ncht der Dienststelle
angehören, erhalten jeweils 70 Prozent dieses Betrages. So­
weit ein Beisitzer zugleich als Rechtsbeistand oder Interes­
senvertreter tätig ist, ist seine Tätigkeit zugleich mit dem Bei­
sitzerhonorar abgegolten. Dasselbe gilt für sämtliche Ausla­
gen der Beisitzer.

3. Die der Dienststelle angehörenden Beisitzer werden für ihre
Tätigkeit in der Einigungsstelle unter Fortzahlung der Vergü­
tung freigestellt. Mehrarbeit wird ausgeglichen oder vergütet;
Auslagen werden nach den in der Dienststelle geltenden
Richtlinien erstattet."

16. In§ 51 Abs. 1 Satz 1 wird der bisherige Satz 1. Nach Satz 1 wird
folgender Satz 2 angefügt:
„Dabei werden Dienststellen zusammengerechnet, für die eine
gemeinsame Mitarbeitervertretung gebildet ist."

17. § 52 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst:
,,(1) Die Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeiter
nimmt die Aufgabe der Schwerbehindertenvertretung nach
staatlichem Recht wahr."

18. § 53 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,,§ 53 
Rechtsstellung der Vertrauensperson der Schwerbehinderten 
Für die Rechtsstellung der Vertrauensperson der Schwerbehin­
derten gilt das staatliche Recht entsprechend." 

b) Absatz 2 wird aufgehoben.
19. § 56 wird wie folgt geänder:
a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„Gesamtausschüsse können sich zu einer Arbeitsgemeinschaft
der Gesamtausschüsse zusammenschließen, wenn darüber zwi­
schen den beteiligten Gesamtausschüssen und den jeweiligen
beteiligten Kirchen eine Vereinbarung geschlossen wird."

b) In Absatz 1 wird nach Satz 2 folgender Satz 3 angefügt:
,,Sofern eine Arbeitsgemeinschaft der Gesamtausschüsse gebil­
det ist, nimmt diese anstelle der Gesamtausschüsse der beteilig­
ten Kirchen deren Aufgabe wahr."

c) Nach Absatz 1 wird olgender Absatz 2 eingefügt:
,,(2) Innerhalb eines diakonischen Werkes der beteiligten Kir­
chen können sich die Mitarbeiterertretungen zu einer Arbeits­
gemeinschaft zusammenschließen. Arbeitsgemeinschaften kön­
nen sich zu einer Gesatarbeitsgemeinschaft zusammenschlies­
sen, wenn darüber zwischen den beteiligten Arbeitsgemein­
schaften und den jeweiligen diakonischen Werken eine Verein­
barung geschlossen wird. Sofern eine Gesamtarbeitsgemein­
schaft gebildet ist, nimmt diese anstelle der Arbeitsgemein­
schaften der jeweiligen diaonischen Werke deren Aufgabe
wahr."

d) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.
20. § 57 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:
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,,Aufgaben der Gesamtausschüsse und Arbeitsgemeinschaften". 
b) Nach dem Wort „Gesamtausschuss" werden die Wörter „und

den Arbeitsgemeinschaften" eingefügt.
21. § 59 wird wie folgt geändert:
a) Aus den Absätzen 3 bis 9 werden die Absätze 2 bis 8.
b) Im neuen Absatz 3 Satz 3 werden nach dem Wort „stehen" die

folgenden Wörter angefügt:
,,und keiner Dienststellenleitung gemäß§ 4 angehören".

22. § 61 Abs. 2
In§ 61 Abs. 2 wird die Abkürzung „Ev.-luth." durch die Wör­
ter „Evangelisch-lutherischen" ersetzt.

23. § 62 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt neu gefasst:

,, 1. die Erklärung, den Widerruf oder die Rücknahme des Ein­
vernehmens zur Bildung eigenständiger Dienststellen durch die
Dienststellenleitung oder die obersten Dienstbehörden (§ 3 Abs.
2 Satz 2, Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 Satz 2);"

b) In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „vorliegt" durch das Wort
,, vorlag" ersetzt.

24. § 63 wird wie folgt geändert:
a) In § 63 Abs. 5 wird Satz 2 gestrichen.
b) In § 63 Abs. 8 Satz 2 wird das Wort „Bescheid" durch die Wör­

ter „schriftlichen Beschluss" ersetzt.
25. § 65 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Nummer 7 wird das Wort „Kostenfestsetzung"

durch die Wörter „Entscheidung der Notwendigkeit der Kosten"
ersetzt.

b) Der bisherige Satz wird Satz 1. Nach Satz 1 werden folgende
Sätze 2 bis 4 angefügt:
,,Im Übrigen ist eine Beschwerde gegeben, wenn die Schieds­
stelle sie in dem Beschluss zugelassen hat. Die Beschwerde ist
zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung
hat. Der Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in
Deutschland ist an die Zulassung durch die Schiedsstelle ge­
bunden."

c) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:
,,(2) Die Beschwerde ist binnen eines Monats nach Zustellung
des mit der Begründung versehenen Beschlusses der Schieds­
stelle schriftlich einzulegen und zu begründen."

d) Nach Absatz 2 werden die folgenden Absätze 3 bis 7 eingefügt:
,,(3) Die Nichtzulassung der Beschwerde kann durch Einspruch
angefochten werden.
( 4) Der Einspruch ist schriftlich bei der Schiedsstelle innerhalb
eines Monats nach Zustellung des mit der Begründung versehe­
nen Beschlusses der Schiedsstelle einzulegen. Der Einspruch
muss den angefochtenen Beschluss bezeichnen. Der Einspruch
ist zu begründen. Die Begründung ist bei der Schiedsstelle ein­
zureichen. In der Begründung ist darzulegen, dass die Rechtssa­
che grundsätzliche Bedeutung hat.
(5) Hilft die Schiedsstelle dem Einspruch nicht ab, entscheidet
der Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land auf Grund schriftlichen Verfahrens durch Beschluss.
(6) Mit der Ablehnung des Einspruchs durch den Kirchenge­
richtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland wird der Be­
schluss der Schiedsstelle rechtskräftig.
(7) Die Beschwerde und der Einspruch hemmen den Eintritt der
Rechtskraft des angefochtenen Beschlusses der Schiedsstelle."

e) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 8 und wie folgt neu gefasst:
,,(8) Für Verfahren nach Absatz 1 ist der Rechtsweg zum Kir­
chengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland ge­
geben. Die Höhe der Kosten bemisst sich nach dem zwischen
der Konföderation und der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land geschlossenen Vertrag."

§2

Nebenbestimmungen und In-Kraft-Treten 

(1) Der Rat wird ermächtigt, das Mitarbeitervertretungsgesetz in
der geltenden Fassung mit neuem Datum bekannt zu machen
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen.

(2) Dieses Kirchengesetz tritt in der Evangelisch-lutherischen Lan­
deskirche Hannovers, in der Evangelisch-Lutherischen Landes­
kirche in Braunschweig, in der Evangelisch-Lutherischen Kir­
che in Oldenburg und für die Konföderation gemäß§ 19 Abs. 2

23 



GVBI. XXVI. Band, 2. Stück 

Satz 1 des Vertrages über die Bildung einer Konföderation evan­
gelischer Kirchen in Niedersachsen am 1. Mai 2005 in Kraft. 

Unter Bezugnahme auf den Beschluss der 8. Synode der Konfödera­
tion evangelischer Kirchen in Niedersachsen vom 12. März 2005 
ausgefertigt. 

Oldenburg, den 21. Apil 2005 

Der Rat der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

Krug 
Vorsitzender 

Nr.24 

Bekanntmachung der Neufassung des 
Mitarbeitervertretungsgesetzes 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Neufassung des Mitarbei­
tervertretumgsgesetzes (Kirchl. Amtsblatt Hannover Nr. 05/2005, S. 
76) bekannt.

Oldenburg, den 6. September 2005 

Der Oberirchenrat der 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Schrade r 
Oberkirchenrat 

Bekanntmachung der Neufassung des 
Mitarbeitervertretungsgesetzes 

Oldenburg, den 21. April 2005 
Aufgrund des § 2 Abs. 1 des Kirchengesetzes der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des Mitar­
beitervertretungsgesetzes vom 21. April 2005 (Kirchl. Amtsbl. Han­
nover S. 71) wird nachstehend der Wortlaut des Mitarbeitervertre­
tungsgesetzes in der ab 1. Mai 2005 geltenden Fassung bekannt ge­
macht. Die Neufassung berücksichtigt: 
1. das Kirchengesetz in seiner ursprünglichen Fassung vom 9. De­

zember 1992 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 195),
2. das Kirchengesetz zur Änderung des Mitarbeitervertretungsge­

setzes vom 10. November 1993 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S.
169),

3. das Kirchengesetz zur Änderung des Mitarbeitervertretungsge­
setzes vom 11. November 1994 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S.
177),

4. das Kirchengesetz zur Änderung des Mitarbeitervertretungsge­
setzes vom 30. November 1995 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S.
169),

5. die Verordnung mit Gesetzeskraft des Rates .�er Konföderation
evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Anderung des Mit­
arbeitervertretungsgesetzes vom 16. Dezember 1996 (Kirchl.
Amtsbl. Hannover S. 300),

6. die Verordnung mit Gesetzeskraft des Rates der Konföderation
evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des Mit­
arbeitervertretungsgesetzes vom 11. Dezember 1998 (Kirchl.
Amtsbl. Hannover S. 194),

7. das Kirchengesetz zur Änderung des Mitarbeitervertretungsge­
setzes vom 11. März 2000 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 100),

8. die Verordnung mit Gesetzeskraft des Rates .�er Konföderation
evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Anderung des Mit­
arbeitervertretungsgesetzes vom 8. Dezember 2004 (Kirchl.
Amtsbl. Hannover S. 204),

9. das eingangs genannte Kirchengesetz zur Änderung des Mitar­
beitervertretungsgesetzes vom 21. April 2005 (Kirchl. Amtsbl.
Hannover S. 71).
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I. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen 

§1
Grundsatz 

(1) Die in diesem Kirchengesetz verwendeten Personenbezeichnun­
gen umfassen Frauen und Männer.
(2) In Dienststellen kirchlicher Körperschaften, Anstalten und Stif­
tungen innerhalb der Konföderation evangelischer Kirchen in Nie­
dersachsen und in Einrichtungen der Diakonie, soweit sie sich die­
sem Kirchengesetz angeschlossen haben, sind nach Maßgabe dieses
Kirchengesetzes Mitarbeitervertretungen zu bilden.
(3) Einrichtungen der Diakonie nach Absatz 2 sind die Diakonischen
Werke der beteiligten Kirchen sowie die ihnen angeschlossenen
rechtlich selbständigen Einrichtungen, Werke und Geschäftsstellen.
(4) Andere kirchliche Körperschaften, Anstalten, Stiftungen, Ein­
richtungen, Werke und Dienste können dieses Kirchengesetz mit
Zustimmung des Rates der Konföderation anwenden.

§2

Mitarbeiter 
(1) Mitarbeiter im Sinne dieses Kirchengesetzes sind alle Personen,
die in einem Dienstverältnis stehen oder zu ihrer Berufsausbildung
in einer Dienststelle beschäftigt sind.
(2) Personen, die auf Grund von Gestellungsverträgen beschäftigt
sind, gelten als Mitarbeiter im Sinne dieses Kirchengesetzes; ihre
rechtlichen Beziehungen zu der entsendenden Stelle bleiben un­
berührt. Angehörige von kirchlichen oder diakonischen Dienst- und
Lebensgemeinschaften, die auf Grund von Gestellungsverträgen in
Dienststellen (§ 3) arbeiten, sind Mitarbeiter dieser Dienststellen,
soweit sich aus den Ordnungen der Dienst- und Lebensgemein­
schaften nichts anderes ergibt.
(3) Als Mitarbeiter im Sinne dieses Kirchengesetzes gelten nicht
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1. Mitglieder von verfassungs- und satzungsmäßigen leitenden Or­
ganen der Kirchen und der Einrichtungen der Diakonie;

2. Mitglieder von Dienststellenleitungen(§ 4);
3. Personen, deren Beschäftigung oder Ausbildung überwiegend

ihrer Heilung, Wiedereingewöhnung, beruflichen oder sozialen
Rehabilitation oder Erziehung dient;

4. Kandidaten der Theologie;
5. Pfarrverwalter in der Vorbereitungszeit.
Satz 1 Nr. 1 und 2 gilt nicht für Mitglieder der
1. Landessynoden,
2. Synode der Konföderation,
3. Organe und Vorstände kirchlicher und diakonischer Rechtsträ-

ger, sofer sie gewählt oder berufen worden sind.
(4) Gastdozenten, Lehrbeauftragte, Hilfslehrkräfte und Studenten
als wissenschaftliche Hilfskräfte der Evangelischen Fachhochschu­
le Hannover sind nicht Mitarbeiter im Sinne dieses Kirchengesetzes.

§3
Dienststellen 

(1) Dienststellen im Sinne dieses Kirchengesetzes sind die rechtlich
selbstständigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen sowie die
Einrichtungen der Diakonie innerhalb der Konföderation.

(2) Als Dienststellen im Sinne des Absatzes 1 gelten auch Teile von
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen sowie Einrichtungen der
Diakonie, die aus Gründen ihres Aufgabenbereiches und ihrer Orga­
nisation eigenständig oder räumlich weit entfernt vom Sitz des
Rechtsträgers sind und bei denen die Voraussetzungen des § 5 Abs.
1 vorliegen, wenn die Mehrheit ihrer wahlberechtigten Mitarbeiter
dies in geheimer Abstimmung im Einvernehmen mit der Dienststel­
lenleitung beschließt. Die Dienststellenleitung darf die Erklärung
des Einvernehmens nur aus wichtigem Grund verweigern. Ist die Ei­
genständigkeit des Aufgabenbereiches solcher Teile dahingehend
eingeschränkt, dass bestimmte Entscheidungen, die nach diesem
Kirchengesetz der Beteiligung unterliegen, bei einem anderen Teil
der Körperschaft oder Eimichtung der Diakonie verbleiben, so ist
bei solchen Entscheidungen dessen Dienststellenleitung Partner der
Mitarbeitervertretung.
(3) Die Dienststellenleitung kann die Erklärung ihres Einverneh­
mens nach Abs. 2 bis spätestens 1 Jahr vor Ablauf der Wahlperiode
widerrufen. Die Mehrheit der wahlberechtigten Mitarbeiter kann im
Einvernehmen mit der Dienststellenleitung einen Beschluss nach
Abs. 2 bis spätestens 1 Jahr vor Ablauf der Wahlperiode widerrufen.
Der Widerruf nach Satz 1 darf nur aus wichtigem Grund erklärt wer­
den.
(4) Die obersten Dienstbehörden können Einheiten, die nicht die
Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 erfüllen, zu Dienststellen er­
klären, wenn die Mehrheit der Mitarbeiter der jeweiligen Einheit in 
geheimer Abstimmung zustimmt und das Einvernehmen mit der be­
troffenen Dienststellenleitung und dem jeweiligen Gesamtausschuss 
der Mitarbeitervertretungen hergestellt wurde. Die obersten Dienst­
behörden können die Erklärung aus wichtigem Grund mit Wirkung 
für die nächste Wahlperiode zurücknehmen. 
(5) Oberste Dienstbehörden im Sinne dieses Kirchengesetzes sind
die durch Kirchengesetz bestimmten obersten Behörden der Kir­
chen. Ihnen stehen im diakonischen Bereich die nach Satzung zu­
ständigen Leitungs- oder Aufsichtsorgane gleich.
(6) Bei Streitigkeiten, die sich aus der Anwendung des Absatzes 2
Satz 2, des Absatzes 3 und des Absatzes 4 Satz 2 ergeben, kann die
Schiedsstelle angerufen werden. Die Schiedsstelle kann die Er­
klärung des Einvernehmens nach Absatz 2 Satz 2 ersetzen, einen
Widerruf nach Absatz 3 Satz 1 für unwirksam erklären oder die
Rücknahme nach Absatz 4 Satz 2 für unwirksam erklären.

§4

Dienststellenleitungen 
(1) Dienststellenleitungen sind die nach Verfassung, Gesetz, Sat­
zung, Ordnung oder Vertrag leitenden Organe oder Personen der
Dienststellen.
(2) Zur Dienststellenleitung gehören auch die mit der Geschäfts­
führung beauftragten Personen und ihre ständigen Vertreter.
(3) Zur Dienststellenleitung gehören ferner die in der Dienststelle
beschäftigten Personen, die auf Grund ihrer Stellung in der Dienst­
stelle allein oder gemeinsa  mit anderen Personen regelmäßig,
selbständig und im wesentlichen frei von Weisungen Entscheidun­
gen von maßgeblicher Bedeutung treffen. Diese Personen sind der
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Mitarbeitervertretung zu benennen. Entscheidungen von maßgebli­
cher Bedeutung im Sinne des Satzes 1 sind insbesondere solche, die 
unmittelbar 

1 .  entweder zu erheblichen Auswirkungen auf den Bestand oder die 
Entwicklung der Dienststelle führen oder 

2. zu erheblichen Veränderungen der Beschäftigungsbedingungen
aller Mitarbeiter der Dienststelle oder eines abgrenzbaren Teilbe­
reiches mit mindestens regelmäßig fnf Mitarbeitern führen oder

3. zur Einstellung und Kündigung von Mitarbeitern führen, die
nicht im Sinne des § 8 SGB IV - ohne Berücksichtigung des § 8
Abs. 2 Satz 1 SGB IV - geringfügig beschäftigt oder als Studie­
rende nach § 6 Abs .  l Nr. 3 SGB V versicherungsfrei sind.

(4) Bei Streitigkeiten darüber, ob Personen zur Dienststellenleitung
gehören, kann die Schiedsstelle angerufen werden.

II. Abschnitt
Bildung und Zusammensetzung der Mitarbeitervertretung 

§ 5
Mitarbeitervertretungen 

( 1 )  In Dienststellen, in denen in der Regel mindestens fünf walbe­
rechtigte Mitarbeiter beschäftigt werden, von denen mindestens drei 
wählbar sind, sind Mitarbeitervertretungen zu bilden. 

(2) Für mehrere Dienststellen kann eine gemeinsame Mitarbeiter­
vertretung gebildet werden, wenn die Mitarbeiterschaften der betei­
ligten Dienststellen in getrennten Mitarbeiterversammlungen und
die oberste Dienstbehörde zustimmen. Die oberste Dienstbehörde
trifft ihre Entscheidung nach billigem Ermessen. Haben mehrere be­
teiligte Dienststellen eine im Wesentlichen einheitliche Leitung im
Sinne von § 4 Abs .  1, so wird die Zustimmung der obersten Dienst­
behörde durch die Zustimmung der einheitlichen Leitung ersetzt.
Die Mitarbeiterschaft einer der beteiligten Dienststellen kann mit
Wirkung von der nächsten Wahlperiode an die Bildung einer eige­
nen Mitarbeitervertretung beschließen .

(2 a) Haben mehrere beteiligte Dienststellen aus den in § l Abs. 3 ge­
nannten Bereichen eine im Wesentlichen einheitliche Leitung im 
Sinne von § 4 Abs. 1 oder sind Leitungen im Sinne von § 4 Abs .  1 
aus mehreren Dienststellen durch Verfassung, Gesetz, Satzung, Ord­
nung oder Vertrag jeweils derselben Leitung im Sinne von § 4 Abs. 
l einer weiteren Dienststelle weisungsgebunden unterstellt oder
handelt es sich um verbundene Unterehmen entsprechend § 15 Ak­
tiengesetz, so kann die Bildung und Zusammensetzung einer ge­
meinsamen Mitarbeitervertretung durch Dienstvereinbarung gere­
gelt werden. Die Dienstvereinbarung wird nur wirksam, wenn die
Mitarbeiterschaften der beteiligten Dienststellen vorher in getrenn­
ten Mitarbeiterversammlungen zustimmen. Die Dienstvereinbarung
ist für eine Geltungsdauer längstens bis Ablauf der regulären Amts­
zeit der auf Grund der Dienstvereinbanmg gewählten gemeinsamen
Mitarbeitervertretung zu befristen. Soll nach Ablauf der Geltungs­
dauer erneut eine gemeinsame Mitarbeitervertretung gewählt wer­
den, so kann die vor der Wahl noch amtierende gemeinsame Mitar­
beitervertretung die Dienstvereinbarung nach Satz l mit Wirkung
für alle beteiligten Dienststellen schließen, die nur wirksam wird,
wenn die Mitarbeiterschaften aller beteiligten Dienststellen in ge­
trennten Mitarbeiterversammlungen zustinunen.

(3) Die Wahl der gemeinsamen Mitarbeitervertretung wird in Wahl­
bereichen durchgeführt. Jede beteiligte Dienststelle bildet einen
Wahlbereich. In jedem Wahlbereich sind so viele Mitglieder der ge­
meinsamen Mitarbeitervertretung zu wählen, wie es dem Anteil der
dort Beschäftigten entspricht. Zur Ermittlung der Anzahl der zu
wählenden Mitglieder der gemeinsamen Mitarbeitervertretung wird
die Zahl gern. § 8 ermittelt. Durch Dienstvereinbarung kann Abwei­
chendes bestimmt werden.

( 4) Die gemeinsame Mitarbeitervertretung ist zuständig für alle be­
teiligten Dienststellen. Partner der gemeinsamen Mitarbeitervertre­
tung sind die jeweils beteiligten Dienststellenleitungen. Die obersten
Dienstbehörden bestimmen die geschäftsführende Dienststelle.

(5) Erfüllt eine Dienststelle die Voraussetzungen des Absatzes l
nicht, so kann für diese und eine oder mehrere benachbarte Dienst­
stellen eine gemeinsame Mitarbeitervertretung gebildet werden,
wenn die Mitarbeiterschaften der beteiligten Dienststellen zustim­
men. Die Feststellung über die Bildung einer gemeinsamen Mitar­
beitervertretung nach Satz l erfolgt schriftlich durch die oberste
Dienstbehörde.

(6) In der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers und in
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg werden gemein­
same Mitarbeitervertretungen für die Kirchengemeinden, Gesamt­
verbände, Kirchengemeindeverbände und Kirchenverbände eines
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Kirchenkreises zusammen mit dem Kirchenkreis gebildet. Abwei­
chend von Satz 1 kann für eine Dienststelle mit in der Regel minde­
stens 15  wahlberechtigten Mitarbeitern eine selbständige Mitarbei­
tervertretung gebildet werden, wenn die Mitarbeiterversammlung 
dieser Dienststelle und deren Dienststellenleitung dies beschließen. 
Für jeweils eine Wahlperiode kann eine gemeinsame Mitarbeiter­
vertretung für mehrere Kirchenkreise gebildet werden, wenn die 
Mitarbeiterversammlungen und die oberste Dienstbehörde zustim­
men. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(7) Abweichend von § 5 Abs .  5 werden im Bereich des Stadtkir­
chenverbandes Hannover gemeinsame Mitarbeitervertretungen je­
weils für die Kirchengemeinde eines Amtsbereiches (§ 12 des Kir­
chengesetzes über den Stadtkirchenverband Hannover) sowie eine
Mitarbeitervertretung für die bei dem Stadtkirchenverband beschäf­
tigten Mitarbeiter gebildet. § 6 Abs. 1 Satz 1 ist entsprechend anzu­
wenden.

(8) Für Dienststellen der Konföderation können gemeinsame Mitr­
beitervertretungen in entsprechender Anwendung des Absatzes 2
auch mit Mitarbeitervertretungen in den beteiligten Kirchen gebildet
werden, wobei die Zustimmung durch den Rat erfolgt.

(9) Bei Streitigkeiten über die Bildung von Mitarbeitervertretungen
kann die Schiedsstelle angerufen werden.

§ Sa

Umgliederung oder Auflösnng kirchlicher Körperschaften 
Die oberste Dienstbehörde sorgt im Falle der Umgliederng oder 
Auflösung kirchlicher Körperschaften für die Sicherstellung der 
Mitarbeitervertretungsrechte. 

§ 6
Gesamtmitarbeitervertretungen 

( 1 )  Bestehen bei einer kirchlichen Körperschaft, Anstalt oder Stif­
tung oder bei einer Einrichtung der Diakonie mehrere Mitarbeiter­
vertretungen, so ist eine Gesamtmitarbeitervertretung zu bilden. 
Mehrere Mitarbeitervertretungen von Dienststellen unterschiedli­
cher Rechtsträger können in sinngemäßer Anwendung des Satzes 1 
eine Gesamtmitarbeitervertretung bilden, wenn 

1 .  die Dienststellen unter einer im Wesentlichen einheitlichen Lei­
tung im Sinne von § 4 Abs. l stehen oder 

2. eine der Dienststellenleitungen gegenüber denjenigen der ande­
ren Dienststellen in Agelegenheiten, die nach diesem Kirchen­
gesetz der Mitbestimmung oder Mitberatung unterliegen, wei­
sungsbefugt ist oder

3. eine der Dienststellenleitungen für die anderen Dienststellenlei­
tungen auf Grund Verfassung, Gesetzes, Satzung, Ordnung oder
Vereinbarung Angelegenheiten wahrnimmt, die nach diesem
Kirchengesetz der Beteiligung unterliegen.

(2) Die Gesamtmitarbeitervertretung ist anstelle einzeler Mitarbei­
tervertretungen zuständig, wenn eine Angelegenheit mehrere
Dienststellen betrfft. Ferner ist die Gesamtmitarbeitervertretung zu­
ständig, wenn in einer Dienststelle vorübergehend keine Mitarbei­
tervertretung besteht.

(3) Die Gesamtmitarbeitervertretung wird aus den Mitarbeiterver­
tretungen nach Absatz 1 gebildet, die je ein Mitglied in die Gesamt­
mitarbeitervertretung entsenden. In Dienstvereinbarungen kann Ab­
weichendes geregelt werden.

( 4) Zur Wahl des Vorsitzenden der Gesamtmitarbeitervertretung lädt
die Mitarbeitervertretung ein, die die größte Zahl der wahlberechtig­
ten Mitarbeiter vertritt. Der Vorsitzende der einladenden Mitarbei­
tervertretung leitet die Sitzung, bis die Gesamtmitarbeitervertretng
aus ihrer Mitte einen Wahlleiter bestellt hat.

(5) Die Interessenvertreter der besonderen Gruppen nach den §§ 50,
5 1 ,  54 und 55 wählen aus ihrer Mitte einen gemeinsamen Vertreter,
der das Recht hat, mit beratender Stimme an den Sitzungen der Ge­
samtmitarbeitervertretung teilzunehmen. Für den Vertreter ist ein
Stellvertreter zu wählen.

(6) Auf die Gesamtmitarbeitervertretung finden im übrigen die Vor­
schriften deses Kirchengesetzes mit Ausnahme des § 21 sinngemäß
Anwendung.

§ 7

Neubildung von Mitarbeitervertretungen 
( 1 )  Sofern keine Mitarbeitervetretung besteht, hat die Dienststel­
lenleitung, im Falle des § 6 die Gesamtmitarbeitervertretung, unver­
züglich eine Mitarbeiterversammlung zur B ildung eines Wahlvor



standes einzuberufen. Findet trotz Einberufung keine Mitarbeiter­
versammlung statt oder wählt die Mitarbeiterversammlung keinen 
Wahlvorstand, so bestellt ihn die Schiedsstelle auf Antrag eines Mit­
arbeiters der Dienststelle oder auf Antrag einer Mitarbeitervereini­
gung, die an der kirchlichen Arbeitsrechtsregelung mitwirkt. 
(2) Wird die Neubildung einer Mitarbeitervertretung dadurch erfor­
derlich, dass Dienststellen gespalten oder zusammengelegt worden
sind, so bleiben bestehende Mitarbeitervertretungen für die jeweili­
gen Mitarbeiter zuständig, bis die neue Mitarbeitervertretung gebil­
det worden ist, längstens jedoch bis zum Ablauf von sechs Monaten
nach Wirksamwerden der Umbildung.
(3) Geht eine Dienststelle durch Stilllegung, Spaltung oder Zusam­
menlegung unter, so bleibt die Mitarbeitervertretung so lange im
Amt, wie dies zur Wahrnehmung der mit der Organisationsänderung
im Zusammenhang stehenden Mitwirkungs- und Mitbestimmungs­
rechte erforderlich ist.

§8

Zusammensetzung 
(l) Die Mitarbeitervertretung besteht bei Dienststellen mit in der
Regel

5- 15 wahlberechtigten Mitarbeitern aus einer Person,
16 - 50 wahlberechtigten Mitarbeitern aus drei Personen,
51- 150 wahlberechtigten Mitarbeitern aus fünf Personen,

151- 300 wahlberechtigten Mitarbeitern aus sieben Personen,
301- 600 wahlberechtigten Mitarbeiter aus neun Personen,
601-1000 wahlberechtigten Mitarbeitern aus elf Personen,

1001-1500 wahlberechtigten Mitarbeitern aus dreizehn Personen
und 

1501-2000 wahlberechtigten Mitarbeitern aus fünfzehn Personen. 
(2) Bei Dienststellen mit mehr als 2000 wahlberechtigten Mitarbei­
tern erhöht sich die Zahl der Personen für je angefangene 1000 wahl­
berechtigte Mitarbeiter um zwei weitere Personen. Die Höchstzahl
der Personen der Mitarbeitervertretung beträgt 21.
(3) Veränderngen in der Anzahl der wahlberechtigten Mitarbeiter
während der Amtszeit haben keinen Einfluss auf die Anzahl der Per­
sonen der Mitarbeitervertretung.
(4) Bei der Bildung von gemeinsamen Mitarbeitervertretngen(§ 5
Abs. 2) ist die Gesamtzahl der wahlberechtigten Mitarbeiter derbe­
teiligten Dienststellen maßgebend.

§9

Vertreter der Berufsgruppen und Dienststellen 
(l) Der Mitarbeitervertretung sollen Mitarbeiter der verschiedenen
in der Dienststelle vertretenen Berufsgruppen und Arbeitsbereiche
angehören. Bei den Wahlvorschlägen soll angestrebt werden, Frau­
en und Männer entsprechend ihren Anteilen in der Dienststelle zu
berücksichtigen.
(2) In einer gemeinsamen Mitarbeitervertretung sollen die Mitglie­
der nach Möglichkeit verschiedenen Dienststellen angehören.

III. Abschnitt

Wabl der Mitarbeitervertretung 

§ 10

Wahlberechtigung 
(1) Wahlberechtigt sind alle Mitarbeiter, die am Wahltag das 18. Le­
bensjahr vollendet haben.
(2) Wer zu einer anderen Dienststelle abgeordnet ist, wird dort wahl­
berechtigt, sobald die Abordnung länger als drei Monate gedauert
hat; zum gleichen Zeitpunkt verliert der Mitarbeiter das Wahlrecht
in der bisherigen Dienststelle für die Dauer der Abordnung. Satz 1
gilt nicht für Abordnungen eines Kirchenbeamten, wenn die Abord­
nung zu Ausbildungszwecken vorgeschrieben ist oder innerhalb der
Probezeit liegt.
(3) Nicht wahlberechtigt sind Mitarbeiter, die am Wahltag noch für
mindestens drei Jahre beurlaubt sind.

§ 11

Wählbarkeit 

(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten(§ 10), die am Wahltag der
Dienststelle seit mindestens sechs Monaten angehören.
(2) Nicht wählbar sind
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1. die Leiter der Kirchenkreisämter oder der Kirchenverbände und
die Rentamtsleiter;

2. die Referenten im Landeskirchenamt Hannover und die Abtei­
lungsleiter (Personal) im Oberkirchenrat Oldenburg

3. Wahlberechtigte, die
a) am Wahltag noch fr einen Zeitraum von mehr als sechs Mo­

naten beurlaubt sind oder
b) zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt werden;

4. Mitarbeiter in den Diakonischen Werken und den ihnen ange­
schlossenen Werken und Einrichtungen, die nicht einer Kirche
angehören, die in der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen
mitarbeitet.

§ 12

Wahlverfahren 
(1) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung werden in geheimer
und unmittelbarer Wahl auf Grund von Wahlvorschlägen der wahl­
berechtigten Mitarbeiter nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl
(Persönlichkeitswahl) gewählt.
(2) Das Wahlverfahren wird durch eine Wahlordnung geregelt, die
der Rat als Ausführungsverordnung erlässt. Für Dienststellen mit in
der Regel nicht mehr als 50 Mitarbeitern nach§ 2 kann dabei ein ver­
einfachtes Wahlverfahren vorgesehen werden.

§ 13

Wahlschutz, Wahlkosten 

(1) Niemand darf die Mitarbeitervertretungswahl behindern oder in
unlauterer Weise beeinflussen. Niemand darf in der Ausübung sei­
nes aktiven und passiven Wahlrechts beschränkt werden.

(2) Die Versetzung oder Abordnung eines Mitglieds des Wahlvor­
standes, des Wahlleiters oder seines Stellvertreters oder eines Wahl­
bewerbers ist gegen seinen Willen bis zur Dauer von sechs Monaten
nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses unzulässig; soweit nicht
wichtige dienstliche Gründe im Einzelfall solche Maßnahmen recht­
fertigen, im Streitfall entscheidet auf Antrag die Schiedsstelle. Eine
Kündigung ist innerhalb dieses Zeitraumes nur zulässig, wenn ein
Grund zur außerordentlichen Kündigung vorliegt oder wenn die
Dienststelle ganz oder zu einem wesentlichen Teil aufgelöst wird.

(3) Die außerordentliche Kündigung nach Absatz 2 bedarf der Zu­
stimmung der Mitarbeitervertretung. § 39 Abs. 2 bis 4 gilt sinn­
gemäß mit der Maßgabe, dass die Dienststellenleitung die Frst auf
bis zu fünf Tage abkürzen kann.

(4) Die Dienststelle trägt die Kosten der Wahl; bei der Wahl einer
gemeinsamen Mitarbeitervertretung werden die Kosten der Wal 
auf die einzelnen Dienststellen im Verhältnis der Zahlen ihrer Mit­
arbeiter umgelegt, sofern keine andere Verteilung der Kosten gere­
gelt wird. 
(5) Notwendiges Arbeitszeitversäumnis durch Ausübung des Wahl­
rechtes, Teilnahme an Versammlungen oder Betätigung im Wahl­
vorstand oder als Wahlleiter hat keine Minderung der Bezüge zur
Folge.

§ 14

Anfechtung der Wahl 
(1) Die Wahl kann binnen einer Frist von zwei Wochen von minde­
stens drei Wahlberechtigten oder der Dienststellenleitung bei der
Schiedsstelle schriftlich angefochten werden, wenn geltend gemacht
wird, dass gegen wesentliche Bestimmungen über die Wahlberech­
tigung, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen worden
ist und dass der Mangel geeignet war, das Wahlergebnis zu beein­
flussen. Die Frist beginnt mit dem Tage der Bekanntmachung des
Wahlergebnisses.
(2) Stellt die Schiedsstelle fest, dass durch einen Verstoß das Wahl­
ergebnis beeinflusst oder geändert werden konnte, so hat sie das
Wahlergebnis für ungültig zu erklären und die Wiederholung der
Wahl anzuordnen. § 16 Abs. 2 gilt entsprechend.

IV. Abschnitt

Amtszeit

§ 15

Wahlperiode und Amtszeit 

(1) Die Wahlperiode der Mitarbeitervertretung beträgt vier Jahre.
(2) Die Wahlperiode der Mitarbeitervertretung endet am 30. April
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des Wahljahres. Die regelmäßigen Mitarbeitervertretungswahlen 
finden alle vier Jahre in der Zeit vom 1 .  Januar bis 30. April statt (all­
gemeine Wahlzeit). 
(3) Die Amtszeit der Mitarbeitervertretung endet mit Ablauf der
Wahlperiode.
(4) Nach Ablauf der Wahlperiode verlängert sich die Amtszeit der
bisherigen Mitarbeitervertretung bis zum Zeitpunkt der unanfecht­
baren Amtsübernahme einer für die neue Wahlperiode gewählten
Mitarbeitervertretung, längstens jedoch fr die Dauer von sechs Mo­
naten.
(5) Findet außerhalb der allgemeinen Walzeit eine Mitarbeiterver­
tretungswahl statt, so ist unabhängig von der Amtszeit der Mitarbei­
tervertretung in der nächsten allgemeinen Wahlzeit erneut zu 
wählen, es sei denn, die Mitarbeitervertretung ist noch nicht ein Jahr 
im Amt. 

§ 16
Neu- oder Nachwahl der Mitarbeitervertretung vor Ablauf 

der Amtszeit 
( 1 )  Die Mitarbeitervertretung ist vor Ablauf ihrer Amtszeit unver­
züglich neu zu wählen, wenn 
1. die Anzahl ihrer Mitglieder nach Eintreten sämtlicher Ersatzmit­

glieder um mehr als ein Viertel unter die in § 8 Abs .  1 vorge­
schriebene Anzahl gesunken ist, es sei denn, dass die Wahlperi­
ode noch höchstens ein Jahr läuft und mindestens die Hälfte der
vorgeschriebenen Zahl der Mitglieder noch im Amt ist,

2. die Mitarbeitervertretung mit den Stimmen von zwei Dritteln
ihrer Mitglieder ihren Rücktritt beschlossen hat,

3. die Mitarbeitervertretung nach § 17 aufgelöst worden ist.
Im Falle der Nummer 1 ist anstelle einer Neuwahl die Mitarbeiter­
vertretung unverzüglich durch Nachwahl zu ergänzen, wenn die 
Mitarbeiterversammlung einen entsprechenden Beschluss mit den 
Stimmen von mindestens zwei Dritteln der anwesenden Mitarbeiter 
fasst. 
(2) In den Fällen des Absatzes 1 ist unverzüglich das Verfahren über
die Neu- oder die Nachwahl einzuleiten. Bis zum Abschluss der
Neuwahl nehmen im Falle des Absatzes 1 Nummer 1 die verbliebe­
nen Mitglieder der Mitarbeitervertretung deren Aufgaben wahr, so­
weit ihre Anzahl mindestens drei beträgt.

§ 17
Abberufung eines Mitglieds oder Auflösung der 

Mitarbeitervertretung 
( 1 )  Auf schriftlichen Antrag eines Viertels der wahlberechtigten 
Mitarbeiter, der Mitarbeitervertretung oder der Dienststellenleitung 
kann die Schiedsstelle die Abberufung eines Mitglieds der Mitarbei­
tervertretung oder die Auflösung der Mitarbeitervertretung wegen 
groben Missbrauchs von Befugnissen oder wegen groben Versäum­
nisses von Pflichten beschließen, die sich aus diesem Kirchengesetz 
ergeben. Der Beschluss der Mitarbeitervertretung nach Satz 1 bedarf 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder der Mitarbeiterver­
tretung. 
(2) Die Bestimmungen über das Nachrücken von Ersatzmitgliedern
(§ 1 8  Abs .  3) sowie über Neuwahlen (§ 1 6) gelten entsprechend.

§ 18
Erlöschen und Ruhen der Mitgliedschaft, Ersatzmitglied und 

Stellvertreter 

( 1 )  Die Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung erlischt durch 
1. Ablauf der Amtszeit;
2. Niederlegung des Amtes;
3. Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses;
4. Ausscheiden aus dem Zuständigkeitsbereich der Mitarbeiterver-

tretung;
5. Verlust der Wählbarkeit;
6. Abberufung durch Beschluss der Schiedsstelle nach § 1 7 .
(2) Die Mitgliedschaft in  der Mitarbeitervertretung ruht,
1 .  solange dem Mitglied die Führung der Dienstgeschäfte untersagt

ist; 
2. wenn das Mitglied voraussichtlich l änger als drei Monate an der

Wahrnehmung seiner Dienstgeschäfte oder seines Amtes als Mit­
glied der Mitarbeitervertretung gehindert ist;

3. wenn das Mitglied fr länger als drei Monate beurlaubt wird.
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(3) In den Fällen des Absatzes 1 und f r die Dauer des Ruhens der
Mitgliedschaft nach Absatz 2 rückt der Wahlbewerber als Ersatz­
mitglied in die Mitarbeitervertretng nach, der bei der vorhergehen­
den Wahl die nächstniedrigere Stimmenzahl erreicht hat.
(4) Wenn die Mitarbeitervertretung sonst nicht beschlussfäig wäre,
weil ein Mitglied der Mitarbeitervertretung an der Wahrnehmung
seines Amtes gehindert ist, wird das Ersatzmitglied als stimmbe­
rechtigter Stellvertreter hinzugezogen.
(5) Bei Beendigung der Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung
haben die Mitarbeiter alle in ihrem Besitz befindlichen Unterlagen,
die sie in ihrer Eigenschaft als Mitglied der Mitarbeitervertretung er­
halten haben, der Mitarbeitervertretung auszuhändigen. Besteht die
Mitarbeitervertretung nach § 8 Abs. 1 aus einer Person, so sind die
Unterlagen der neuen Mitarbeitervertretung auszuhändigen.

V. Abschnitt
Rechtsstellung der Mitglieder der Mitarbeitervertretung 

§ 19

Ehrenamt, Behinderungs- und Begünstigungsverbot, 
Arbeitsbefreiung 

( l )  Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung üben ihr Amt unent­
geltlich als Ehrenamt aus. Sie dürfen weder in der Ausübung ihrer
Aufgaben oder Befugnisse behindert noch wegen ihrer Tätigkeit be­
nachteiligt oder begünstigt werden.
(2) Die für die Tätigkeit notwendige Zeit ist den Mitgliedern der
Mitarbeitervertretung ohne Minderung ihrer Bezüge innerhalb der
allgemeinen Arbeitszeit zu gewähren. Ist einem Mitglied der Mitar­
beitervertretung die volle Ausübung seines Amtes in der Regel in­
nerhalb seiner Arbeitszeit nicht möglich, so ist es auf Antrag von den
ihm obliegenden Aufgaben in angemessenem Umfang zu entlasten.
Dabei sind die besonderen Gegebenheiten des Dienstes und der
Dienststelle zu berücksichtigen. Soweit erforderlich soll die Dienst­
stellenleitung für eine Ersatzkraft sorgen. Können die Aufgaben der
Mitarbeitervertretung aus dienstlichen Gründen nicht innerhalb der
Arbeitszeit wahrgenommen werden, so ist hierfür Freizeitausgleich
zu gewähren. Ist ein Freizeitausgleich aus betrieblichen Gründen
nicht möglich, so ist die aufgewendete Zeit wie Mehrarbeit zu ver­
güten.
(3) Den Mitgliedern der Mitarbeitervertretung ist für die Teilnahme
an Tagungen und Lehrgängen, die für die Tätigkeit der Mitarbeiter­
vertretung erforderliche Kenntnisse vermitteln, die dafür notwendi­
ge Arbeitsbefreiung ohne Minderung der Bezüge oder des Erho­
lungsurlaubs bis zur Dauer von insgesamt vier Wochen während
einer Amtszeit zu gewähren. Die Mitarbeitervertretung hat bei der
Festlegung der zeitlichen Lage der Teilnahme an Tagungen und
Lehrgängen die dienstlichen Erfordernisse zu berücksichtigen. Sie
hat der Dienststellenleitung die Teilnahme und die zeitliche Lage der
Tagungen und Lehrgänge rechtzeitig anzuzeigen. Hält die Dienst­
stellenleitung die dienstlichen Notwendigkeiten für nicht ausrei­
chend berücksichtigt, so kann sie binnen einer Frist von zwei Wo­
chen nach Bekanntgabe des Beschlusses der Mitarbeitervertretung
die Schiedsstelle anrufen. Ruft die Dienststellenleitung die Schieds­
stelle nicht an, so wird der Beschluss mit Ablauf der zweiwöchigen
Frist wirksam.
(4) Bei Streitigkeiten nach den Absätzen 1 bis 3 kann die Schieds­
stelle angerufen werden.

§ 20
Unfallfürsorge 

Erleidet ein Kirchenbeamter anlässlich der ordnungsgemäßen Wahr­
nehmung von Rechten oder Ausführung von Pflichten nach diesem 
Kirchengesetz einen Unfall, der im Sinne der beamtenrechtlichen 
Unfallfürsorgevorschriften ein Dienstunfall wäre, so sind diese Vor­
schriften entsprechend anzuwenden. 

§ 21
Freistellung von der Arbeit 

( 1 ) Über die Freistellung der Mitglieder der Mitarbeitervertretung
von der Arbeit kann eine Dienstvereinbarung zwischen der Mitar­
beitervertretung und der Dienststellenleitung für die Dauer der
Amtszeit der Mitarbeitervertretung getroffen werden.

(2) Wird eine Dienstvereinbarung nach Absatz 1 nicht getroffen, so
ist zur Wahrnehmung der Aufgaben der Mitarbeitervertretung auf



Antrag der Mitarbeitervertretung eine Freistellung von der dienstli­
chen Tätigkeit zu gewähren. Der Umfang dieser Freistellung beträgt 
in Dienststellen mit in der Regel 
151- 300 Mitarbeitern die Hälfte der regelmäßigen wöchentlichen

Arbeitszeit, 
301- 600 Mitarbeitern die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit,
601-1000 Mitarbeitern das Eineinhalbfache der regelmäßigen

wöchentlichen Arbeitszeit, 
mehr als 1000 Mitarbeitern je angefangene 500 Mitarbeiter zusätz­
lich die Hälfte der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines 
vollbeschäftigten Mitarbeiters. Satz 1 gilt nicht für die Wahrneh­
mung von Aufgaben als Mitglied der Gesamtmitarbeitervertretung 
(§ 6) sowie des Gesamtausschusses (§ 56).
(3) Die nach den Absätzen 1 oder 2 zu gewährende Freistellungszeit
kann auf mehrere Mitglieder der Mitarbeitervertretung verteilt wer­
den. Der auf ein Mitglied entfallende Bruchteil soll jedoch ein Vier­
tel der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines vollbeschäf­
tigten Mitarbeiters nicht unterschreiten.
(4) Über die Freistellung beschließt die Mitarbeitervertretung nach
Beratung mit der Dienststellenleitung. Die Mitarbeitervertretung hat
die Namen der freizustellenden Mitglieder der Dienststellenleitung
bekannt zu geben. Hält die Dienststellenleitung aus dringenden
dienstlichen Gründen den Beschluss für nicht durchführbar, so kann
sie binnen einer Frist von zwei Wochen nach der Bekanntgabe die
Schiedsstelle anufen.

§22
Abordnungs-, Versetzungsverbot, Kündigungsschutz 

(1) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung dürfen gegen ihren
Willen nur abgeordnet oder versetzt werden, wenn dies aus wichti­
gen dienstlichen Gründen unvermeidbar ist und die Mitarbeiterver­
tretung zustimmt. Besteht die Mitarbeitervertretung nach § 8 Abs. 1
aus einer Person, so hat die Dienststellenleitung die Zustimmung des
Ersatzmitgliedes nach§ 18 Abs. 3 einzuholen. Verweigert die Mit­
arbeitervertretung oder das Ersatzmitglied die Zustimmung, so ent­
scheidet auf Antrag der Dienststellenleitung die Schiedsstelle.
(2) Einern Mitglied der Mitarbeitervertretung darf nur gekündigt 
werden, wenn ein Grund zur außerordentlichen Kündigung vorliegt 
oder wenn die Dienststelle ganz oder zu einem wesentlichen Teil 
aufelöst wird. 
(3) Die Kündigung nach Absatz 2 bedarf der Zustimmung der Mit­
arbeitervertretung. Absatz 1 Saz 2 und 3 gilt entsprechend. § 39
Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass die Dienststel­
lenleitung die Frist bis auf fünf Tage abkürzen kann.
(4) Wird die Dienststelle ganz oder zu einem wesentlichen Teil auf­
gelöst, so ist die Kündigung frühestens zum Zeitpunkt der Auflö­
sung zulässig, es sei denn, dass wegen zwingender betrieblicher
Gründe zu einem früheren Zeitpunkt gekündigt werden muss. Die
Vorschriften über die Beteiligung der Mitarbeitervertretung bei
Kündigungen bleiben unberührt.
(5) Für die Kündigung von ehemaligen Mitgliedern der Mitarbeiter­
vertretung binnen eines Jahres nach Beendigung ihres Amtes gelten 
die Absätze 2 bis 4 entsprechend, es sei denn, dass sie nach § 17 ab­
berfen worden sind. Für ein Ersatzmitglied gilt Satz I entspre­
chend, wenn es für mehr als eine Sitzung und für einen Zeitraum von 
mindestens einem Monat in seiner Eigenschaft als Ersatzmitglied 
tätig geworden ist. 

§ 23
Schweigepflicht 

(1) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung haben über die dienst­
lichen Angelegenheiten und sonstigen Tatsachen, die ihnen auf
Grund ihrer Zugehörigkeit zur Mitarbeitervertretung bekannt ge­
worden sind, Stillschweigen zu bewahren, soweit die Geheimhal­
tung der Natur der Sache nach erforderlich oder von der Mitarbei­
tervertretung beschlossen oder die Angelegenheit von der Dienst­
stellenleitung für vetraulich erklärt worden ist. Die Schweigepflcht
besteht auch nach dem Ausscheiden aus der Mitarbeitervertretung
oder aus dem Dienst- oder Arbeitsverhältnis.
(2) Die Schweigepflicht gilt auch für Personen, die nach den Vor­
schriften dieses Kirchengesetzes an der Sitzung der Mitarbeiterver­
tretung teilnehmen können, sowie für Büropersonal nach§ 31 Abs.
1.
(3) Die Schweigepficht besteht nicht gegenüber den anderen Mit­
glieder der Mitarbeitervertretung. Sie entfällt auf Beschluss der
Mitarbeitervertretung auch gegenüber der Dienststellenleitung und
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gegenüber der Stelle, die die Aufsicht über die Dienststelle führt. 
(4) Bei Streitigkeiten über die Schweigepflcht kann die Schieds­
stelle angerufen werden. 

VI. Abschnitt

Geschäftsführung 

§ 24
Vorsitz, Ausschüsse 

(1) Die Mitarbeitervertretung wählt aus ihrer Mitte in geheimer
Wahl den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter sowie einen
Schriftführer. Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der An­
wesenden erhält. Der Vorsitzende führt die laufenden Geschäfte und
vertritt die Mitarbeitervertretung im Rahmen der von ihr gefassten
Beschlüsse.
(2) Die Mitarbeitervertretung legt fest, in welcher weiteren Reihen­
folge die Mitglieder der Mitarbeitervertretung den Vorsitzenden und
dessen Stellvertreter im Falle der Verhinderung beider vertreten. Die
Reihenfolge ist der Dienststellenleitung mitzuteilen.
(3) Die Mitarbeitervertretung kann aus ihrer Mitte Ausschüsse bil­
den. Einern Ausschuss müssen mindestens drei Mitglieder an­
gehören. Den Ausschüssen können Aufgaben zur selbständigen Er­
ledigung übertragen werden. Dies gilt nicht für den Abschluss und
die Kündigung von Dienstvereinbarungen. Die Übertragung von
Aufgaben zur selbständigen Erledigung erfordert eine Dreiviertel­
mehrheit der Mitglieder der Mitarbeitervertretung. Der Widerruf der
Übertragung bedarf der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der
Mitarbeitervertretung. Die Übertragung und der Widerruf sind der
Dienststellenleitung schriftlich anzuzeigen.

§ 25

Sitzungen 

(1) Binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses
hat der Vorsitzende des Wahlvorstandes die Mitglieder der Mitar­
beitervertretung zur Vornahme der nach§ 24 vorgesehenen Wahlen
einzuberufen. Er leitet die Sitzung, bis die Mitarbeitervertretung
ihren Vorsitzenden gewählt hat.
(2) Die weiteren Sitzungen beraumt der Vorsitzende der Mitarbei­
tervertretung an. Er schlägt eine Tagesordnung vor und leitet die
Verhandlung. Der Vorsitzende hat die Mitglieder der Mitarbeiter­
vertretung zu den Sitzungen mindestens eine Woche vorher unter
Mitteilung des Vorschlags der Tagesordnung einzuladen. Bei be­
sonderer Dringlichkeit kann die Frist abgekürzt werden. Kann ein
Mitglied der Mitarbeitervertretung an der Sitzung nicht teilnehmen,
so hat es dies unter Angabe der Gründe dem Vorsitzenden unver­
züglich mitzuteilen.
(3) Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder der Mitarbeitervertre­
tung, der Dienststellenleitung oder eines Interessenvertreters derbe­
sonderen Gruppen(§§ 50, 51, 54 und 55) bei Angelegenheiten, die
diese Mitarbeiterguppe besonders betreffen, hat der Vorsitzende
eine Sitzung anzuberaumen und den Gegenstand, dessen Beratung
beantragt worden ist, auf die Tagesordnung zu setzen.
(4) Die Sitzungen finden in der Regel während der Arbeitszeit statt.
Die Mitarbeitervertretung hat bei der Anberaumung der Sitzungen
auch die dienstlichen Notwendigkeiten zu berücksichtigen. Die
Dienststellenleitung ist von Zeitpunkt und Ort der Sitzungen vorher
zu verständigen. Die Sitzungen sind nicht öffentlich.

§26
Teilnahme an der Sitzung der Mitarbeitervertretung 

(1) Die Dienststellenleitung oder von ihr beauftragte Personen sind
berechtigt, Anliegen, für die eine Sitzung der Mitarbeitervertretung
beantragt wurde, in der Sitzung zu vertreten. Die Dienststellenlei­
tung ist verpflchtet, auf Verlangen der Mitarbeitervertretung an Sit
zungen teilzunehmen oder Vertreter zu entsenden. Die Dienststel­
lenleitung ist berechtigt, im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden
der Mitarbeitervertretung zu diesen Sitzungen Sachkundige hinzu­
zuziehen.
(2) Die Mitarbeitervertretung kann zu einzelnen Punkten der Tages­
ordnung sachkundige Personen, insbesondere von Mitarbeiterverei­
nigungen, einladen.
(3) Personen, die nach den Absätzen 1 und 2 an einer Sitzung der
Mitarbeitervertretung teilnehmen, sind ausdrücklich auf ihre
Schweigepficht nach § 23 Abs. 2 hinzuweisen.
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§ 27

Beschlussfassung 
( 1 )  Die Mitarbeitervertretung ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit 
der Mitglieder anwesend ist. 
(2) Die Mitarbeitervertretung fasst ihre Beschlüsse mit der Mehrheit
der Stimmen der anwesenden Mitglieder. In Ausnahmefllen genügt
es zur Beschlussfassung, wenn im Umlaufweg oder im Wege fern­
mündlicher Absprache unter den Mitgliedern Einstimmigkeit erzielt
wird und kein Mitglied der Mitarbeitervertretung diesem Verfahren
widerspricht. Beschlüsse nach Satz 2 sind spätestens in der Nieder­
schrift der nächsten Sitzung im Wortlaut festzuhalten.
(3) An der Beratung und Beschlussfassung darf ein Mitglied der
Mitarbeitervertretung nicht teilnehmen, wenn der Beschluss ihm
selbst, seinem Ehegatten, seinen Verwandten bis zum dritten oder
Verschwägerten bis zum zweiten Grad, einer ihm durch Adoption
verbundenen oder durch ih kraft Gesetzes oder Vollmacht vertrete­
nen natürlichen oder juristischen Person einen Vorteil oder Nach teil
bringen kann.
(4) Die Mitarbeitervertretung beschließt in Abwesenheit der Perso­
nen nach § 26 Abs .  1 und 2.

§ 28
Sitzungsniederschrift 

( l )  Über die Sitzung der Mitarbeitervertretung ist eine Niederschrift
anzuferigen, die die Namen der An- und Abwesenden, die Tages­
ordnung, den Wortlaut der Beschlüsse und das jeweilige Stimmen­
verhältnis enthalten muss. Die Niederschrift ist vom Sitzungsleiter
und einem weiteren Mitglied der Mitarbeitervertretung zu unter­
schreiben.
(2) Hat eine Person nach § 26 an einer Sitzung der Mitarbeiterver­
tretung teilgenommen, so ist ihr ein Auszug aus der Niederschrft
über die gemeinsame Verhandlung zuzuleiten.

§ 29
Sprechstunden, Aufsuchen am Arbeitsplatz 

(l ) Die Mitarbeitervertretung kann Sprechstunden während der Ar­
beitszeit einrichten. Ort und Zeit bestimmt sie im Einvernehmen mit
der Dienststellenleitung.
(2) Versäumnis von Arbeitszeit, die zum Besuch von Sprechstunden
oder durch sonstige Inansprnchnahme der Mitarbeitervertretung er­
forderlich ist, hat keine Mindernng der Bezüge des Mitarbeiters zur
Folge.
(3) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung haben das Recht, Mit­
arbeiter am Arbeitsplatz aufzusuchen, soweit dies zur Durchführung
ihrer Aufgaben erforderlich ist.
(4) Bei Streitigkeiten kann die Schiedsstelle angernfen werden.

§ 30
Geschäftsordnung 

Nähere Bestimmungen über die Geschäftsführng kann die Mitar­
beitervertretung in einer Geschäftsordnung beschließen. 

§ 31
Sachbedarf, Kosten der Geschäftsführung 

( 1 )  Für die Sitzungen, die Sprechstunden und die laufende Ge­
schäftsführung stellt die Dienststelle die erforderlichen Räume, den 
Geschäftsbedarf und Büropersonal zur Verfügung. Der Mitarbeiter­
vertretung ist die dienststellenübliche technische Ausstattung zur 
Verfügung zu stellen. 
(2) Die durch die Tätigkeit der Mitarbeiterertretung entstehenden
erforderlichen Kosten trägt die Dienststelle, bei der die Mitarbeiter­
vertretung gebildet worden ist. Kosten, die durch die Beiziehung
sachkundiger Personen nach § 26 Abs. 2 entstehen, werden von der
Dienststelle übernommen, wenn die Mitarbeitervertretung und die
Dienststellenleitung zuvor über die Kostenübernahme eine Verein­
barung getroffen haben.
(3) Bei gemeinsamen Mitarbeitervertretungen regeln die beteiligten
Kirchen für ihren Bereich, welche Dienststelle die Kosten trägt.
(4) Reisen der Mitglieder der Mitarbeitervertretung, die für ihre
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Tätigkeit notwendig sind, gelten als Dienstreisen. Für die Genehmi­
gung von Dienstreisen und die Erstattung der Reisekosten gelten die 
Bestimmungen der Dienststelle; für die Teilnahme an Veranstaltun­
gen im Sinne des § 19 Abs .  3 gilt das dienstliche Interesse als gege­
ben. 
(5) Die Mitarbeitervertretung darf für ihre Zwecke keine Beiträge er­
heben oder annehmen.
(6) Bei Streitgkeiten über die Anwendung der Absätze 1 bis 4 kann
die Schiedsstelle angerufen werden.

VII. Abschnitt
Mitarbeiterversammlung 

§ 32
Mitarbeiterversammlung 

( 1 )  An der Mitarbeiterversammlung können alle Mitarbeiter der 
Dienststellen teilnehmen, für die die einberufende Mitarbeitervertre­
tung gebildet worden ist. Die Mitarbeiterversammlung ist minde­
stens einmal in jedem Jahr von der Mitarbeitervertretung nach Ab­
sprache mit der Dienststellenleitung einzuberfen. 
(2) Die Mitarbeitervertretung ist berechtigt und auf Antrag der
Dienststellenleitung oder eines Viertels der wahlberechtigten Mitar­
beiter verpfichtet, eine Mitarbeiterversammlung nach Absprache
mit der Dienststellenleitung binnen zwei Wochen einzuberufen und
den Gegenstand, dessen Beratung beantragt ist, auf die Tagesord­
nung zu setzen.
(3) Die Mitarbeiterversammlung wird vom Vorsitzenden der Mitar­
beitervertretung geleitet; sie ist nicht öffentlich. Zur Mitarbeiterver­
sammlung ist unter Angabe der Tagesordnung mindestens zwei Wo­
chen vor dem Termn einzuladen.
(4) Die Mitarbeiterversammlungen finden während der Arbeitszeit
statt, soweit nicht die Eigenart des Dienstes eine andere Regelung
zwingend erfordert.
Die Zeit der Teilnahme an der Mitarbeiterversammlung und die zu­
sätzlichen Wegezeiten gelten als Arbeitszeit, auch wenn die Mitar­
beiterversammlung außerhalb der Arbeitszeit stattindet. Die Dienst­
stelle erstattet die entstehenden notwendigen Fahrkosten. 
(5) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitarbeiterversammlung ist
ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen Mitarbeiter be­
schlussfähig. Die Beschlüsse werden mit der Mehrheit der auf Ja
oder Nein lautenden Stimmen der bei der Abstimmung anwesenden
Mitarbeiter gefsst Stimmenthaltung ist zulässig. Bei Stimmen­
gleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Für Wahlen gelten die Vor­
schriften des § 1 2  entsprechend.
(6) Die Dienststellenleitung soll zu der Mitarbeiterversammlung
unter Mitteilung der Tagesordnung eingeladen werden; sie ist einzu­
laden, soweit die Mitarbeiterversammlung auf ihren Antrag stattin­
det. Die Vertreter der Dienststellenleitung erhalten auf Antrag das
Wort. Die Dienststellenleitung oder von ihr beaufragte Personen in­
forn1ieren mindestens einmal im Jahr in einer Mitarbeiterversamm­
lung über Lage und Entwicklung der Dienststelle.
(7) Über jede Mitarbeiterversammlung ist ein Beschlussprotokoll zu
führen. 
(8) Die Mitarbeiterve1tretung kann zu der Mitarbeiterversammlung
sachkundige Personen hinzuziehen.
(9) Kann nach den dienstlichen Verhältnissen eine gemeinsame Ver­
sammlung aller Mitarbeiter nicht stattfinden, so sind Teilversamm­
lungen abzuhalten. Für Teilversammlungen gelten die Absätze 1 bis
8 entsprechend. Die Mitarbeitervertretung kann darüber hinaus Teil­
versammlungen durchführen, wenn dies zur Erörterng der beson­
deren Belange der Mitarbeiter eines Arbeitsbereiches oder bestimm­
ter Personengrnppen erforderlich ist.

§ 33
Aufgaben der Mitarbeiterversammlung 

(1 ) Die Mitarbeiterversammlung nimmt den Tätigkeitsbericht der 
Mitarbeitervertretung entgegen und kann diesen sowie Angelegen­
heiten besprechen, die zum Aufgabenbereich der Mitarbeitervertre­
tung gehören. Sie kann der Mitarbeitervertretung Anträge vorlegen 
und zu Beschlüssen der Mitarbeitervertretung Stellung nehmen. Die 
Mitarbeitervertretung ist an die Stellungnahmen der Mitarbeiterver­
sammlung nicht gebunden. 
(2) Die Mitarbeiterversammlung wählt einen Wahlausschuss oder
den Wahlleiter für die Bildung der Mitarbeitervertretung.



VIII. Abschnitt

Aufgaben und Befugnisse der Mitarbeitervertretung 

§34

Grundsätze für die Zusammenarbeit 
(1) Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung stehen in der ge­
meinsamen Verantwortung für den Dienst der Kirche. Sie arbeiten
vertrauensvoll und partnerschaftlich zusamen und unterstützen
sich gegenseitig bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. Sie informieren
sich gegenseitig über Angelegenheiten, die die Dienstgemeinschaft
beteffen. Sie achten darauf, dass alle Mitarbeiter nach Recht und
Billigkeit behandelt werden, die Vereinigungsfreiheit der Mitarbei­
ter nicht beeinträchtigt wird und jede Betätigung in der Dienststelle
unterbleibt, die der Aufgabe der Dienststelle, der Dienstgemein­
schaft oder dem Arbeitsfrieden abträglich ist.
(2) Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung kommen in regel­
mäßigen Zeitabständen, mindestens einmal im Jahr, zur Bespre­
chung allgemeiner Fragen des Dienstbetriebes und der Dienstge­
meinschaft und zum Austausch von Vorschlägen und Anregungen
zusammen. Gemeinsame Mitarbeitervertretungen kommen einmal
im Jahr zu einer gemeinsamen Besprechung im Sinne des Satzes l
mit allen beteiligten Dienststellenleitungen zusammen; Gleiches gilt
für Gesamtmitarbeitervertretungen.
(3) In strittigen Fragen ist eine Einigung durch Aussprache von bei­
den Seiten zu erstreben, und es sind Vorschläge zur Beilegung der
Meinungsverschiedenheiten zu machen. Erst wenn die Bemühungen
um eine Einigung in der Dienststelle gescheitert sind, dürfen andere
Stellen im Ramen der dafür geltenden Bestimmungen angerufen
werden. Das Scheitern der Einigung muss von der Mitarbeiterver­
tretung oder Dienststellenleitung schriftlich erklärt werden. Die
Vorschriften über das Verfahren bei der Beteiligung und über das
Initiativrecht bleiben unberührt.
(4) Die Mitarbeitervertretung und die Dienststellenleitung sollen
ihre Zusammenarbeit so einrichten, dass notwendige Entscheidun­
gen möglichst wenig verzögert werden, durch die Zusammenarbeit
wenig Arbeitszeit in Anspruch genommen wird und nur die unbe­
dingt notwendigen Kosten entstehen.

§ 35

Informationsrechte der Mitarbeitervertretung 
(1) Die Mitarbeitervertretung ist zur Durchfhrung ihrer Aufgaben
rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. Die Dienststellenleitung
hat die Mitarbeitervertretung bereits während der Vorbereitung von
Entscheidungen zu informieren und die Mitarbeitervertretung früh­
zeitig an den Planungen zu beteiligen. In diesem Rahmen kan die
Mitarbeitervertretung insbesondere an den Beratungen von Aus­
schüssen und Kommissionen beteiligt werden, soweit das Recht der
beteiligten Kirchen das zulässt.
(2) Die Dienststellenleitung hat die Mitarbeitervertretung minde­
stens einmal im Jahr über die Personalplanung, insbesondere über
den gegenwärtigen und zukünftigen Personalbedarf zu unterrichten.
In Dienststellen mit in der Regel mehr als 100 Mitarbeitern ist der
Jahresabschluss zu erläutern. Ferner besteht darüber hinaus viermal
im Jahr eine Informationspflicht insbesondere über:
1. die wirtschaftliche und finanzielle Lage;
2. geplante Investitionen;
3. Rationalisierungsvorhaben;
4. die Einfhrung neuer Arbeitsmethoden;
5. Fragen des betrieblichen Umweltschutzes;
6. die Verlegung, Einschränkung oder Stilllegung von Teilen der

Dienststelle;
7. den Zusammenschluss oder die Spaltung der Dienststelle sowie
8. wesentliche Änderungen der Organisation oder des Zwecks der

Dienststelle.
Besteht eine Gesamtmitarbeitervertretung, ist diese zu inormieren. 
(3) Der Mitarbeitervertretung sind die zur Durchführung ihrer Auf­
gaben erforderlichen Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung zu stel­
len. Bei Einstellungen werden der Mitarbeitervertretung auf Verlan­
gen die Unterlagen aller Bewerber vorgelegt; bei Vorstellungsge­
sprächen soll ein von der Mitarbeitervertretung beauftragtes Mit­
glied beteiligt werden. Mitarbeitervertretung und Dienststellenlei­
tung können das Verfahren in einer Dienstvereinbarung regeln.
(4) Personalakten dürfen nur mit schriftlicher Zustimmung des be­
troffenen Mitarbeiters und nur durch ein von ihm zu bestimmendes
Mitglied der Mitarbeitervertretung eingesehen werden. Dienstliche
Beurteilungen sind auf Verlangen des Mitarbeiters vor der Aufnah-
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me in die Personalakte der Mitarbeitervertretung zur Kenntnis zu 
bringen. Die Dienststellenleitung ist verpflichtet, die Mitarbeiterver­
tretung auch über die Beschätigung der Personen in der Dienststel­
le zu informieren, die nicht in einem Arbeitsverhältnis zur Dienst­
stelle stehen. 
(5) Die Dienststellenleitung unterrichtet die Mitarbeitervertretung
vom beabsichtigten Abschluss eines Auflösungsvertrages, wenn der
betroffene Mitarbeiter zustimmt.
(6) Bei Streitigkeiten über die Informationsrechte der Mitarbeiter­
vertretung kann die Schiedsstelle angerufen werden.

§36

Allgemeine Aufgaben der Mitarbeitervertretung 
(1) Die Mitarbeitervertretung hat die beruflichen, wirtschaftlichen
und sozialen Belange der Mitarbeiter zu fördern. Im Rahmen dieses
Kirchengesetzes hat sie in ihrer Mitverantwortung für die Aufgaben
der Dienststelle das Verständnis für den Auftrag der Krche und ihrer
Diakonie zu stärken und für eine gute Zusammenarbeit einzutreten.
(2) Die Mitarbeitervertretung soll sich, unbeschadet des Rechts eines
Mitarbeiters, seine Anliegen der Dienststellenleitung selbst vorzu­
tragen, der persönlichen Sorgen und Nöte des Mitarbeiters anneh­
men, sofer er dies wünscht, sowie berechtigte berufliche, wirt­
schaftliche und soziale Anliegen des Mitarbeiters gegenüber der
Dienststellenleitung unterstützen. Ein Mitglied der Mitarbeiterver­
tretung ist berechtigt, bei Gesprächen des Arbeitgebers mit einem
Mitarbeiter teilzunehmen. wenn mit dem Mitarbeiter über sein Ver­
halten im Dienst oder Verfehlungen seiner dienstlichen Pflichten,
die zu arbeits- oder disziplinarrechtlichen Maßnahmen führen kön­
nen, gesprochen wird und der Mitarbeiter die Teilnahme wünscht.
(3) Die Mitarbeitervertretung soll insbesondere
1. Maßnahmen anregen, die der Dienststelle und ihren Mitarbeitern

dienen;
2. dafür eintreten, dass die arbeits-, sozial- und dienstrechtlichen

Bestimmungen und Vereinbarungen eingehalten werden;
3. Beschwerden, Anfragen und Anregungen von Mitarbeiter ent­

gegennehmen und durch Verhandlungen mit der Dienststellenlei­
tung auf die Erledigung hinwirken;

4. die Eingliederung und berufliche Entwicklung hilfs- und schutz­
bedürftiger, insbesondere schwerbehinderter oder älterer Perso­
nen in die Dienststelle fördern und für eine ihren Kenntnissen und
Fähigkeiten entsprechende Beschäftigung sorgen;

5. für die Gleichstellung und die Gemeinschaft von Frauen und
Männern in der Dienststelle eintreten und Maßnahmen zur Errei­
chung dieser Ziele anregen sowie an ihrer Umsetzung mitwirken;

6. die Einbeziehung ausländischer Mitarbeiter in die Dienstgemein­
schaft fördern;

7. Maßnahmen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes und des be-
trieblichen Umweltschutzes frdern.

(4) Wenn Beschwerden, Anfragen und Anregungen nach Absatz 3
Nr. 3 in einer Sitzung der Mitarbeitervertretung beraten werden, hat
der betreffende Mitarbeiter das Recht, vor einer Entscheidung in der
Mitarbeitervertretung gehört zu werden.
(5) Die Mitarbeitervertretung hat mindestens einmal im Jahr in einer
Mitarbeiterversammlung einen Tätigkeitsbericht zu erstatten.

§37
Dienstvereinbarungen 

(1) Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung können Dienst­
vereinbarungen abschließen. Dienstvereinbarungen dürfen Regelun­
gen weder erweitern, einschräken noch ausschließen, die auf
Rechtsvorschriften, insbesondere Beschlüssen der Arbeits- und
Dienstrechtlichen Kommission, auf Entscheidungen der Schlich­
tungskommission nach dem Gemeinsamen Mitarbeitergesetz, auf
allgemein verbindlichen Richtlinien der beteiligten Kirchen oder auf
etwa anzuwendenden Tarifverträgen beruhen. Arbeitsentgelte und
sonstige Arbeitsbedingungen, die durch eine Arbeits- und Dienst­
rechtliche Kommission geregelt sind oder üblicherweise geregelt
werden, können nicht Gegenstand einer Dienstvereinbarung sein, es
sei denn, die Regelung durch die Arbeits und Dienstrechtliche
Kommission lässt eine Dienstvereinbarung ausdrücklich zu.
(2) Dienstvereinbarungen sind schriftlich niederzulegen, von beiden
Seiten zu unterzeichnen und in geeigneter Weise bekannt zugeben.
Bei der Neueinstellung von Mitarbeitern sollen diese über noch gel­
tende Dienstvereinbarungen innerhalb der Dienststelle unterrichtet
werden.
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(3) Dienstvereinbarungen gelten unmittelbar und können im Einzel­
fall nicht abbedungen werden.
( 4) Dienstvereinbarungen können, soweit nichts anderes vereinbart
worden ist, mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Mo­
nats gekündigt werden. Eine Weitergeltung ist ausgeschlossen; Ab­
satz 5 bleibt unberührt.
(5) Sind während der Geltung einer Dienstvereinbanmg über Ange­
legenheiten, die der Mitbestimmung der Mitarbeitervertretung nach
§ 40 unterliegen, Rechte für die Mitarbeiter begründet worden, hat
das Außer-Kraft-treten der Dienstvereinbarung nicht zur Folge, dass
die Ansprüche der Mitarbeiter entfallen (Nachwirkung). Dies gilt
nicht, wenn die Dienstvereinbarung durch eine andere abgelöst wird
oder in der außer Kraft getretenen Dienstvereinbarung festgelegt
worden war, welche Ansprüche ein Mitarbeiter nach dem Außer­
Kraf-treten erhält.
(6) Bei Streitigkeiten über die Auslegung von Dienstvereinbanmgen
kann die Schiedsstelle angerufen werden. Bei Streitigkeiten über den
Abschluss von Dienstvereinbarungen kann die Schiedsstelle nur
einen Vermittlungsvorschlag unterbreiten.

§ 37 a
Einigungsstelle 

( 1 )  Die Mitarbeitervertretung und die Dienststellenleitung können 
durch Dienstvereinbarung regeln, dass in der Dienststelle in Be­
darfsfällen oder ständig eine Einigungsstelle zu bilden ist Mehrere 
Dienststellen und ihre jeweiligen Mitarbeitervertretungen können 
durch Vereinbarung eine gemeinsame Einigungsstelle bilden. Sind 
hiernach Einigungsstellen gebildet worden, so sind sie zuständig für 
Regelungsstreitigkeiten zwischen der Dienststellenleitung und der 
Mitarbeitervertretung bei organisatorischen und sozialen Angele­
genheiten nach § 40. 
(2) Dmch die Arbeitsvertragsrichtlinien der Konöderation kann be­
stimmt werden, dass auf Antrag der Mitarbeitervertretung oder der 
Dienststellenleitung eine Einigungsstelle als besondere Schlich­
tungsstelle gebildet wird. Diese Einigungsstelle ist in den durch die 
Arbeitsvertragsrichtlinien der Konöderation zugewiesenen Fällen 
zuständig. 
(3) Eine Einigungsstelle besteht aus vier Beisitzern, die zur Hälfte
von der Dienststellenleitung und zur Hälfte von der Mitarbeiterver­
tretung bestellt werden, und einem unparteiischen Vorsitzenden, auf
dessen Person sich beide Seiten einigen. Die Beteiligten können sich
auf eine Anzal von jeweils bis höchstens fünf Beisitzern einigen,
wenn die besondere Schwierigkeit und Bedeutung der erstrebten Re­
gelung oder Maßnahme die Hinzuziehung weiterer sachkundiger
Beisitzer erfordert.
(4) Der Vorsitzende und die Beisitzer können für jedes Verfahren
neu oder für die Dauer von zwei Kalenderjahren bestellt werden.
Mindestens je ein Beisitzer muss der betreffenden Dienststelle an­
gehören. Die Beisitzer können bei Verhinderung durch andere von
der jeweiligen Vertragspartei benannte Personen ersetzt werden.
Kommt eine Einigung über die Person des Vorsitzenden nicht zu­
stande und erklärt eine der Vertragsparteien das Scheitern der Eini­
gungsbemühungen, so wird der Vorsitzende durch das Los be­
stimmt.
(5) Für das Verfahren vor der Einigungsstelle gelten olgende Rege­
lungen:
1 .  Das Verfahren vor der Einigungsstelle wird durch begründeten 

Antrag einer der Vertragsparteien eingeleitet. Der Antrag ist dem 
Vorsitzenden zuzuleiten. Dieser trifft dann die erforderlichen 
Maßnahmen. 

2. Die Beteiligten können sich durch einen Rechtsbeistand oder In­
teressenvertreter insoweit vertreten lassen, als dieser zugleich be­
nannter Beisitzer ist.

3. Die Einigungsstelle entscheidet durch Beschluss, der der Mehr­
heit der anwesenden Mitglieder bedarf. Eine Stimmenthaltung
der Beisitzer ist unzulässig. Der Vorsitzende versucht zunächst in
der Verhadlung mit den Beteiligten eine Verständigung zu er­
zielen. Die Einigungsstelle fasst ihre Beschlüsse unter angemes­
sener Berücksichtigung der Belange der Dienststelle und der be­
troffenen Mitarbeiter nach billigem Ermessen. Bei der ersten Be­
schlussfassung hat sich der Vorsitzende der Stimme zu enthalten;
kommt eine Stimmenmehrheit nicht zustade, so übt der Vorsit­
zende nach weiterer Beratung sein Stimmrecht aus .

4. Der Beschluss der Einigungsstelle ist schriftlich zu begründen
und vom Vorsitzenden zu unterschreiben; je eine Ausfertigung ist
der Dienststellenleitung und der Mitarbeitervertretung zuzulei­
ten.
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(6) Der Spruch der Einigungsstelle ist verbindlich. Er ersetzt die Ei­
nigung zwischen Dienststellenleitung und Mitarbeitervertretung und
gilt unmittelbar und zwingend.
(7) Überschreitet ein Beschluss der Einigungsstelle die Grenze des
Ermessens oder verstößt der Inhalt des Einigungsstellenbeschlusses
gegen dieses Gesetz, andere Rechtsvorschriften, Verwaltungsanord­
nungen oder geltende Dienstvereinbarungen oder ist der Beschluss
mit der für die innere Verfassung der Dienststelle maßgeblichen
Ordnung, Satzung oder einem Vertrag unvereinbar, kann die Dienst­
stellenleitung oder die Mitarbeitervertretung binnen einer Frist von
zwei Wochen, vom Tage der Zustellung des Beschlusses an gerech­
net, die Schiedsstelle anrufen.
(8) Für die Kosten der Einigungsstelle gilt:
1 .  Die durch Anrufung und Tätigwerden der Einigungsstelle entste­

henden Sachkosten und die Vergütung für den Vorsitzenden 
sowie die Kosten für die Beisitzer, die der Dienststelle nicht an­
gehören, trägt die Dienststellenleitung. 

2. Für seine Tätigkeit in der Einigungsstelle erhält der Vorsitzende
ein Honorar, dessen Höhe vor Aufnahme des Verfahrens verein­
bart wird. Die Beisitzer, die nicht der Dienststelle angehören, er­
halten jeweils 70 Prozent dieses Betrages. Soweit ein Beisitzer
zugleich als Rechtsbeistand oder Interessenvertreter tätig ist, ist
seine Tätigkeit zugleich mit dem Beisitzerhonorar abgegolten.
Dasselbe gilt für sämtliche Auslagen der Beisitzer.

3. Die der Dienststelle angehörenden Beisitzer werden für ihre
Tätigkeit in der Einigungsstelle unter Fortzahlung der Vergütung
freigestellt. Mehrarbeit wird ausgeglichen oder vergütet; Ausla­
gen werden nach den in der Dienststelle geltenden Richtlinien er­
stattet.

§ 38
Verfahren der Beteiligung der Mitarbeitervertretung 

( 1 )  Die Mitarbeitervertretung wird insbesondere in den Verfahren 
der Mitbestimmung (§ 39) und der Mitberatung (§ 46) beteiligt. 
(2) Die Mitarbeitervertretung hat ihre Beteiligungsrechte im Rah­
men der Zuständigkeit der jeweiligen Dienststelle.

§ 39 Mitbestimmung
(1 )  Soweit eine Maßnahme der Mitbestimmung der Mitarbeiterver­
tretung unterliegt, darf sie erst vollzogen werden, wenn die Zustim­
mung der Mitarbeitervertretung vorliegt oder die nicht erteilte Zu­
stimmung durch die Schiedsstelle ersetzt worden ist. Eine der Mit­
bestimmung unterliegende Maßnahme ist unwirksam, wenn die Mit­
arbeitervertretung nicht zugestimmt hat oder die nicht erteilte Zu­
stimmung nicht ersetzt worden ist oder die Maßnahme nicht nach 
Absatz 3 als gebilligt gilt. Abweichend von Satz 2 ist die Einstellung 
eines Mitarbeiters wirksam; die Mitarbeitervertretung kann jedoch 
verlangen, dass der Mitarbeiter bis zum Vorliegen oder zur Erset­
zung der Zustimmung nicht beschäftigt wird. 
(2) Die Dienststellenleitung unterrchtet die Mitarbeitervertretung 
von der beabsichtigten Maßnahme und beantragt die Zustimmung. 
(3) Die Zustimmung gilt als erteilt, wen die Mitarbeitervertretung
nicht binnen zwei Wochen diese schriftlich verweigert oder eine
mündliche Erörterung beantragt. Die Dienststellenleitung kann die
Frist in dringenden Fällen bis auf fünf Tage abkürzen; die Abkür­
zung ist besonders zu begründen. Die Frist beginnt mit dem Zugang
der Mitteilung an den Vorsitzenden der Mitarbeitervertretung. Die in
Satz 2 genannte Frist kann im beiderseitigen Einverehmen verlän­
gert werden.
(4) Kommt in den Fällen der Mitbestimmung keine Einigung zu­
stande, kann die Dienststellenleitung binnen zwei Wochen nach Ab­
schluss der Erörterung oder nach Eingang der schriftlichen W eige­
rng die Schiedsstelle anrufen. Die Erörterung ist abgeschlossen,
wenn die Dienststellenleitung oder die Mitarbeiterertretung oder
beide gemeinsam sie fr abgeschlossen erkären.
(5) Die Dienststellenleitung kann bei Maßnahmen, die keinen Auf
schub dulden, bis zur endgültigen Entscheidung vorläufige Rege­
lungen treffen. Voräufge Regelungen dürfen die Drchführung
einer anderen endgültigen Entscheidung nicht hindern. Eine vorläu­
fige Regelung ist als solche zu kennzeichnen, auf höchstens fünf
Monate zu befristen, der Mitarbeitervertretung schriftlich mitzutei­
len und zu begründen; die Dienststellenleitung muss in der betref­
fenden Angelegenheit das Verfahren der Absätze 1 und 2 unverzüg­
lich einleiten oder fortsetzen. Die Mitarbeitervertretung kann die
Schiedsstelle anrufen.
(6) Eine vorläufige Maßnahme ist unverzüglich, spätestens jedoch



nach Ablauf einer Kalenderwoche nach Bekanntgabe der Entschei­
dung zu beenden, wenn die Schiedsstelle feststellt, dass die Maß­
nahme nicht aus sachlichen Gründen dringend erforderlich war, oder 
die Schiedsstelle die Ersetzung der Zustimmung der Mitarbeiterver­
tretung ablehnt. 

§ 40
Fälle der Mitbestimmung in organisatorischen und sozialen 

Angelegenheiten 
Die Mitarbeitervertretung hat mitzubestimmen über 
1. Bestellung von Vertrauensärzten sowie von Ärzten zur Über­

wachung des Gesundheitszustandes der Mitarbeiter;
2. Maßnahmen zur Unfallverhütung und zur Verhütung von son­

stigen Gesundheitsgefahren sowie die Bestellung von Fachkräf­
ten für Arbeitssicherheit und von Sicherheitsbeauftragten;

3. Errichtung, Verwaltung und Auflösung von Sozialeinrichtun­
gen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform;

4. Festlegung von Dauer, Beginn und Ende der täglichen Arbeits­
zeit einschließlich der Pausen; ausgenommen bleibt die für die
Dienststelle nicht vorhersehbare, auf Grund besonderer Erfor­
dernisse kurzfrstig und unregelmäßig festzusetzende tägliche
Arbeitszeit für bestimmte Gruppen von Beschäftigten;

5. Festlegung der Grundsätze für die Aufstellung von Dienstplä­
nen, für die Anordnung von Bereitschaftsdienst und Rufbereit­
schaft sowie ür unvorhersehbare Arbeitszeitregelungen im
Sinne der Nummer 4;

6. Aufstellung von Grundsätzen für den Urlaubsplan;
7. Aufstellung von Sozialplänen (insbesondere bei Auflö�uug,

Einschränkung, Veregung und Zusammenlegung von Dienst­
stellen oder wesentlichen Teilen von ihnen) einschließlich Plä­
nen für Umschulungen zum Ausgleich oder zur Milderung von
wirtschaftlichen Nachteilen; Gleiches gilt für die Folgen von
Rationalisierungsmaßnahmen; Sozialpläne dürfen Regelungen
weder einschränken noch ausschließen, die auf Rechtsvor­
schriften oder allgemein verbindlichen Richtlinien beruhen;

8. Grundsätze der Arbeitsplatzgestaltung;
9. Einführung grundlegend neuer Arbeitsmethoden;

10. Einführung und Anwendung von Maßnahmen oder technischen
Einrichtungen, die dazu geeignet sind, das Verhalten oder die
Leistung der Mitarbeiter zu überwachen;

11. Regelung der Ordnung in der Dienststelle (Haus- und Betriebs­
ordnung) und des Verhaltens der Mitarbeiter im Dienst;

12. Grundsätze für die Gewährung von Unterstützungen oder son­
stigen Zuwendungen, auf die kein Rechtsanspruch besteht;

13. Vergabe und Kündigung von Mietwohnungen, Garagen, Park­
platzflächen und Pachtland an die Mitarbeiter, wenn die Dienst­
stelle darüber verfügt, sowie allgemeine Festsetzung der Nut­
zungsbedingungen;

14. Festsetzung von Kurzarbeit;
15. Zeit, Ort und Art der Auszahlung der Vergütung;
16. Fragen der betrieblichen Lohngestaltung, insbesondere die Auf­

stellung von Entlohnungsgrundsätzen und die Einführung �nd
Anwendung von neuen Entlohnungsmethoden sowie deren An­
derung, soweit diese Fragen nicht auf anderem Wege ab­
schließend geregelt worden sind;

17. Grundsätze über das betriebliche Vorschlagswesen.

§ 41

Fälle der Mitbestimmung bei allgemeinen personellen 
Angelegenheiten 

Die Mitarbeitervertretung hat mitzubestimmen bei 
1. Formulierung und Verwendung von Personalfragebogen und

sonstigen Fragebogen zur Erhebung personenbezogener Daten,
soweit nicht gesetzlich geregelt;

2. Aufstellung von Beurteilungsgrundsätzen für die Dienststelle;
3. Aufstellung von Grundsätzen für die Aus-, Fort- und Weiterbil-

dung sowie für die Teilnehmerauswahl;
4. Auswahl der Teilnehmer an Fortbildungsveranstaltungen;
5. Aufstellung von Grundsätzen für Stellenausschreibungen;
6. Aufstellung von Grundsätzen für die personelle Auswahl bei Ein­

stellungen.
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§42

Fälle der Mitbestimmung in Personalangelegenheiten der 
privatrechtlich angestellten Mitarbeiter 

Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Personalangelegen­
heiten der privatrechtlich angestellten Mitarbeiter ein Mitbestim­
mungsrecht: 

1. Einstellung;
2. ordentliche Kündigung nach Ablauf der Probezeit;
3. Eingruppierung einschließlich Festlegung der Fallgruppe,

Wechsel der Fallgruppe, Höher- und Rückgruppierung, Ge­
währung tariflicher Zulagen;

4. Übertragung einer höher oder niedriger bewerteten Tätigkeit
von mehr als drei Monaten Dauer;

5. dauernde Übertragung einer Tätigkeit, die einen Anspruch auf
Zahlung einer Zulage auslöst, sowie Widerruf einer solchen
Übertragung;

6. Umsetzung innerhalb einer Dienststelle unter gleichzeitigem
Ortswechsel;

7. Versetzung oder Abordnung zu einer anderen Dienststelle von
mehr als drei Monaten Dauer; in diesen Fällen bestimmt die
Mitarbeitervertretung der aufnehmenden Dienststelle unbescha­
det des Mitberatungsrechts nach § 47 Nr. 3 mit;

8. Weiterbeschäftigung über die Altersgrenze hinaus;
9. Anordnungen, die die Freiheit in der Wahl der Wohnung be­

schränken;
10. Versagung und Widerruf der Genehmigung einer Nebentätig­

keit;
11. Ablehnung eines Antrags auf Ermäßigung der Arbeitszeit und

Beurlaubung aus familien- oder arbeitsmarktpolitischen Grün­
den.

§ 43
Fälle der Mitbestimmung in Personalangelegenheiten der 
Mitarbeiter in öffentich-rechtlichen Dienstverhältnissen 

Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Personalangelegen­
heiten der Kirchenbeamten ein Mitbestimmungsrecht: 

1. Einstellung;
2. Anstellung;
3. Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses in ein solches

anderer Art;
4. Ablehnung eines Antrags auf Ermäßigung der Arbeitszeit oder

Beurlaubung aus familien- oder arbeitsmarktpolitischen Grün­
den;

5. Verlängerung der Probezeit;
6. Beförderung;
7. Übertragung eines anderen Amtes, das mit einer Zulage ausge­

stattet ist;
8. Übertr�gung eines anderen Amtes mit höhere� Endgrundgehalt

ohne Anderung der Amtsbezeichnung oder Ubertragung eines
anderen Amtes mit gleichem Endgrundgehalt ohne Wechsel der
Amtsbezeichnung;

9. Zulassung zum Aufstiegsverfahren, Verleihung eines anderen
Amtes mit anderer Amtsbezeichnung beim Wechsel der Lauf­
bahngruppe;

10. dauernde Übertragung eines höher oder niedriger bewerteten
Dienstpostens;

11. Umsetzung innerhalb der Dienststelle bei gleichzeitigem Orts­
wechsel;

12. Versetzung oder Abordnung von mehr als drei Monaten Dauer
zu einer anderen Dienststelle oder einem anderen Dienstherrn
im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes; in diesen Fällen be­
stimmt die Mitarbeitervertretung der aufehmenden Dienststel­
le unbeschadet des Mitberatungsrechtes nach§ 47 Nr. 3 mit;

13. Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand wegen Errei­
chens der Altersgrenze;

14. Anordnungen, die die Freiheit in der Wahl der Wohnung be­
schränken;

15. Versagung sowie Widerruf der Genehmigung einer Nebentätig­
keit;

16. Entlassung von Kirchenbeamten auf Probe oder auf Widerruf,
wenn sie die Entlassung nicht beantragt haben;
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17 .  vorzeitige Versetzung in den Ruhestand gegen den Willen des 
Kirchenbeamten; 

1 8. Versetzung in den Wartestand oder einstweiligen Ruhestand, 
sofern der Betroffene die Beteiligung der Mitarbeitervertretung 
beantragt. 

§ 44
Ausnahmen von der Beteiligung in Personalangelegenheiten 

Eine Mitberatung oder Mitbestimmung in Personalangelegenheiten 
der Personen nach § 4 findet nicht statt, mit Ausnahme der von der 
Mitarbeitervertretung nach Gesetz oder Satzung in leitende Organe 
entsandten Mitglieder. Daneben fndet keine Beteiligung in den Per­
sonalangelegenheiten der Personen statt, die im pfarramtlichen 
Dienst oder in der Ausbildung oder Vorbereitung dazu stehen; Glei­
ches gilt für die Personalangelegenheiten der Lehrenden an kirchli­
chen Hochschulen oder Fachhochschulen. Die Vorschriften des § 43 
Nr. 12 und des § 47 Nr. 3 finden auf Personen, die als Kirchenbeamte 
in der Ausbildung stehen, keine Anwendung. 

§ 45
Begündungspflicht bei Zustimmungsverweigerung 

( 1 )  Die Mitarbeiterertretung hat eine Verweigerng der Zustim­
mung gegenüber der Dienststellenleitung schriftlich zu begründen. 
(2) In den Fällen des § 42 Nr. 1 ,  3 bis 5, 8 und 1 1  und des § 43 Nr. 1
bis 10, 1 3  und 1 6  bis 1 8  darf die Mitarbeitervertretung die Zustim­
mung nur verweigern, wenn
1. die Maßnahme gegen eine Rechtsvorschrift, eine Bestimmung in

einem Tarifvertrag, eine Dienstvereinbarung, eine Vertragsbe­
stimmung, eine Verwaltungsanordnung, eine andere bindende
Bestimmung oder gegen eine rechtskräftige gerichtliche Ent­
scheidung verstößt oder

2. die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, dass durch die
Maßnahme der betroffene Mitarbeiter oder andere Mitarbeiter
benachteiligt werden, ohne dass dies aus dienstlichen oder per­
sönlichen Gründen gerechtfertigt ist, oder

3. die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, dass bei einer
Einstellung der Bewerber oder bei einer Versetzung oder Abord­
nung der Mitarbeiter den Frieden in der Dienststelle durch unso­
ziales oder gesetzwidriges Verhalten stören wird.

(3) Im Falle des § 42 Nr. 2 darf die Mitarbeitervertretung ihre Zu­
stimmung nur verweigern, wenn
1 .  bei der Auswahl des zu kündigenden Mitarbeiters soziale Ge­

sichtspunkte nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt worden 
sind oder 

2. der zu kündigende Mitarbeiter an einem anderen Arbeitsplatz in
derselben Dienststelle weiterbeschäftigt werden kann oder

3. eine Weiterbeschäftigung des Mitarbeiters unter geänderten Ver­
tragsbedingungen oder nach zumutbaren Umschulungs- und
Fortbildungsmaßnahmen möglich ist und der Mitarbeiter sein
Einverständnis hiermit erklärt hat.

§ 46

Mitberatung 
( 1 )  In den Fällen der Mitberatung ist der Mitarbeitervertretung eine 
beabsichtigte Maßnahme rechtzeitig vor der Durchführung bekannt 
zu geben und auf Verlangen mit ihr zu erörter. Die Mitarbeiterver­
tretung muss die Erörterung binnen zwei Wochen nach Bekanntga­
be der beabsichtigten Maßnahme verlangen. In den Fällen des § 47 
Nr. 2 kann die Dienststellenleitung die Frist bis auf drei Arbeitstage 
abkürzen. Äußert sich die Mitarbeitervertretung nicht binnen zwei 
Wochen oder binnen der verkürzten Frist nach Zugang der Mittei­
lung an ihren Vorsitzenden oder hält sie bei der Erörterung ihre Ein­
wendungen oder Vorschläge nicht aufrecht, so gilt die Maßnahme 
als gebilligt. Die Fristen können im Einzelfall auf Antrag der Mitar­
beitervertretung von der Dienststellenleitung verlängert werden. Im 
Falle einer Nichteinigung hat die Dienststellenleitung oder die Mit­
arbeitervertretung die Erörterung fr beendet zu erklären. Die 
Dienststellenleitung hat eine abweichende Entscheidung gegenüber 
der Mitarbeitervertretung schriftlich zu begründen. 
(2) Eine der Mitberatung unterliegende Maßnahme ist unwirksam,
wenn die Mitarbeitervertretung nicht nach Absatz 1 beteiligt worden
ist. Die Mitarbeiterverretung kann binnen zwei Wochen nach
Kenntnis, spätestens sechs Monate nach Durchführung der Maßnah­
me die Schiedsstelle anrufen, wenn sie nicht nach Absatz 1 beteiligt
worden ist.
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§ 47
Fälle der Mitberatung 

Die Mitarbeitervertretung hat ein Mitberatungsrecht bei: 
1. Auflösung, Einschränkung, Verlegung und Zusammenlegung

von Dienststellen oder wesentlichen Teilen von ihnen;
2. der außerordentlichen Kündigung und der Kündigung in der Pro­

bezeit;
3. Versetzungen und Abordnungen von mehr als drei Monaten

Dauer; das Mitberatungsrecht besteht hier für die Mitarbeiterver­
tretung der abgebenden Dienststelle ;

4. der Aufstellung und Änderng des Stellenplanentwurfes sowie
der Aufstellung von allgemeinen Grundsätzen für die Bemessung
des Personalbedarfes;

5 .  der Bewertung von Dienstposten, soweit sie vorgesehen ist; 
6. wesentlichen Änderungen in der Organisation der Dienststelle

und der Aufstellung von Organisationsplänen ;
7. Maßnahmen, die zu wesentlichen Änderungen des Arbeitsablau­

fes oder der Arbeitsplatzgestaltung führen.

§ 48

Initiativrecht der Mitarbeitervertretung 
( 1 )  Die Mitarbeitervertretung kann der Dienststellenleitung Maß­
nahmen, die der Beteiligung unterliegen, schriftlich vorschlagen. 
Die Dienststellenleitung hat binnen zwei Monaten Stellung zu neh­
men. Eine Ablehnung ist schriftlich zu begründen. 
(2) Kommt bei Vorschlägen, die organisatorische und soziale Ange­
legenheiten betreffen, auch nach Aussprache eine Einigung nicht zu­
stande, so kann die Mitarbeitervertretung nach Eingang der schrift­
lichen Ablehnung die Schiedsstelle anrufen.

§ 49
Beschwerderecht der Mitarbeitervertretung 

( 1 )  Verstößt die Dienststellenleitung gegen sich aus diesem Kir­
chengesetz ergebende oder sonstige gegenüber den Mitarbeitern be­
stehende Pflichten und bleiben Gegenvorstellungen erfolglos, so hat 
die Mitarbeitervertretung das Recht, bei dem zuständigen Aufsichts­
organ Beschwerde einzulegen. 
(2) Bei berechtigten Beschwerden hat das Leitungs- oder Aufsichts­
organ im Rahmen seiner rechtlichen Zuständigkeit Abhilfe zu schaf­
fen oder auf Abhilfe hinzuwirken.

IX. Abschnitt
Interessenvertreter besonderer Gruppen 

§ 50
Sprecher der Jugendlieben und der Auszubildenden 

( 1 )  Die Mitarbeiter unter 1 8  Jahren, die Auszubildenden sowie die 
weiteren zu ihrer Berfsausbildung Beschäftigten wählen Sprecher, 
die in deren Angelegenheiten von der Mitarbeitervertretung bera­
tend hinzuzuziehen sind, sofern sie ihr nicht ohnehin angehören. Als 
Sprecher können Mitarbeiter vom vollendeten 16. bis zum vollende­
ten 24. Lebensjahr gewählt werden. Für die Wählbarkeit gilt § 1 1  
entsprechend. 
(2) Es werden gewählt
ein Sprecher bei Dienststellen mit in der Regel 5 bis 20 Mitarbeitern,
drei Sprecher bei Dienststellen mit in der Regel 21 bis 100 Mitar­
beiter, 
fünf Sprecher bei Dienststellen mit in der Regel mehr als 100 Mitar­
beiter im Sinne des Absatzes 1. 
(3) Die Amtszeit beträgt zwei Jare. Ein Sprecher, der im Laufe sei­
ner Amtszeit das 24. Lebensjahr vollendet, bleibt bis zum Ende der 
Amtszeit in seinem Amt. 
(4) Beantragt ein zur Berufsausbildung Beschäftigter, der Sprecher
nach Absatz 1 ist, spätestens einen Monat vor Beendigung des Aus­
bildungsverhältnisses für den Fall des erfolgreichen Abschlusses
seiner Ausbildung schrftlich die Weiterbeschäftigung, so bedarf die
Ablehnung des Antrags durch die Dienststellenleitung der Zustim­
mung der Mitarbeitervertretung, wenn die Dienststelle gleichzeitig
weitere Auszubildende weiterbeschäftigt. Die Zustimmung darf nur
verweigert werden, wenn der durch Tatsachen begründete Verdacht



besteht, dass die Ablehnung der Weiterbeschäftigung wegen der 
Tätigkeit als Sprecher nach Absatz 1 erfolgt. Verweigert die Mitar­
beitervertretung die Zustimmung, so kann die Dienststellenleitung 
binnen zwei Wochen die Schiedsstelle anrufen. 

(5) Für die Walen, die Rechtsstellung, die Geschäftsführung und 
die Kosten der Sprecher finden die Vorschriften der§§ 12 bis 14, 15 
Abs. 3 bis 5, §§ 16 bis 20, 21 Abs. 1 und§§ 22 bis 31 sinngemäße 
Anwendung, die §§ 24 bis 28 und § 30 jedoch nur in Dienststellen, 
in denen mindestens drei Sprecher zu wählen sind. 

§ 50 a
Aufgaben und Befugnisse der Sprecher 

(1) Unbeschadet der Aufgaben der Mitarbeitervertretung haben die
Sprecher der Jugendlichen und der Auszubildenden die Interessen
der in § 50 Abs. 1 genannten Mitarbeiter in der Dienststelle zu ver­
treten und ihnen beratend und unterstützend zur Seite zu stehen. Sie
haben insbesondere

1. Maßnahmen bei der Mitarbeitervertretung oder direkt bei der
Dienststellenleitung zu beantragen, die den in § 50 Abs. 1 ge­
nannten Mitarbeitern dienen, insbesondere in Fragen der Berufs­
ausbildung,

2. darauf zu achten, dass die zugunsten der in § 50 Abs. 1 genann­
ten Mitarbeiter geltenden Gesetze, Verordnungen, Unfallverhü­
tungsvorschriften, Verwaltungsanordnungen und Dienstverein­
barungen durchgefhrt werden,

3. Anregungen und Beschwerden der in§ 50 Abs. 1 genannten Mit­
arbeiter entgegenzunehmen und, soweit sie berechtigt erschei­
nen, durch Verhandlungen mit der Mitarbeitervertretung oder di­
rekt mit der Dienststellenleitung auf die Erledigung hinzuwirken.

(2) Zur Durchführung ihrer Aufgaben sind die Sprecher durch die
Mitarbeitervertretung und die Dienststellenleitung umfssend zu un­
terrichten; ihnen sind die hierzu erforderlichen Unterlagen rechtzei­
tig zur Verfügung zu stellen.

(3) Erachtet eine Mehrheit der Sprecher einen Beschluss der Mitar­
beitervertretung als eine erebliche Beeinträchtigung wichtiger In­
teressen der in § 50 Abs. 1 genannten Mitarbeiter, so ist auf Antrag
der Sprecher der Beschluss für die Dauer von einer Woche vom Zeit­
punkt der Beschlussfassung an auszusetzen. Die Aussetzung hat
keine Verlängerung der in diesem Kirchengesetz festgelegten Fri­
sten zur Folge. Innerhalb der Frist haben die Sprecher und die Mit­
arbeitervertretung mit erustem Willen zur Einigung zu verhandeln
und Vorschläge zur Beilegung der Meinungsverschiedenheit zu ma­
chen. Nach Ablauf der Frist hat die Mitarbeitervertretung über die
Angelegenheit neu zu beschließen. Der Antrag auf Aussetzung kann
in der selben Angelegenheit nicht wiederholt werden.

(4) Die Sprecher können regelmäßig vor oder nach einer Mitarbei­
terversammlung im Einvernehmen mit der Mitarbeitervertretung
und in Absprache mit der Dienststellenleitung eine Versammlung
der in § 50 Abs. 1 genannten Mitarbeiter einberufen. Für die Ver­
sammlung fnden die Vorschriften des§ 32 Abs. 3, 4, 6 Satz 1 und 2
sowie Abs. 7 bis 9 und § 33 sinngemäß Anwendung.

§ 51
Vertrauensperson der Schwerbehinderten 

(1) In Dienststellen, in denen mindestens fünf Schwerbehinderte
nicht nur vorübergehend beschäftigt sind, werden eine Vertrauens­
person und ein Stellvertreter gewählt. Dabei werden Dienststellen
zusammengerechnet, für die eine gemeinsame Mitarbeitervertretung
gebildet ist.

(2) Wahlberechtigt sind alle in der Dienststelle beschäftigten
Schwerbehinderten.

(3) Für die Wählbarkeit gilt § 11 entsprechend.

§ 52

Aufgaben der Vertrauensperson der Schwerbehinderten 
(1) Die Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeiter nimmt
die Aufgabe der Schwerbehindertenvertretung nach staatlichem
Recht wahr.

(2) Die Vertrauensperson ist von der Dienststellenleitung in allen
Angelegenheiten, die einen einzelnen Schwerbehinderten oder die
Schwerbehinderten als Gruppe berhren, rechtzeitig und umfassend
zu unterrichten und vor einer Entscheidung zu hören, die getroffene
Entscheidung ist ihr unverzüglich mitzuteilen.
(3) Der Schwerbehinderte hat das Recht, bei Einsicht in die über ihn
geführten Personalakten die Vertrauensperson hinzuzuziehen. Die

GVBI. XXVI. Band, 2. Stück 

Vertrauensperson hat über den Inhalt der Personalakten Stillschwei­
gen zu bewahren, soweit sie vom Schwerbehinderten nicht von die­
ser Verpflichtung entbunden wird. 

(4) Die Vertrauensperson hat das Recht, an allen Sitzungen der Mit­
arbeitervertretung beratend teilzunehmen. Erachtet sie einen Be­
schluss der Mitarbeitervertretung als eine erhebliche Beeinträchti­
gung wichtiger Interessen der Schwerbehinderten, so ist auf ihren
Antrag der Beschluss für die Dauer von einer Woche vom Zeitpunkt
der Beschlussfassung an auszusetzen. In dieser Frist soll unter den
Mitgliedern der Mitarbeitervertretung und der Vertrauensperson
eine Verständigung versucht werden. Die Aussetzung hat keine Ver­
längerung einer Frist zur Folge.

(5) Nach Ablauf der Frist ist über die Angelegenheit neu zu be­
schließen. Wird der erste Beschluss bestätigt, so kann der Antrag auf
Aussetzung nicht wiederholt werden.

(6) Die Vertrauensperson hat das Recht, mindestens einmal im Jahr
eine Versammlung der Schwerbehinderten in der Dienststelle durch­
zuführen. Die für die Mitarbeiterversammlung geltenden Vorschrif­
ten gelten entsprechend.

§ 53

Rechtsstellung der Vertrauensperson der Schwerbehinderten 

Für die Rechtsstellung der Vertrauensperson der Schwerbehinderten 
gilt das staatliche Recht entsprechend. 

§ 54

Vertrauensmann der Zivildienstleistenden 

In Dienststellen, in denen nach staatlichem Recht ein Vertrauens­
mann der Zivildienstleistenden zu wählen ist, hat der Vertrauens­
mann das Recht, an den Sitzungen der Mitarbeitervertretung bera­
tend teilzunehmen, wenn Angelegenheiten beraten werden, die auch 
die Zivildienstleistenden betreffen. 

§ 55
W eitere Vertrauenspersonen 

( 1) In Dienststellen, in denen mindestens fünf Personen tätig sind,
deren Beschäftigung oder Ausbildung überwiegend ihrer Heilung,
Wiedereingewöhnung, beruflichen oder sozialen Rehabilitation oder
Erziehung dient, sind von diesen Vertrauenspersonen zu wählen. Sie
haben das Recht, an den Sitzungen der Mitarbeitervertretung bera­
tend teilzunehmen, wenn Angel�genheiten beraten werden, die auch
diesen Personenkreis betreffen. Uber die Anzahl der Vertrauensper­
sonen, das Wahlverfahren sowie über Art, Umfang und Kosten der
Tätigkeiten der Vertrauenspersonen soll im Benehmen mit Vertre­
tern der in Satz 1 genannten Personen eine Dienstvereinbarung mit
der Mitarbeitervertretung geschlossen werden.

(2) Für die Einrichtungen der Diakonie erstellen die Diakonischen
Werke im Einverehmen mit der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbei­
tervertretungen eine Musterdienstvereinbarung, in der Mindeststan­
dards für das Wahlverfahren und Rechte der Vertrauenspersonen
festgelegt werden.

X. Abschnitt

Gesamtausschüsse und Sprengel-Arbeitsgemeinschaften der 
Mitarbeitervertretungen 

§ 56

Gesamtausschüsse, Arbeitsgemeinschaft 
(1) Bei den obersten Dienstbehörden der beteiligten Kirchen werden
Gesamtausschüsse der Mitarbeitervertretung gebildet. Gesamtaus­
schüsse können sich zu einer Arbeitsgemeinschaft der Gesamtaus­
schüsse zusammenschließen, wenn darüber zwischen den beteiligten
Gesamtausschüssen und den jeweiligen beteiligten Kirchen eine
Vereinbarung geschlossen wird. Sofer eine Arbeitsgemeinschaft 
der Gesamtausschüsse gebildet ist, nimmt diese anstelle der Ge­
samtausschüsse der beteiligten Kirchen deren Aufgabe wahr. 

(2) Innerhalb eines Diakonischen Werkes der beteiligten Kirchen
können sich die Mitarbeitervertretungen zu einer Arbeitsgemein­
schaft zusammenschließen. Arbeitsgemeinschaften können sich zu
einer Gesamtarbeitsgemeinschaft zusammenschließen, wenn dar­
über zwischen den beteiligten Arbeitsgemeinschaften und den je­
weiligen Diakonischen Werken eine Vereinbarung geschlossen

35 



GVBl. XXVI. Band, 2. Stück 

wird. Sofern eine Gesamtarbeitsgemeinschaft gebildet ist, nimmt 
diese anstelle der Arbeitsgemeinschaften der jeweiligen Diakoni­
schen Werke deren Aufgabe wahr. 
(3) Das Nähere regeln die jeweiligen Kirchen oder die Diakonischen
Werke im Einvernehmen mit dem jeweiligen Gesamtausschuss oder
der jeweiligen Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen.
Kommt eine Einigung nicht zu Stande, entscheidet der Rat der Kon­
föderation. Im Übrigen findet § 19 Abs. 1, 2 und 4 entsprechende
Anwendung.

§ 57
Aufgaben der Gesamtausschüsse und Arbeitsgemeinschaften 

Dem Gesamtausschuss und den Arbeitsgemeinschaften sollen ins­
besondere folgende Aufgaben zugewiesen werden: 
1. Beratung, Unterstützung und Information der Mitarbeitervertre­

tungen bei der Wahrnehmung ihrer Aufaben, Rechte und Pflich­
ten; 

2. Förderung des Informations- und Erfahrungsaustausches zwi­
schen den Mitarbeitervertretungen sowie der Fortbildung von
Mitgliedern der Mitarbeitervertretungen;

3 . Mitwirkung bei der Bildung der Schiedsstellen;
4. Erörterng mitarbeitervertretungsrechtlicher Fragen von grund­

sätzlicher Bedeutung.

§ 58
Bildung von Sprengel-Arbeitsgemeinschaften 

Für die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers können 
Sprengel-Arbeitsgemeinschaften der Mitarbeitervertretungen gebil­
det werden, die sich bis zu zweimal im Jahr zur Förderung des In­
forations- und Erfahrungsaustausches treffen. Für die Übernahme 
der Kosten sind die Vorschriften des § 3 1  entsprechend anzuwen­
den. 

XI. Abschnitt
Schiedsstelle, Überprüfung durch das kirchliche 

Verwaltungsgericht 

§ 59
Bildung der Schiedsstelle 

( 1 )  Am Sitz der Geschäftsstelle der Konföderation besteht eine 
Schiedsstelle mit mindestens zwei Kammern. Für Angelegenheiten 
der Einrichtungen der Diakonie werden an den Sitzen der Diakoni­
schen Werke der beteiligten Kirchen weitere Kammern in der erfor­
derlichen Anzahl gebildet. Zur Erledigung der Geschäftsstellenauf­
gaben dieser Kammern werden bei den Diakonischen Werken der 
beteiligten Kirchen Verwaltungskräte im erforderlichen Umfang 
beschäftigt. Der Rat kann bei Bedarf weitere Kammern bilden. 
(2) Der Rat beruft zu Mitgliedern der Schiedsstelle die erforderliche
Anzahl von Kammervorsitzenden und Beisitzern.
(3) Die Vorsitzenden für die Kammern der Kirchen werden auf ge­
meinsamen Vorschlag der Leitungen der beteiligten Kirchen und
ihrer Gesamtausschüsse der Mitarbeitervertretungen berufen. Die
Vorsitzenden für die Kammern der Diakonischen Werke werden auf
gemeinsamen Vorschlag der Diakonischen Werke der beteiligten
Kirchen und ihrer Arbeitsgemeinschaten der Mitarbeitervertretun­
gen berufen. Die Vorsitzenden der Kammer müssen die Befähi­
gung zum Richteramt haben und dürfen nicht im kirchlichen Dienst
stehen und keiner Dienststellenleitung gern. § 4 angehören. Sie sol­
len in der Regel über Erfahrungen im Arbeitsrecht verfügen.
(4) Die eine Hälfte der Beisitzer der Kammern der Kirche wird auf
gemeinsamen Vorschlag der Leitungen der beteiligten Kirchen be­
rufen. Die andere Hälfte der Beisitzer wird auf gemeinsamen Vor­
schlag der Gesamtausschüsse der Mitarbeitervertretungen berfen.
(5) Die eine Hälfte der Beisitzer der Kammern der Diakonischen
Werke wird auf gemeinsamen Vorschlag der Diakonischen Werke
der beteiligten Kirchen berufen. Die andere Hälfte der Beisitzer wird
auf gemeinsamen Vorschlag der Arbeitsgemeinschaften der Mitar­
beiterverretungen der Diakonischen Werke der beteiligten Kirchen
berufen.
(6) Die von den Leitungen der beteiligten Krchen oder den Diako­
nischen Werken der beteiligten Kirchen vorgeschlagenen Beisitzer 
müssen beruflich oder ehrenamtlich im kirchlichen oder diakoni­
schen Dienst tätig sein. Die von den Gesamtausschüssen oder den 

36 

Arbeitsgemeinschaften der Mitarbeitervertretungen vorgeschlage­
nen Beisitzer müssen zum Mitglied einer Mitarbeitervertretung 
wählbar sein. 
(7) Die Amtszeit der Kammern beträgt sechs Jahre. Solange eine
neue Kammer nicht gebildet worden ist und die Geschäfte der bis­
herigen auch nicht auf eine andere Kammer übertragen worden sind,
bleibt die bisherige Kamer im Amt.
(8) Die Vorsitzenden der Kammern wählen aus ihrer Mitte für die
Dauer von zwei Jahren den Direktor der Schiedsstelle sowie einen
Stellvertreter; diese regeln die Geschäftsverteilung und die Vertre­
tung für alle Mitglieder.

§ 60
Besetzung der Schiedsstelle 

Die Kammen der Kirchen führen ihre Verhandlungen in der Beset­
zung mit dem Vorsitzenden, einem Beisitzer nach § 59 Abs .  5 Satz 
l und einem Beisitzer nach § 59 Abs. 5 Satz 2. Die Kammern der
Diakonischen Werke führen ihre Verhandlungen in der Besetzung
mit einem Vorsitzenden, einem Beisitzer nach § 59 Abs. 6 Satz 1 und
einem Beisitzer nach § 59 Abs .  6 Satz 2.

§ 61
Rechtsstellung der Mitglieder der Schiedsstelle 

( 1 )  Die Mitglieder der Schiedsstelle sind in ihrer Entscheidung un­
abhängig und nur an das geltende Recht gebunden. Für sie gelten die 
§§ 1 9, 20, 22, § 23 Abs. l bis 3 und § 27 Abs. 3 entsprechend sowie
sinngemäß die Vorschriften der Rechtshofordnung über die Ableh­
nung von Mitgliedern des Rechtshofes wegen Besorgnis der Befan­
genheit.
(2) Die Mitglieder der Schiedsstelle erhalten Reisekostenersatz nach
den für die Mitglieder der Landessynode der Evangelisch-lutheri­
schen Landeskirche Hannovers geltenden Bestimmungen. Die Vor­
sitzenden erhalten eine Aufwandsentschädigung, die der Rat allge­
mein regelt.

§ 62
Zuständigkeit der Schiedsstelle 

( 1) Die Schiedsstelle entscheidet auf Antrag unbeschadet der Rech­
te des einzelnen Mitarbeiters über

1 .  die Erklärung, den Widerruf oder die Rückuahme des Einver­
nehmens zur Bildung eigenständiger Dienststellen durch die 
Dienststellenleitung oder die obersten Dienstbehörden (§ 3 Abs .  
2 Satz 2,  Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 Satz 2) ;  

2. die Zugehörigkeit benannter Personen zur Dienststellenleitung
(§ 4 Abs. 2);

3 .  die Bildung der Mitarbeitervertretung (§ 5); 
4. die Anfechtung der Wahl (§  14) ;
5 .  die Bestellung eines Wahlvorstandes (§ 7) ;
6. die Abberufung von Mitgliedern oder die Auflösung der Mitar-

beitervertretung (§ 1 7) ;
7. Verstöße gegen das Behinderungsverbot (§ 1 9  Abs.  1 und 2);
8. die Teilnahme an Tagungen und Lehrgängen (§ 19 Abs. 3) ;
9 . die Freistellung von Mitgliedern der Mitarbeitervertretung

(§ 21) ;
10. die Versetzung und Abordnung von Mitgliedern der Mitarbei­

tervertretung sowie des Wahlausschusses (§ 22 Abs. 1 ,  § 13
Abs .  2);

1 1. Verstöße gegen die Schweigepflicht (§ 23); 
12 . Meinungsverschiedenheiten über Sprechstunden und über das

Aufsuchen am Arbeitsplatz (§ 29) ;
1 3 . den Sachbedarf und die Kosten der Geschäftsführung (§ 3 1 ) ;  
14 .  Zeitpunkt und Umfang der Unterrichtung der Mitarbeitervertre­

tung einschließlich des Rechts zur Einsicht in Unterlagen (§ 35); 
15. die Auslegung von Dienstvereinbarungen (§ 37);
16. Meinungsverschiedenheiten in Fällen der Mitbestimmung

(§§ 39 bis 43 und § 45);
17. die Beteiligung der Mitarbeitervertretung in Fällen der Mitbera­

tung (§§ 46, 47) ;
1 8. Meinungsverschiedenheiten über Vorschläge der Mitarbeiter­

vertretung (§ 48); 
19 . sonstige Streitigkeiten bei der Anwendung dieses Kirchengeset­

zes.



(2) Bei Streitigkeiten über den Abschluss von Dienstvereinbarngen
(§ 37 Abs. 6 Satz 2) unterbreitet die Schiedsstelle einen Vermitt­
lungsvorschlag.
(3) Hat in einer Angelegenheit eine Einigungsstelle (§ 37 a) ent­
schieden und sieht die Dienstvereinbarung, auf Grund derer die Ei­
nigungsstelle gebildet worden ist, dies vor, so prüft die Schiedsstel­
le lediglich, ob Regelungen des Einigungsstellenbeschlusses mit
diesem Kirchengesetz, anderen Rechtsvorschrften, Verwaltungsan­
ordnungen oder bestehenden Dienstvereinbarungen oder mit der für
die innere Verfassung der Dienststelle maßgeblichen Ordnung, Sat­
zung oder einem Vertrag unvereinbar ist. Stellt die Schiedsstelle in
diesen Fällen eine Unvereinbarkeit fest, so erklärt sie den Eini­
gungsstellenbeschluss für nichtig und beschließt in der Angelegen­
heit neu nach Maßgabe dieses Kirchengesetzes; anderenfalls be­
stätigt sie den Einigungsstellenbeschluss.
(4) In den Fällen der Mitberatung(§ 46) stellt die Schiedsstelle nur
fest, ob die Beteiligung der Mitarbeitervertretung erfolgt ist. Ist die
Beteiligung unterblieben, so hat dies die Unwirksamkeit der Maß­
nahme zur Folge.
(5) In den Fällen der Mitbestimmung nach den §§ 42 und 43 hat die
Schiedsstelle lediglich zu prüfen und abschließend festzustellen, ob
für die Mitarbeitervertretung ein Grund zur Verweigerng der Zu­
stimmung nach § 45 Abs. 2 und 3 vorlag. Stellt die Schiedsstelle fest,
dass für die Mitarbeitervertretung kein Grund zur Verweigerng der
Zustimmung vorlag, so gilt die nicht erteilte Zustimmung der Mitar­
beitervertretung als ersetzt.
(6) In den Fällen der Mitbestimmung nach§§ 40 und 41 ersetzt die
Entscheidung der Schiedsstelle die nicht erteilte Zustimmung der
Mitarbeitervertretung. Die Entscheidung der Schiedsstelle muss sich
im Ramen der geltenden Rechtsvorschriften sowie im Rahmen der
Anträge von Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung halten.
(7) In den Fällen der Nichteinigung über Vorschläge der Mitarbei­
tervertretung nach § 48 Abs. 2 stellt die Schiedsstelle fest, ob die
Weigerng der Dienststellenleitung, die von der Mitarbeitervertre­
tung beantragte Maßnahme zu vollziehen, rechtswidrig oder ermes­
sensfehlerhaft ist. Die Dienststellenleitung hat erneut unter Berück­
sichtigung der Rechtsauffassung der Schiedsstelle über den Antrag
der Mitarbeitervertretung zu entscheiden.
(8) Die Entscheidung der Schiedsstelle wird nötigenflls mit Mitteln
der Kirchenaufsicht durchgesetzt. Im Bereich der Diakonie können
die Diakonischen Werke der beteiligten Kirchen mit satzungsmäßi­
gen Mitteln oder mit Bußgeldern der Entscheidung der Schiedsstel­
le Geltung verschaffen.

§ 63

Verfahren vor der Schiedsstelle 

(1) Die Vorsitzenden der Kammern haben zunächst durch Verhand­
lungen mit den Parteien zu versuchen, eine gütliche Einigung zu er­
zielen.
(2) Die Parteien können einen Beistand hinzuziehen, der Mitglied
einer Krche sein muss, die der Arbeitsgemeinschaft chrstlicher Kir­
chen angehört. Die Hinzuziehung eines Beistands ist dem Vorsit­
zenden der Kammer mitzuteilen. Bestehen Bedenken gegen die Er­
stattung der durch die Hinzuziehung des Beistands entstehenden Ko­
sten, so soll der Vorsitzende hierauf hinweisen.
(3) Der Vorsitzende kann den Parteien aufgeben, ihr Vorbringen
schriftlich vorzubereiten und Beweismittel anzugeben. Die Kammer
entscheidet auf Grund einer vom Vorsitzenden anberaumten münd­
lichen Verhandlung, bei der alle Mitglieder der Kammer anwesend
sein müssen. Die Kammer tagt öffentlich, sofern nicht die Kammer
aus besonderen Gründen die Öffentlichkeit ausschließt. Der Mitar­
beitervertretung �nd der Dienststellenleitung ist in der Verhandlung
Gelegenheit zur Außerung zu geben. Zunächst hat die Kammer auf
eine Verständigung oder Einigung hinzuwirken. Im Einvernehmen
mit den Parteien kann von einer mündlichen Verhandlung abgese­
hen und ein Beschluss im schriftlichen Verfahren gefasst werden.
(4) Die Kammer entscheidet unbeschadet der Verpflichtung, wäh­
rend des gesamten Verfarens auf eine gütliche Einigung hinzuwir­
ken, durch Beschluss, der mit Stimmenmehrheit gefasst wird.
Stimmenthaltung ist unzulässig. Den Anträgen der Beteiligten kann
auch teilweise entsprochen werden.
(5) Der Beschluss ist zu begründen und den Parteien zuzustellen.
(6) Stimmen die Parteien zu, so kann an die Stelle der Beschlussfas­
sung durch die Kammer der Beschluss des Vorsitzenden treten.
(7) Der Vorsitzende der Kammer kann einen offensichtlich unbe­
gründeten Antrag ohne mündliche Verhandlung durch Beschluss
zurückweisen. Gleiches gilt, wenn die Schiedsstelle für die Ent-
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scheidung über einen Antrag offenbar unzuständig ist oder eine An­
tragsfrist versäumt worden ist. Der Beschluss ist zu begründen und 
zuzustellen. Der Antragsteller kann binnen zwei Wochen nach Zu­
stellung des Beschlusses mündliche Verhandlung beantragen. 
(8) Die Kosten des Verfahrens - einschließlich der notwendigen Ko­
sten für Zeugen, Sachverständ!ge und Beistände nach Absatz 2 -
trägt die Dienststellenleitung. Uber die Notwendigkeit entscheidet
der Vorsitzende durch schriftlichen Beschluss; Absatz 6 ist entspre­
chend anzuwenden.
(9) Im Übrigen regelt der Rat das Verfahren der Schiedsstelle durch
Ausführungsverordnung.

§ 64
Einstweilige Anordnung 

(1) Auf Antrag kann die Schiedsstelle, bei besonderer Eilbedürftig­
keit auch der Vorsitzende der zuständigen Kammer allein, eine
einstweilige Anordnung in bezug auf den Streitgegenstand treffen,
wenn die Gefahr besteht, dass sonst die Verwirklichung eines Rechts
des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden könn­
te. Einstweilige Anordnungen sind auch zur Regelung eines vorläu­
figen Zustandes in bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig,
wenn dies, vor allem bei dauernden Rechtsverhältnissen, um we­
sentliche Nachteile abzuwenden oder aus anderen Gründen notwen­
dig erscheint.
(2) Hat der Vorsitzende allein entschieden, so ist auf Antrag einer
Partei die Entscheidung der Kammer über den weiteren Bestand der
einstweiligen Anordnung unverzüglich herbeizuführen.

§ 65
Beschwerde 

(1) Die Beschwerde ist gegeben gegen Beschlüsse der Schiedsstelle
l. darüber, ob eine Maßnahme im Einzelfall der Mitberatung oder

Mitbestimmung unterliegt;
2. darüber, welche Rechte und Pflichten den Beteiligten im Einzel­

fall aus der Mitberatung oder Mitbestimmung erwachsen;
3. über Zuständigkeit, Geschäftsführung und Rechtsstellung der

Mitarbeitervertretung;
4. über Wahlberechtigung und Wählbarkeit;
5. auf Grund einer Anfechtung der Wahl;
6. über Bestehen oder Nichtbestehen von Dienstvereinbarungen;
7. über die Entscheidung der Notwendigkeit der Kosten.
lm Ürigen ist eine Beschwerde gegeben, wenn die Schiedsstelle sie 
in dem Beschluss zugelassen hat. Die Beschwerde ist zuzulassen, 
wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat. Der Kirchen­
gerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland ist an die Zu­
lassung durch die Schiedsstelle gebunden. 
(2) Die Beschwerde ist binnen eines Monats nach Zustellung des mit
der Begründung versehenen Beschlusses der Schiedsstelle schrift­
lich einzulegen und zu begründen.
(3) Die Nichtzulassung der Beschwerde kann durch Einspruch an­
gefochten werden.
(4) Der Einspruch ist schriftlich bei der Schiedsstelle innerhalb eines
Monats nach Zustellung des mit der Begründung versehenen Be­
schlusses der Schiedsstelle einzulegen. Der Einspruch muss den an­
gefochtenen Beschluss bezeichnen. Der Einspruch ist zu begründen.
Die Begründung ist bei der Schiedsstelle einzureichen. In der Be­
gründung ist darzulegen, dass die Rechtssache grundsätzliche Be­
deutung hat.
(5) Hilft die Schiedsstelle dem Einspruch nicht ab, entscheidet der
Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland auf
Grund schriftlichen Verfahrens durch Beschluss.
(6) Mit der Ablehnung des Einspruchs durch den Kirchengerichtshof
der Evangelischen Kirche in Deutschland wird der Beschluss der
Schiedsstelle rechtskräftig.
(7) Die Beschwerde und der Einspruch hemmen den Eintritt der
Rechtskraft des angefochtenen Beschlusses der Schiedsstelle. 
(8) Für Verfahren nach Absatz 1 ist der Rechtsweg zum Kirchenge­
richtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland gegeben. Die
Höhe der Kosten bemisst sich nach dem zwischen der Konföderati­
on und der Evangelischen Kirche in Deutschland geschlossenen
Vertrag.

§ 66
(In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten) 
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II. Beschlüsse der Synode
der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Nr. 25 

Zustimmung zum Entwurf des Kirchengesetzes zur Änderung 
der Grundordnung der EKD und zur Ratifizierung der 

Verträge der EKD mit der UEK und der VELKD 
Die 46. Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg 
hat in ihrer Sitzung am 03 . Juni 2005, der Empfehlung des Rechts­
und Verfassungsausschusses folgend, den Entwurf des Kirchenge­
setzes zur Änderung der Grnndordnung der EKD und zur Ratifizie­
rung der Verträge der EKD mit der UEK und der VELKD zustim­
mend zur Kenntnis genommen. 

Oldenburg, den 6. September 2005 

Der Oberkirchenrat der 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

S c hra d e r  
Oberkirchenrat 

III. Verfügungen

Nr. 26

Anordnung der Gemeindekirchenratswahl 2006 
Gemäß § 10 des Kirchengesetzes der Konföderation evangelischer 
Kirchen in Niedersachsen über die Bildung der Kirchenvorstände 
(KVBG) in der Fassung vom 14. Dezember 1 992 (GVBL XX. Band, 
Seite 207), zuletzt geändert durch das Kirchengesetz der Konfödera­
tion evangelischer Kirchen in Niedersachen zur Ändernng des Kir­
chengesetzes über die Bildung der Kirchenvorstände vom 15 .  Okto­
ber 2002 (GVBl. XXV. Band, Seite 89; berichtigt GVBI. XXV. 
Band, Seite 107), ordnen wir hiermit die Gemeindekirchenraswahl 
2006 zur Bildung der Gemeindekirchenräte für die Amtszeit 2006 
bis 2012 an. Als Wahltag wird nach Abstimmung in der Konfödera­
tion evangelischer Kirchen in Niedersachsen der 26. März 2006 
(Lätare) festgesetzt. 
Wir bitten insbesondere die Vorsitzenden und die stellvertretenden 
Vorsitzenden der Gemeindekirchenräte, sich mit den Vorschriften 
des Wahlrechtes vertraut zu machen, um spätere Verfahrensfehler zu 
vermeiden. In Zweifelsfällen erteilen wir Auskunft. 

I. 

Grnndlage des Verfahrens bilden das KVBG und die Ausführnngs­
bestimmungen (AB KVBG) vom 3. Mai 2005 . Die AB KVBG vom 
3. Mai 2005 sind beigefügt.

II. 

1 .  Gemäß § 1 Abs .  3 KVBG ist zum 1 .  Juni 2006 der gesamte Ge­
meindekirchenrat neu zu bilden. Er bleibt bis zur nächsten Neu­
bildung nach sechs Jahren im Amt. 

2. Nach § 9 Abs .  1 KVBG hat der Gemeindekirchenrat die Liste
(Kartei) der wahlberechtigten Kirchenmitglieder (Wählerliste)
von Amts wegen aufzustellen und auf dem Laufenden zu halten.

3. Das Mindestalter für das aktive Wahlrecht beträgt 16 Lebensjah­
re und das Mindestalter für die Wählbarkeit 1 8  Lebensjahre (§§ 4
und 8 KVBG).

4. Zur Vorbereitung und Leitung der Wahl kann der Gemeindekir­
chenrat einen Wahlausschuss ernennen. Im Hinblick auf die
guten Erfahrnngen, die bisher in unserer Kirche mit einem sol­
chen Gremium gemacht worden sind, empfehlen wir die Bildung
von Wahlausschüssen.

5. Alle wahlberechtigten Kirchenmitglieder können ihr Wahlrecht
auch im Wege der Briefwahl ausüben. Bei der Briefwahl sind die
Vorschriften des § 26 Abs. 2-10  KVBG und die Ausführungsbe­
stimmungen sorgfältig zu beachten.

38 

6. Die Gemeindekirchenräte können nach § 25 Abs. 1 KVBG für
die Stimmabgabe zusätzlich auch eine Wahlzeit am Tage vor und
am Tage nach dem 26. März 2006 festsetzen.

7. Die Angehörigen der Bundeswehr sind nach den allgemein gel­
tenden Bestimmungen Mitglieder der Kirchengemeinde, in der
sie ihre Hauptwohnung haben; sie sind daher nur in dieser Kir­
chengemeinde wahlberechtigt.

8. Wir weisen besonders darauf hin, dass nach § 8 Abs .  3 KVBG
kirchliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in der Kirchenge­
meinde, bei der sie angestellt sind, nicht Mitglieder im Gemein­
dekirchenrat werden können, es sei denn, sie sind nur vorüberge­
hend für den Dienst angestellt oder der Kreiskirchenrat hat ihnen
im Hinblick auf den geringen Umfang des Beschäftigungsver­
hältnisses die Wählbarkeit auf Antrag des Gemeindekirchenrates
verliehen.

9. Die Kosten für den Druck der Wahlbenachrichtigungskarten,
Wählerverzeichnisse und Stimmzettel werden in voller Höhe von
uns übernommen bzw. erstattet. Für den Postversand bzw. die
Botenzustellung der Wahlbenachrichtigungskarten wird eine
Pauschale in Höhe von 0, 15 Euro je Wahlberechtigten gezahlt.
Die Anzahl der Wahlberechtigten werden wir der Wahlstatistik
entnehmen.

III. 

1 .  Der Rat der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersach­
sen hat die Pressesprecherin der Konföderation beauftragt, die 
Gemeindekirchenratswal in Zusammenarbeit mit den für Öf­
fentlicheitsarbeit zuständigen Stellen der beteiligten Kirchen 
zentral vorzubereiten, um die wahlberechtigten Krchenmitglie­
der zu einer aktiven Beteiligung an der Wahl anzuregen. Diese 
zentrale Aktion soll den einzelnen Gemeindekirchenräten (Wahl­
ausschüssen) die Durchführung ihrer Aufgabe erleichtern und 
ihre Eigeninitiative ergänzen. 
Die Gemeindekirchenratswahl steht diesmal unter dem Motto 
,,Kirche lebt durch . . .  ". 
Die Inforations- und Pressestelle wird entsprechendes Material 
an alle Gemeindekirchenräte versenden. 

2. Um die Neubildung der Gemeindekirchenräte zum 1. Juni 2006
sicherzustellen, geben wir anliegend eine Übersicht über die Ter­
mine für die einzelnen Akte der Wahl- und Beruungsverfahren.
Falls in einzelnen Kirchengemeinden die Verhältnisse ( z. B. noch
nicht abgeschlossene Wahlanfechtungsverfahren) zu einer Ver­
schiebung der Termine Veranlassung geben, so ist darüber dem
Kreiskirchenrat alsbald zu berichten und seine Weisung einzuho­
len.

Die Zeittafel sieht gemäß § 20 KVBG vor, dass der Wahlaufsatz am 
12. März und am 19. März 2006 bekannt gegeben wird. Das schließt
nicht aus, den Wahlaufsatz nach seiner Aufstellung zusätzlich zu
einem frheren Zeitpunkt im Gottesdienst bekannt zugeben. Da­
durch würde die Möglichkeit geschaffen, die Vorgeschlagenen der
Gemeinde schon früher als in den letzten zwei Wochen vor der Wahl
vorzustellen. Auch andere Möglichkeiten der Bekanntmachung,
etwa im Gemeindebrief, sollten genutzt werden.
Als Tag der Einführung der Kirchenältesten empfehlen wir den 1 8. 
Juni 2006. 
Auskünfte zur Gemeindekirchenratswahl erhalten Sie unter der Ruf­
nummer 04 4 1 177 01 -2 07 .  
Anlage: Zeittafel 

Oldenburg, den 9. Mai 2005 

Der Oberkirchenrat der 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Zeittafel 
Bis zum 1. Oktober 2005 

S c hr a d e r  
Oberkirchenrat 

Der Gemeindekirchenrat entscheidet über eine eventuelle Auftei­
lung der Kirchengemeinde in Wahlbezirke (§ 11 KVBG) und über 
eine eventuelle Bildung von Stimmbezirken (§ 12  KVBG). 
Der Gemeindekirchenrat entscheidet, wie die Wahlbenachrichti­
gungskarten den Wahlberechtigten zugestellt werden sollen (Vertei­
lung oder Postversand). 



Bis zum 23. Dezember 2005 
Der Gemeindekirchenrat setzt die Zahl der zu wählenden und zu be­
rufenden Kirchenältesten fest(§ 3 Abs. 1 und 2 KVBG). 

Der Gemeindekirchenrat stellt die Wählerliste auf (§§ 9 und 13 
KVBG). 
Der Gemeindekirchenrat ernennt ggf. einen Wahlausschuss ( § 31 
KVBG). 

Der Gemeindekirchenrat (Wahlausschuss) entscheidet, zu welchen 
Zeiten die Wählerliste auszulegen ist (§ 1 Abs. 4 KVBG). 
Der Gemeindekirchenrat setzt den Tag der Einführung der Kirchen­
ältesten an einem Tag im Juni 2006 fest(§ l Abs. 4 KVBG). 

Bis zum 31. Dezember 2005 
Der Gemeindekirchenrat bringt die Wählerliste auf den neuesten 
Stand(§§ 9 und 13 KVBG). 

Vor dem 1. Januar 2005 
Der Gemeindekirchenrat kann bereits vor den Abkündigungen der 
Wahl ergänzend weitere Arten der Bekanntmachung einleiten ( § § 14 
Abs. l und 15 Abs. 2 KVBG). 

Nach dem 1. Januar 2006 
Beginn der Auslegung der Wählerliste(§ 14 Abs. 1 KVBG). 
Der Gemeindekirchenrat kann bereits vor den Abkündigungen der 
Wahl ergänzend weitere Arender Bekanntmachung einleiten(§§ 14 
Abs. 1 und 15 Abs. 2 KVBG). 
8. Januar 2006
Erste Abkündigung der Wahl mit der Aufforderung, in die Wähler­
liste Einsicht zu nehmen und Wahlvorschläge einzureichen (§§ 14 
Abs. 1 und 15 Abs. 2 KVBG). 

15. Januar 2006
Zweite Abkündigung der Wahl mit der Aufforderung, in die Wähler­
liste Einsicht zu nehmen und Wahlvorschläge einzureichen (§§ 14 
Abs. 1 und 15 Abs. 2 KVBG). 

22. Januar 2006
Der Gemeindekirchenrat (Wahlausschuss) schließt und überprüft in­
nerhalb einer Woche nochmals die Wählerliste. Ggf. berichtigt er 
sie, benachrichtigt die Betroffenen und bescheidet die Antragsteller 
(§ 14 Abs. 3 KVBG).
30. Januar 2006
Endtermin für die Einreichung der Wahlvorschläge (§ 15 Abs. 1 
KVBG). 

Bis zum 6. Februar 2006 
Der Gemeindekirchenrat (Wahlausschuss) prüft die Walvorschlä­
ge, streicht ggf. Namen und benachrichtigt die Betroffenen (§ 16 
KVBG), ergänzt ggf. die Wahlvorschläge oder stellt einen neuen 
Wahlvorschlag auf(§§ 16 und 17 KVBG). 

Der Kreiskirchenrat entscheidet danach innerhalb Wochenfrist über 
Beschwerden gegen die Streichung von Namen auf dem Wahlvor­
schlag und benachrichtigt die Beschwerdefhrer und den Gemein­
dekirchenrat (Wahlausschuss). 

Bis zum 13. Februar 2006 
Der Gemeindekirchenrat (Wahlausschuss) holt nach Eingang der 
Entscheidung des Kreiskirchenrates die Bereitschaftserklärung der 
Vorgeschlagenen nach § 18 KVBG ein, soweit er dies nicht schon im 
Anschluss an die Prüfung der Wahlvorschläge getan hat (§ 17 Abs. 
1 KVBG). Anschließend ergänzt der Gemeindekirchenrat (Wahl­
ausschuss), soweit erforderlich, die Wahlvorschläge. 
Der Gemeindekirchenrat (Wahlausschuss) stellt den Wahlaufsatz 
auf(§ 19 KVBG). 
Zwischen dem 6. und 26. Februar 2006 
Der Gemeindekirchenrat verschickt oder verteilt die Wahlbenach­
rchtigungskarten. 
Der Gemeindekirchenrat (Wahlausschuss) ernennt für jeden Stimm­
bezirk einen Wahlvorstand(§ 23 KVBG). 
12. März 2006
Erste Abkündigung des Wahlaufsatzes und des Wahltermins unter 
Hinweis auf die Möglichkeit der Briefwahl(§§ 20 und 26 KVBG). 
Nach dem 12. März 2006 
Ggf. Vorstellung der Vorgeschlagenen(§ 21 KVBG). 
19. März 2006
Zweite Abkündigung des Wahlaufsatzes und des Wahltermins unter 
Hinweis auf die Möglichkeit der Briefwahl(§§ 20 und 26 KVBG). 
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23. März 2006
Ablauf der Antragsfrist (24:00 Uhr) für die Wahlscheine zur Brief
wahl (§ 26 Abs. 3 KVBG). 
26. März 2006
Wabl(§§ 25 ff. KVBG).
2. April 2006
Abkündigung des Ergebnisses der Wabl unter Hinweis auf das Be­
schwerderecht(§ 29 Abs. 5 KVBG). 
10. April 2006
Ablauf der Beschwerdefrist (24:00 Uhr), Anfechtung der Wahl(§ 30 
Abs. 1 KVBG). 
Nach dem 10. April 2006 
Der Gemeindekirchenrat macht Vorschläge zur Berufung von Kir­
chenältesten, soweit die Wahl nicht angefochten ist(§ 37 Abs. 1 und 
§ 3 Abs. 5 KVBG).
Bis zum 24. April 2006
Der Kreiskirchenrat entscheidet über Anfechtungen der Wahl(§ 30 
Abs. 2 KVBG). 
Bis zum 29. April 2006 
Der Kreiskirchenrat beruft Kirchenälteste(§ 37 KVBG). 
30. April 2006
Bekanntgabe der Berufungen unter Hinweis auf das Beschwerde­
recht(§ 37 Abs. 5 KVBG). 
8.Mai2006
Ablauf der Beschwerdefrst (24:00 Uhr), Berufungsanfechtung(§ 37 
Abs. 5 KVBG). 
Ab 14. Mai 2005 
Abkündigung des Einfhrungstermins, soweit nicht Beschwerden 
gegen die Wahl und Berufungen anhängig sind(§ 39 Abs. 1 KVBG). 
Ab 1. Juni bis 30. Juni 2006 
Einführung der Kirchenältesten (§ 1 Abs. 4 und § 39 KVBG). 

IV. Mitteilungen

Nr. 27 

Bekanntmachung der Änderung in der Zusammensetzung der 
Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Änderung in der Zusam­
mensetzung der Arbeits- und Dienstrechtlicben Kommission 
(Kirchl. Amtsblatt Hannover Nr. 03/2005, S. 39) bekannt. 

Oldenburg, den 6. September 2005 
Der Oberkirchenrat der 

Ev.-Luth. Krche in Oldenburg 
S cbr a d e r  

Oberkirchenrat 

Änderung in der Zusammensetzung der Arbeits- und 
Dienstrechtlichen Kommission 

Hannover, den 4. März 2005 
Die Zusammensetzung der Arbeits- und Dienstrecbtlicben Kommis­
sion (Mitteilung vom 17. Oktober 2000 Kircbl. Amtsbl. S. 202, 
vom 19. Juni 2002- Kirchl. Amtsbl. S. 164-, vom 10. Januar 2003 
- Kirchl. Amtsbl. S. 2 , vom 5. Februar 2003 Kirchl. Amtsbl.
S. 2 -, vom 3. März 2004 Kirchl. Amtsbl. S. 26 und vom 12. Mai
2004 Kirchl. Amtsbl. S. 90) hat sich wie folgt geändert:

Vertreter der beruflichen Vereinigungen 
Herr Hartwig Kuschmierz, Delmenhorst, scheidet als stellvertre­
tendes Mitglied aus der Arbeits- und Dienstrechtlicben Kommission 
aus. 
Herr Gerhard Mahl, Bad Zwischenahn, wird als stellvertretendes 
Mitglied (für Herrn Heiko Garrels, Oldenburg) entsandt. 

Vertreter der Dienstherren und Anstellungsträger 
Herr Kirchenverwaltungsdirektor Peter Michaelis, Hannover, 
scheidet als Mitglied aus der Arbeits- und Dienstrecbtlicben Kom­
mission aus. 
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Der Rat beruft 
Herrn Kirchenverwaltungsrat Axel Klus, Hannover, 

mit sofortiger Wirkung zum Mitglied der Arbeits- und Dienstrecht­
liehen Kommission. 
Herr Landeskirchenrat Wolfgang Siebert, Wolfenbüttel, ist 
durch Eintritt in den Ruhestand als Mitglied aus der Arbeits- und 
Dienstrechtlichen Kommission ausgeschieden. 
Der Rat berft 

Herrn Assessor Dr. Jens Lehmann, Wolfenbüttel, 
mit sofortiger Wirkung zum Mitglied der Arbeits- und Dienstrecht­
liehen Kommission. 

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 
- Geschäftsstelle 

B e h r e n s

Nr. 28 

Bekanntmachung des Beschlusses der Ai::Jleits- und 
Dienstrechtlichen Kommission über die 56. Anderung der 

Dienstvertragsordnung vom 3. Februar 2005 
Nachstehend gibt der Oberkirchenrat den Beschluss der Arbeits- und 
Dienstrechtlichen Kommission über die 56. Änderng der Dienst­
vertragsordnung vom 3. Februar 2005 (Kirchl. Amtsblatt Hannover 
Nr. 13/2004, S. 205) bekannt. 

Oldenburg, den 7. September 2005 

Der Oberkirchenrat der 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

S c hrade r 
Oberkirchenrat 

Bekanntmachung des Beschlusses der Ai::Jleits- und 
Dienstrechtlichen Kommission über die 56. Anderung der 
Dienstvertragsordnung und der Stundenvergütungen bzw. 

Stundenlöhne gern. §§ 13 a, 29 a und 45 Dienstvertragsordnung 
Hannover, den 8. März 2005 
Nachstehend geben wir den Beschluss der Arbeits- und Dienstrecht ­
liehen Kommission vom 3. Februar 2005 über die 56. Änderung der 
Dienstvertragsordnung (Anhang A) und die Stundenvergütungen 
bzw. Stundenlöhne gern.§§ 13 a, 29 a und 45 Dienstvertragsordnung 
(Anhang B) bekannt. 
Die Stundenvergütungen und die Stundenlöhne treten am ersten 
Tage des auf diese Bekanntmachung folgenden Monats in Kraft. 

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 
- Geschäftsstelle -

Behre n s

AnhangA 
56. Änderung der Dienstvertragsordnung

vom 3. Februar 2005 
Aufgrund des § 26 Abs. 2 des Kirchengesetzes der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen über die Rechtsstellung der 
Mitarbeiter und Mitarbeiternnen (Mitarbeitergesetz - MG) vom 11. 
März 2000 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 92), geändert durch das 
Kirchengese�� der Konföderation evagelischer Kirchen in Nieder­
sachsen zur Anderung des Mitarbeitergesetzes vom 29. März 2001 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 52), hat die Arbeits- und Dienstrecht­
liehe Kommission die Dienstvertragsordnung vom 16. Mai 1983 in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13. September 200Q (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover S. 161), zuletzt geändert durch die 55. Anderung 
der Dienstvertragsordnung vom 1. Dezember 2004 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 205), wie folgt geändert: 
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§1
Änderung der Dienstvertragsordnung 

1. In § 2 c Abs. 3 wird folgender Satz 2 angefügt:
„Satz 1 gilt entsprechend, wenn ein bereits am 31. Oktober 2004
bestehendes Dienst- oder Ausbildungsverhältnis fortbesteht und
weitere Dienstverhältnisse nach dem 31. Oktober 2004 zu dem­
selben Anstellungsträger oder anderen Anstellungsträger im Gel­
tungsbereich der Dienstvertragsordnung begründet werden."

2. In§ 13 a Nr. 2 werden folgende neue Sätze angefügt:
„Bei Mitarbeiter, deren Dienstverhältnis nicht unter § 2 c Abs. 2
oder 3 fällt, ist dabei eine regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit
(§ 15 Abs. 1 BAT) von 40 Stunden zugrunde zu legen. Die Ge­
schäftsstelle der Konföderation veranlasst die Bekanntmachung
der Stundenvergütungen. Die Stundenvergütungen treten am er­
sten Tage des auf die Bekanntgabe im Krchlichen Amtsblatt
Hannover folgenden Monats in Kraft."

3. Nach§ 20 a wird folgender§ 20 b eingefügt:
,,§ 20 b 

Übergangsgeld 
§ 62 Abs. 2 BAT ist mit folgender Maßgabe anzuwenden:
Das Übergangsgeld wird auch nicht gewährt bei der Beendigung 
eines befristeten Dienstverhältnisses." 

4. In § 29 a Nr. 1 werden folgende neue Sätze angefügt:
„Bei Mitarbeitern, deren Dienstverhältns nicht unter § 2 c Abs. 2
oder 3 fällt, ist dabei eine regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit
(§ 15 Abs. 1 MT Arb) von 40 Stunden zugrunde zu legen. Die Ge­
schäftsstelle der Konföderation veranlasst die Bekanntmachung
der Stundenlöhne. Die Stundenlöhne treten am ersten Tage des
auf die Bekanntgabe im Kirchlichen Amtsblatt Hannover folgen ­
den Monats in Kraft."

5. Nach§ 34 a wird folgender§ 34 b eingefügt:
,,§ 34 b 

Übergangsgeld 
§ 65 Abs. 2 MTArb ist mit folgender Maßgabe anzuwenden:
Das Übergangsgeld wird auch nicht gewährt bei der Beendigung 
eines befristeten Dienstverhältnisses." 

6. In § 45 werden folgende neue Sätze angefügt:
„Bei Mitarbeitern, deren Dienstverhältnis nicht unter § 2 c Abs. 2
oder 3 fällt, ist dabei eine regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit
(§ 15 Abs. l BAT) von 40 Stunden zugrunde zu legen. Die Ge­
schäftsstelle der Konföderation veranlasst die Bekanntmachung
der Stundenvergütungen. Die Stundenvergütungen treten am er­
sten Tage des auf die Bekanntgabe im Kirchlichen Amtsblatt
Hannover folgenden Monats in Kraft."

Es treten in Kraft: 

§2
In-Kraft-Treten 

L § 1 Nr. l mit Wirkung vom 1. November 2004, 
2. § 1 Nr. 2, 4 und 6 am ersten Tage des auf die Bekanntgabe dieser

Änderung der Dienstvertragsordnung folgenden Monats,
3. § 1 Nr. 3 und 5 am Tage nach der Bekanntmachung dieser Ände­

rung der Dienstvertragsordnung.

Oldenburg, den 7. Februar 2005 

Die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission 
Garrels 

Vorsitzender 



AnhangB 

Stundenvergütungen gern.§§ 13 a und 45 DienstVO i.V.m. § 35 
Abs.3BAT 

Vergütungsgruppe 
Vergütnngsstand: 1. Mai 2004 
Stundenvergütnng (in EUR) 

bei einer regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit 

von durchschnittlich 

X 
IXa 
IXb 
VIII 
VII 
VIa/b 
Vc 
V a/b 
IVb 
IVa 
III 
II b 
Ha 
I b
I a
I 
Kr. I 
Kr. II 
Kr.III 
Kr. IV 
Kr. V 
Kr. Va 
Kr. VI 
Kr. VII 
Kr. VIII 
Kr.IX 
Kr.X 
Kr.XI 
Kr. XII 
Kr. XIII 

38,5 Stnnden 
9,61 

10,12 
10,31 
10,71 
11,40 
12,15 
13,09 
14,33 
15,51 
16,85 
18,31 
19,25 
20,28 
22,14 
24,07 
26,26 
10,64 
11,14 
11,71 
12,35 
13,00 
13,36 
13,87 
14,90 
15,79 
16,77 
17,82 
18,95 
20,09 
21,80 

40 Stunden*) 
9,25 
9,74 
9,92 

10,31 
10,97 
11,69 
12,60 
13,79 
14,93 
16,22 
17,62 
18,53 
19,52 
21,31 
23,17 
25,28 
10,24 
10,72 
11,27 
11,89 
12,51 
12,86 
13,35 
14,34 
15,20 
16,14 
17,15 
18,24 
19,34 
20,98 

*) gern. § 13 a Nr. 2 Satz 2/§ 45 Satz 2 DienstVO 

Stundenlohn ger. § 29 a DienstVO 
Lohnstand: 1. Mai 2004 

Lohngruppe Stundenlohn (in EUR) 
bei einer regelmäßigen 

wöchentlichen Arbeitszeit 
von durchschnittlich 

38,5 Stnnden 40 Stunden**) 
1 10,00 9,62 
1 a 10,22 9,84 
2 10,45 10,06 
2 a 10,68 10,28 
3 10,92 10,51 
3 a 11,16 10,74 
4 11,41 10,98 
4 a 11,66 11,23 
5 11,92 11,47 
5 a 12,19 11,73 
6 12,46 11,99 
6 a 12,74 12,26 
7 13,02 12,53 
7 a 13,31 12,81 
8 13,60 13,09 
8 a 13,91 13,39 
9 14,22 13,68 
**) gern. § 29 a Nr. 1 Satz 2 DienstVO 
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Nr. 29 

Bekanntmachung der Änderung der Geschäftsordnung der
Synode der Konföderation evangelischer Kirchen in 

Niedersachsen vom 12. März 2005 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Änderung der Geschäfts­
ordnung der Synode der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen vom 12. März 2005 (Kirchl. Amtsblatt Hannover Nr. 
0512005, S. 71) bekannt. 

Oldenburg, den 7. September 2005 

Der Oberkirchenrat der 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

S chr a d er 
Oberkirchenrat 

Änderung der Geschäftsordnung der Synode der
Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

Hannover, den 20. April 2005 
Die 8. Synode der Konföderation eY.angelischer Kirchen in Nieder­
sachsen hat am 12. März 2005 eine Anderung der Geschäftsordnung 
der Synode beschlossen, die nachstehend veröffentlicht wird. 

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 
- Geschäftsstelle -

B e h r e n s

Änderung der Geschäftsordnung der Synode der
Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen vom 

12. März 2005

Auf Grund des § 6 Abs. 8 des Vertrages über die Bildung einer Kon­
föderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen vom 7./16./30. 
Dezember 1970, 7./11. Januar 1971, zuletzt geändert durch den Ver­
trag vom 13. Juni 2002 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 165), wird die 
Geschäftsordnung der Synode der Konföderation evangelischer Kir­
chen in Niedersachsen vom 28. September 2002 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover S. 236) wie folgt geändert: 

Artikel 1 

1. § 2 wird wie folgt geändert:
a. Absätze 1 bis 3 werden wie folgt neu gefasst:

,,(1) Die Präsidenten der gliedkirchlichen Synoden bilden das
Präsidium. Die Synode wählt aus dem Präsidium einen Präsi­
denten und einen Stellvertreter.
(2) Wenn ein Präsident in Folge der Beendigung der Amtszeit
seiner Synode aus seinem gliedkirchlichen Amt ausscheidet,
bleibt er Mitglied der Konföderationssynode und des Präsidi­
ums.
(3) Scheidet ein Präsident vor Ablauf der regulären Amtszeit
aus seinem Amt als Präsident der gliedkirchlichen Synode
aus, so verliert er dadurch seinen Sitz in der Konföderations­
synode. Sein Nachfolger im gliedkirchlichen Amt rückt nach.
Scheidet der Präsident oder der Vizepräsident der Konfödera­
tionssynode auf diesem Wege aus, so sind beide Ämter neu zu
wählen. Sind beide vor einer möglichen Neuwahl ausgeschie­
den, so regeln die verbliebenen Präsidiumsmitglieder die Ver­
tretung bis zur Neuwahl."

b. Aus den bisherigen Absätzen 2 bis 5 werden die Absätze 4 bis
7.

2. In § 8 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „zehn" durch das Wort
,,zwölf' ersetzt.

3. § 12 Abs. 3 wird wie folgt geändert:
a. Satz 5 wird wie folgt neu gefasst:

,,§ 2 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend."
b. Der bisherige Satz 6 wird gestrichen.
c. Der bisherige Satz 7 wird Satz 6.

4. Es findet eine Ergänzung um einen neuen § 14 mit folgendem
Wortlaut statt:
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,,§ 14 
Reisekosten, Verdienstausfall 

und Vertretungsentschädigungen 
(1) Für die Zahlung von Reisekosten (Tage-, Übernachtungsgel­
der und Fahrkosten), Verdienstausfall und Vertretungsentschädi­
gungen an die Mitglieder der Synode bei Tagungen der Synode, 
Ausschusssitzungen und in anderen Fällen finden die Bestim­
mungen Anwendung, die für die jeweilige gliedkirchliche Syn­
ode gelten. 
(2) Die Kosten nach Absatz 1 trägt die entsendende Kirche."

Artikel 2 
1. Artikel ! tritt am 1. Januar 2006 in Kraft.
2. Das In-Kraft-Treten ist in den Amtsblättern der Gliedkirchen be­

kannt zu machen.
3. Die Geschäftsstelle der Konföderation wird ermächtigt, die Ge­

schäftsordnung der Synode der Konföderation evangelischer Kir­
chen in Niedersachsen in der geltenden Fassung bekannt zu ma­
chen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlautes zu beseitigen.

Nr.30 

Bekanntmachung des Haushaltsplanes der Konföderation 
evangelischer Kirchen in Niedersachsen für die Haushaltsjahre 

2005 und 2006 
Nachstehend gibt der Oberkirchenrat den Haushaltsplan der Konfö­
deration evangelischer Kirchen in Niedersachsen für die Haushalts­
jahre 2005 und 2006 (Kirchl. Amtsblatt Hannover Nr. 05/2005, 
S. 70) bekannt.

Oldenburg, den 7. September 2005 
Der Oberkirchenrat der 

Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 
Schrader 

Oberkirchenrat 

Haushaltsplan der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen für die Haushaltsjahre 2005 und 2006 

Hannover, den 20. April 2005 
Nachstehend veröffentlichen wir den Haushaltsplan der Konfödera­
tion evangelischer Kirchen in Niedersachsen für die Haushaltsjahre 
2005 und 2006 in einer Gesamtübersicht. Die 8. Synode der Konfö­
deration hat den Haushaltsbeschluss am 12. März 2005 gefasst und 
damit den Haushaltsplan festgestellt. 

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 
Geschäftsstelle -

Be h r e n s

Zusammenstellung der Einnahmen und Ausgaben 

Bezeichnung Einnahme Ausgabe Einnahme Ausgabe 
Ansatz Ansatz Ansatz Ansatz 
2005 2005 2006 2006 
EUR EUR EUR EUR 

1 2 3 4 5 
0410 Vereinig. ev. Religionslehrer BBS 2.500 2.500 
0570 Gesamtpfarrvertretung 2.100 2.100 
0680 Theologisches Prüfungsamt 9.800 9.800 7.900 7.900 
1520 Kirchl. Dienst in Polizei und Zoll 364.700 370.800 
1553 Nds. Arbeitskreis 

Konziliarer Prozess 6.557 6.557 6.557 6.557 
4130 EZ (Soldatenausgabe) 30.907 30.907 
4139 Verband Ev. Publizistik gGmbH 1.075.855 1.075.855 
4221 Ev. Kirchenfunk Nieders. GmbH 1.109.842 1.109.842 
5200 Ev. Erwachsenenbildung 1.002.724 1.011.126 
5500 Kirchengesch. Wissenschaft 8.260 8.260 
7100 Synodale Gremien 1.000 1.000 
7140 Synode 1.000 l.000
7200 Rat 450 450
7300 Konferenz der ltd. Geistlichen 450 450
7400 Beratende Gremien 6.000 6.000 
7600 Geschäftsstelle 368.100 373.200 
7691 Arbeits- u. Dienstr. Kommission 131.750 131.750 133.650 133.650 
7692 Arbeitsr. Komm. d. Diakonie 205.000 205.000 210.000 210.000 
7710 Rechnungsprüfng 11.250 11.250 
7820 Rechtshof 24.965 24.965 25.276 25.276 
7860 Schiedsgerichtsbarkeit 41.510 41.510 41.720 41.720 
7880 Schlichtungskommission 1.087 1.087 1.025 1.025 
8300 Geld-(Kapital-) Vermögen 0 0 0 0 
9120 Kirchensteuern in der Konföderation 23.300 23.600 
9200 Allgem. Umlage d. Kirchen 3.906.199 3.965.340 
9811 Verstärkungsmittel 89.000 37.000 
9900 Abwicklung der Vorjahre/ 

Überschuss aus dem Vorvorjahr 191.239 100.000 

Summe 4.518.107 4.518.107 4.491.468 4.491.468 
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Nr. 31 

Bekanntmachung der 13. Änderung der Satzung der 
Norddeutschen Kirchlichen Versorgungskasse für Pfarrer und 

Kirchenbeamte (NKVK) 
Nachstehend veröffentlichen wir eine Bekanntmachung des Vor­
standes der Norddeutschen Kirchlichen Versqrnungskasse für Pfar­
rer und Kirchenbeamte (NKVK) über die 13. Anderung der Satzung 
der Versorgungskasse. 

Oldenburg, den 7. September 2005 

Der Oberkirchenrat der 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Schrader 
Oberkirchenrat 

Bekanntmachung der 13. Änderung der Satzung der 
Norddeutschen Krchlichen Versorgungskasse für Pfarrer und 

Kirchenbeamte (NKVK) 
Hannover, den 9. Juni 2005 
Nachstehend veröffentlichen wir eine Bekanntmachung des Vor­
standes der Norddeutschen Kirchlichen Versorgungskasse für Pfar­
rer und Kirchenbeamte (NKVK) über die dreizehute Äuderung der 
Satzung der Versorgungskasse. 

Das Landeskirchenamt 
D r .  v. V i e tinghoff 

Bekanntmachung 
Gemäß Arikel 12 Abs. 2 des Vertrages über die Errichtung einer ge­
meinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte geben 
wir nachstehend die dreizehnte Änderung der Satzung der Nord­
deutschen Kirchlichen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchen­
beamte (NKVK) bekannt, nachdem diese vom Landeskirchenamt in 
Hannover aufsichtlich genehmigt worden ist. 

Hannover, den 7. Juni 2005 

Der Vorstand 
Der Norddeutschen Kirchlichen Versorgungskasse 

für Pfarrer und Kirchenbeamte 
Dr . Fischer 

- Vorsitzender -

Dreizehnte Änderung der Satzung der Norddeutschen 
Kirchlichen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte 

(NKVK) vom 19. Mai 2005 
Der Verwaltungsrat der Norddeutschen Kirchlichen Versorgungs­
kasse für Pfarrer und Kirchenbeamte hat mit Genehmigung des Lan­
deskirchenamtes in Hanover die folgende Satzungsänderung be­
schlossen: 
1. § 5 Abs. 8 erhält folgenden Wortlaut:

,,Der Vorstand fasst seine Beschlüsse grundsätzlich in Sitzungen.
In dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Abstimmung auf
schriftlichem oder fernmündlichem Wege herbeiführen, wenn
kein Widerspruch erhoben wird. Das Ergebnis der fernmündli­
chen Abstimmung ist zu dokumentieren."

2. In§ 16 Abs. 4 und§ 23 Abs. 4 lit. d werden die Worte ,,§ 1 des
Schwerbehindertengesetzes" durch die Worte,,§ 2 Abs. 2 des So­
zialgesetzbuchs IX" ersetzt.

3. § 27 Abs. 1 Satz 2 entfällt.
4. § 32 Abs. 1 Sätze 2 und 3 werden durch folgenden Satz 2 ersetzt:

,,Hilf diese dem Widerspruch nicht ab, hat sie ihn unter Ein­
schaltung der beteiligten Kirche dem Dienstherrn des Versor­
gungsberechtigten vorzulegen."
Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden Sätze 3 und 4.
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5. In § 36 Abs. 1 Satz 2 und § 37 Satz 3 entfallen die Worte „mit
Ausnahme der Sätze 2 und 3 des Absatzes 1 ".

Nr. 32 

Bekanntmachung eines Hinweises auf die Neubildung der 
Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission der Konföderation 

evangelischer Kirchen in Niedersachsen 
Nachstehend gibt der Oberkirchenrat den Hinweis auf die Neubil­
dung der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission der Kouföde­
ration evangelischer Kirchen in Niedersachsen (Kirchl. Amtsblatt 
Hannover Nr. 08/2005, S. 175) bekannt. 

Oldenburg, den 7. September 2005 

Der Oberkirchenrat der 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Sc h r a d e r  
Oberkirchenrat 

Neubildung der Arbeits- und Dienstrechtlichen Kommission 
der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

Hannover, den 4. Juli 2005 
Gemäß§ 16 Abs. 4 des Kirchengesetzes der Konföderation evange­
lischer Kirchen in Niedersachsen über die Rechtsstellung der Mitar­
beiter und Mitarbeiterinnen (Mitarbeitergesetz) vom 11. März 2000 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 92), zuletzt geändert durch das Kir­
chengesetz vom 29. März 2001 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 52), 
wird bekannt gegeben, dass die Arbeits- und Dienstrechtliche Kom­
mission mit Wirkung vom 1. November 2005 neu zu bilden ist. 
Gemäß § 17 Abs. 3 des Mitarbeitergesetzes haben die beruflchen 
Vereinigungen der Mitarbeiter unter Berücksichtigung einer Aus­
schlussfrist von einem Monat nach dieser Bekanntmachung die 
Möglichkeit, der Geschäftsstelle der Konföderation anzuzeigen, 
dass sie Vertreter in die Arbeits- und Dienstrechtliche Kommission 
entsenden wollen. 

Der Rat der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen 

D r .  v .  V i e t i n g h o ff 
- stellvertretender Vorsitzender -

Nr.33 

Bekanntmachung der Neubildung und Zusammensetzung der 
Gesamtpfarrvertretung der Konföderation evangelischer 

Kirchen in Niedersachsen 
Nachstehend gibt der Oberkirchenrat die Neubildung und Zusam­
mensetzung der Gesamtpfarrvertretung der Konföderation evangeli­
scher Kirchen in Niedersachsen (Kirchl. Amtsblatt Hannover Nr. 
08/2005, S. 174) bekannt. 

Oldenburg, den 7. September 2005 

Der Oberkirchenrat der 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

S c h r a d e r  
Oberkirchenrat 

Gesamtpfarrvertretung der Konföderation evangelischer 
Kirchen in Niedersachsen 

Hannover, den 4. Juli 2005 
Die Gesamtpfarrvertretung hat sich in ihrer Sitzung am 8. November 
2004 neu konstituiert. Sie setzt sich wie folgt zusammen: 
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Landeskirche 

Hannover 

Braunschweig 

Oldenburg 

Ev.-ref. Kirche 

Mitglied 

Herbert Dieckrnannn 
Dornröschenweg 3 
31787 Hameln 
Burkhard Kindler 
Bernwardstraße l 
31246 Lahstedt 
Heinrich Riebesell 
Röntgenstraße 30 
21335 Lüneburg 
Detlef Gottwald 
Kirchwete 2 
38165 Lehre 
Rainer Kopisch 
Zuckerbergweg 26 
38124 Braunschweig 
Werner Könitz 
Schulstraße 5 
26935 Stadland 
Karin Kaschlun 
Bloherfelder Straße 170 
26129 Oldenburg 
Günter 0. Faßbender 
Pastor-Busch-Straße 7 
26802 Tergast 

Schaumburg-Lippe Jörg Böversen 
Schulstraße 18 
31655 Stadthagen 

Stellvertreter/in 

Dr. Bernd Brauer 
Scharnhorststraße 10 
29683 Fallingbostel 
Andreas Dreyer 
Am Kirchplatz 5 
31628 Landesbergen 
Anneus Buisman 
Esenser Straße 215 
26607 Aurich 
Martin Senftleben 
Am breiten Stein 19 
38642 Goslar 

Hiltrud W arntjen 
Im Kühl 3 
49377 Vechta 
Andreas Kahnt 
Corporalskamp 2 
26340 Zetel 
Tjabo Müller 
In der Stadt 1 
49849 Wilsum 
Gottfred Peters 
Ootmarsumer Weg 4 
48527 Nordhorn 
Bärbel Sadau 
Vor den Secheln 9 
31693 Hespe 

Die Gesamtpfan·vertretung hat in ihrer konstituierenden Sitzung Pa­
stor Günter 0. Faßbender zum Vorsitzenden und Pastor Detlef Gott­
wald zum stellvertretenden Vorsitzenden gewählt. 

Konioderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

- Geschäftsstelle -
Behr e n s

Nr. 34 

Bekanntmachung des Ergebnisses der Wahl zur 
Pfarrervertreitung am 16. Februar 2005 

Nachstehend gibt der Oberkirchenrat gemäß § 2 Abs. 9 des Pfarrer­
vertretungsgesetzes das Ergebnis der Wahl zur Pfarrervertretung be­
kannt. 
In die Pfarrervertretung wurden gewählt: 
Pfarrern Sabine Arnold, Cloppenburg, 
Pfarrerin Susanne Bruns, Ganderkesee, 
Pfarrer Christan Egts, Emstek, 
Pfarrerin Susanne Jürgens, Eversten, 
Pfarrer Werner Könitz, Rodenkrchen, 
Pfarrerin Silke Steveker, Oldenburg und 
Pfarrern Hiltrud Warntjen, Vechta. 
Zu Stellvertretern wurden gewählt: 
Pfarrerin Sygun Hundt, Augustfehn, 
Pfarrerin Uta Ziegeler, Westerstede, 
Pfarrer Udo Dreyer, Edewecht, 
Pfarrer Dietrich Schneider, Neuengroden, 
Pfarrerin Barbara Bockentin, Waddewarden-Westrum, 
Pfarrern Doris Bade, Nordenham und 
Pfarrerin Sabine Lueg, Stadtkirche Delmenhorst. 

Oldenburg, den 29. September 2005 
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Der Oberkirchenrat der 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Krug 
Bischof 

Nr.35 

Einberufung zur 7. Tagung der 46. Synode 

Die 46. Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg 
wird zu einer Tagung auf 

Donnerstag, den 2. Juni 2005, 

einberufen. 
Die Tagung der Synode wird um 9.00 Uhr in der St-Ulrichs-Kirche 
in Rastede mit einem Abendmalsgottesdienst, der von Herrn Kreis­
pfarrer Holger Harrack gehalten wird, eröffnet. 
Die Verhandlungen der Synode beginnen gegen 10.30 Uhr in der 
Heimvolkshochschule Rastede-Hankhausen und werden voraus­
sichtlich am Freitag, dem 3. Juni 2005, beendet sein. 
Am Sonntag, dem 29. Mai 2005, ist gemäß Artikel 82 der Kirchen­
ordnung in allen Gottesdiensten der Synode fürbittend zu gedenken. 
Anträge und Eingaben an die Synode sind bis zum 19. Mai 2005 
über den Oberkirchenrat einzureichen. 

Oldenburg, den 18. April 2005 

Der Oberkirchenrat der 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Kru g 
Bischof 

Nr.36 

Bekanntmachung der Nachwahlen in die Ausschüsse der 
46. Synode der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg

Die 46. Synode hat in ihrer Sitzung am 3. Juni 2005 folgende Wahl 
durchgeführt: 
Frau Pfarrerin Dorothea Patberg, Stedinger Str. 37 c i 27753 Del­
menhorst in den Ausschuss für Diakonie, Gesellschaft und Öffent­
lichkeit und in den Ausschuss für Gemeindedienst und Seelsorge. 

Nr.37 

Bekanntmachung der Nachwahl in die 8. Synode der 
Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen 

Die 46. Synode hat in ihrer Sitzung am 3. Juni 2005 folgende Nach­
wahl durchgeführt: 
Herrn Pfarrer Joachim Tönjes, Hauptstr. 45 a, Stollham, 26969 But­
jadingen in die 8. Synode der Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen. 

Nr.38 

Bekanntmachung der Wahl zum Kuratorium des 
Ev. Jugendheimes Blockhaus Ahlhorn 

Die 46. Synode hat in ihrer Sitzung am 3. Juni 2005 folgende Syn­
odale in das Kuratorium des Ev. Jugendheimes Blockhaus Ahhorn 
gewählt: 
Als Mitglied: 
Herrn Heinz Heinsen, Quellenweg 14 in 26197 Großenkneten und 
Herrn Herbert Oltmanns, Braamweg 27 in 26340 Zetel. 
Als Stellvertreter: 
Herrn Hans-Jürgen Kühn, Wicheler Weiden 6 in 49393 Lohne und 
Herrn Uwe Möller, Marderstr. 4 in 26655 Westerstede. 

Oldenburg, den 8. September 2005 

Der Oberkirchenrat der 
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg 

Schrader 
Oberkirchenrat 
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